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7Vorwort des Herausgebers
Die Schriftenreihe Industrielle Beziehungen versammelt Texte über einen Ge-
genstand, dessen empirische Erforschung und theoretische Reflexion in der
Bundesrepublik Deutschland bisher einen eher randständigen Status ein-
nahm. Gemeint sind die wirtschaftlichen Austauschverhältnissè und sozia-
len Konfliktbeziehungen zwischen Kapital und Arbeit im gesellschaftlichen
Kontext, die - in Anlehnung an die englische Terminologie - als Industrielle
Beziehungen bezeichnet werden (andere sprechen von Arbeitsbeziehungen,
Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen oder dergleichen). Im Brennpunkt
dieses Gegenstandsbereichs stehen die Auseinandersetzungen und Kom-
promisse der beteiligten Akteure über die faktische Gestaltung und norma-
tive Regelung von Arbeitsverhältnissen abhängig Beschäftigter sowie die
aus diesen Prozessen hervorgehenden Normen, Verträge, Institutionen und
Organisationen. Da das Forschungsgebiet zentrale gesellschaftliche Kon-
flikte und widerstreitende Interessen einschließt, ist schon aus diesem
Grunde eine geschlossene und allseits akzeptierte Theorie des Gegen-
standsbereichs nicht zu erwarten. Ein anderer Grund ergibt sich aus der In-
terdisziplinarität des Zugangs. Theoretischer Pluralismus und Eklektizismus
herrscht auch in jenen Ländern vor, den angelsächsischen, die bereits auf
eine lange und bemerkenswerte Forschungstradition zurückblicken können.
Nur am Rande sei vermerkt, daß die deutschen Sozial- und Wirtschaftswis-
senschaften es nach dem Zweiten Weltkrieg versäumt haben, an ihre eigene
Tradition anzuknüpfen; erst allmählich, auf dem Umweg der Rezeption an-
gelsächsischer Industrial Relations-Forschung, bahnt sich die späte Aneig-
nung jenes wissenschaftlichen Schriftums an, für das Namen wie Lujo Bren-
tano, Goetz Briefs, Adolf Weber, Emil Lederer, Hugo Sinzheimer und
Adolph Geck stehen.
Freilich kann es nicht Aufgabe dieser Schriftenreihe sein, die Gründung ei-
ner (in Deutschland fehlenden) Disziplin nachzuholen. Aber unstreitig for-
dert der globale Strukturwandel eine intensivere Beschäftigung mit der
Rolle der Industriellen Beziehungen in den gegenwärtigen, weltweiten
Umbrüchen des Systems der gesellschaftlichen Produktion und Arbeit. Für
verschiedene Wissenschaftszweige (z.B. Industrie- und Techniksoziologie,
8Betriebs- und Personalwirtschaftslehre, Arbeitsrecht) haben die Industriel-
len Beziehungen erheblich an Bedeutung gewonnen. Seit einigen Jahren
arbeiten Forschergruppen an verschiedenen Hochschulen und Instituten,
teilweise unterstützt durch das von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
hierfür eigens eingerichtete Schwerpunktprogramm, intensiv über Fragen
des "Strukturwandels der Industriellen Beziehungen". Aufgrund dieser
neueren Entwicklung ist in den nächsten Jahren mit einer vermehrten Pu-
blikation von Studien und Arbeiten aus diesem Bereich zu rechnen. Die
Schriftenreihe Industrielle Beziehungen ist ein Ausdruck dieses anwachsenden
Interesses.
Der Band "Rationalisierungsdynamik und Betriebsgemeinschaft" handelt
von den Industriellen Beziehungen in Japan. Bèschrieben wird, wie die ja-
panischen Gewerkschaften den Konjunkturumbruch Mitte der siebziger
Jahre und den nachfolgenden Rationalisierungsschub problemlos bewältig-
ten. Gefragt wird nach den Gründen der widerstandslosen Anpassung an
die geänderten ökonomischen Erfordernisse. Vom Management gezielt
eingesetzte Strategien zur Sozialintegration und "Vergemeinschaftung" des
Kollektivs der gewerkschaftlich organisierten Stammbelegschaften waren
dafür entscheidend. Dabei waren auch spezifisch japanische, kulturelle
Traditionen im Spiel, wichtiger jedoch war, wie sie genutzt wurden. Die Un-
tersuchung bestätigt die These, daß die Industriellen Beziehungen Japans
dem westlichen Modell sich nicht annähern, sondern sich eher von ihm ent-
fernen und einem eigenen Entwicklungspfad folgen. Die hierzulande gele-
gentlich geäußerten Erwartungen, die japanischen Verhältnisse würden sich
denen in Westeuropa angleichen, dürften so rasch nicht eingelöst werden.
Ebenso wird plausibel, daß der Übertragung japanischer Managementstra-
tegien nach Westeuropa enge Grenzen gezogen sind.
Walther Müller-Jentsch
9Vorbemerkung
Dieser Band ist das schließliehe Ergebnis eines Forschungsvorhabens, das
sich zum Ziel gesetzt hatte, den Reaktionen der japanischen Gewerkschaf-
ten auf den in den siebziger Jahren einsetzenden Rationalisierungsschub
nachzugehen. Sehr rasch, nach Durchsicht der wichtigsten Literatur, erwies
sich, daß die japanischen Gewerkschaften die Umstellung auf die neue Si-
tuation problemlos zu bewältigen vermochten. Zu fragen war nach den
Gründen. Die partikularistische, auf das jeweilige Unternehmen eingeengte
Vertretungspolitik der Betriebsgewerkschaften schien als Erklärung nicht
ausreichend. Die Fragestellung hatte sich auf die sozialen Prozesse zu rich-
ten, denen sich die hohe Anpassungsfähigkeit der japanischen Betriebsge-
werkschaften verdankt. Dies schien nicht zuletzt auch deshalb angezeigt,
weil die strukturell-ökonomisch ausgerichtete Betrachtungsweise der Ar-
beitsökonomik, die in Japan - eingespielten Regeln der akademischen Ar-
beitsteilung folgend - die Untersuchung der Industriellen Beziehungen be-
herrscht, nicht selten unbedacht in der englisch- und deutschsprachigen Li-
teratur über Japan übernommen wird. Überdies bot diese Fragestellung
Gelegenheit, Problemen nachzugehen, die sich schon früher bei der Lek-
türe japanischer Autoren und bei Diskussionen mit japanischen Kollegen
aufgedrängt hatten.
Die interpretierende Analyse der sozialen Prozesse in den Beziehungen
zwischen Management und Betriebsgewerkschaften beruht vornehmlich auf
der Auswertung von empirischen Untersuchungen, soweit sie in Englisch
vorlagen, sowie der englischen und deutschen Literatur zum Thema. Die
Auswertung einiger wichtiger japanischer Texte und Experteninterviews be-
sorgte Frau Dr. Chong-Sook Kang. Ihr sei an dieser Stelle ausdrücklich ge-
dankt.
Angesichts der eingeschränkten Materialbasis konnten zu einigen Fragen
nur indirekte und tentative Aufschlüsse gewonnen werden, so etwa über die
internen Prozesse von Betriebsgewerkschaften, ihre Interaktions- und
Kommunikationsstruktur und ihre spezifischen Verfahren der Interessen-
vertretung. Oft waren nur plausible Vermutungen möglich. Unzulänglich
und ergänzungsbedürftig sind daher die generalisierenden Aussagen. Es ist
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unwahrscheinlich, daß Betriebsgewerkschaften, auch die großer Unterneh-
men, in ihrer inneren Struktur wie auch in ihrer Politik dem gleichen Mu-
ster folgen; auch Vermutungen über Differenzen der relativen Stärke und
Durchsetzungsfähigkeit waren nur selten möglich. In japanischen Darstel-
lungen wird vielfach der politisch-ideologischen Ausrichtung der Gewerk-
schaften und ihrer Verbände große Aufmerksamkeit geschenkt; über eine
empirisch gehaltvolle Typologie, so versicherten japanische Kollegen, ver-
fügten auch sie nicht.
Der vorliegende Bericht ist fraglos von einer "eurozentrierten" Perspektive
geprägt. Die verwendeten theoretischen Begriffe führen "westliche", indivi-
dualistische Konnotationen mit sich, deren Angemessenheit zur Diskussion
steht und von Japanologen bestritten werden dürfte. Jedoch ist daran zu
erinnern, daß auch in den Analysen der japanischen Arbeitsökonomen,
seien sie neoklassischen oder auch marxistischen Zuschnitts, mit Kategorien
operiert wird, die in gleicher Weise "westlichen" Charakter haben. Und nur
sehr selten wird von japanischen Autoren (in Englisch vorliegenden Texten)
versucht, die kulturell spezifischen Aspekte der Industriellen Beziehungen
Japans mit japanischen Begriffen näher zu umschreiben und theoretisch zu
bestimmen. "Eurozentriert" ist die Betrachtungsweise auch darin, daß die
Frage der Sozialintegration motiviert ist von der nach der sozialen Un-
gleichheit. Sie ist für die Analyse der Beziehungen von Gewerkschaften,
Arbeitgeberverbänden und Management in westlichen Gesellschaften kon-
stitutiv; für die japanischen Sozialwissenschaften ist das weit weniger der
Fall' - wie überhaupt soziale Ungleichheiten weit seltener thematisiert wer-
den. Es kommen daher Zweifel auf, ob der Begriff des Interesses überhaupt
ein japanisches Äquivalent hat. Daß gleichwohl der Begriff in seiner "west-
lichen" Bedeutung verwendet wird, soziale Ungleichheit als legitimations-
bedürftig angesehen wird, kann seine Begründung allein daraus beziehen,
daß Gewerkschaften und ihre Tätigkeit nicht ohne ihn gedacht werden
können.
Die genannten Vorbehalte ließen mich zunächst zögern, den Forschungsbe-
richt in der vorliegenden Form zu publizieren. Jedoch die Kollegen, die sich
der Mühe unterzogen, ihn zu lesen, darunter auch Japanologen und japani-
sche Arbeitsökonomen, ermutigten mich dazu, es zu riskieren. Ihrer Kritik
und ihren Anregungen sei an dieser Stelle gedankt. Der Text wurde im
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Frühjahr 1989 niedergeschrieben und im Sommer 1990 überarbeitet. Der
Verfasser bedankt sich bei Frau Jutta Zabel für die Mühe der Transkription
mehrfach veränderter Versionen des Textes.
Der Stiftung Volkswagenwerk sei gedankt für die großzügige Förderung des
Forschungsvorhabens und Frau Dr. Helga Junkers für Entgegenkommen
und Hilfe bei der Abwicklung des Projekts.
Joachim Bergmann
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1. Die japanischen Gewerkschaften: Anpassung ohne Wi-
derstand
Mit Recht wird in zahlreichen Kommentaren zum ökonomischen Aufstieg
Japans der positive Beitrag der Gewerkschaften hervorgehoben. Gelegent-
lich wird den Industriellen Beziehungen Japans, vor allem den Betriebsge-
werkschaften attestiert, sie seien der gegenwärtigen Phase der kapitalisti-
schen Entwicklung mit der Dominanz interner Arbeitsmärkte in besonderer
Weise angemessen. Solche Urteile ziehen ihre Begründung vor allem aus
der Entwicklung seit dem tiefen Konjunktureinbruch Mitte der siebziger
Jahre, Tatsächlich haben sich die japanischen Gewerkschaften den Bedin-
gungen drastisch verringerten Wachstums angepaßt und sich ungemein ko-
operativ verhalten. Die Reallohnsteigerungen blieben deutlich unter dem
Produktivitätsanstieg; das Konfliktniveau - gemessen an den Ausfallstagen -
ging auf den niedrigsten Stand seit 1945 zurück; die Arbeitszeiten wurden
länger als kürzer und dem technischen und organisatorischen Rationalisie-
rungsschub begegneten die 'Gewerkschaften nicht mit Widerstand, sondern
gaben ihm vielfache Unterstützung. Seit 1975 freilich stagnieren die Mit-
gliederzahlen bei ständig sinkendem Organisationsgrad. (Tabelle 1 und 9
und Deutschmann 1988)
Demgegenüber nimmt sich die Politik der Gewerkschaften in der Bundes-
republik seit Mitte der siebziger Jahre widerständig und kämpferisch aus:
Rationalisierungsschutzverträge, die Konflikte um die Arbeitszeitverkür-
zung, der Widerstand gegen den § 116 AFG und staatliche Deregulie-
rungsmaßnahmen zur F1exibilisierung von Beschäftigungsverhältnissen sind
dafür Belege - obwohl den Gewerkschaften der Bundesrepublik in der Ver-
gangenheit eine kooperative Politik bescheinigt werden mußte. Das Kon-
f1iktniveau lag vor 1975nicht nur deutlich unter dem der meisten westlichen
Industrieländer, sondern - wiederum gemessen an den Ausfallszahlen -
auch unter dem Japans (Müller-Jentsch 1979,25). Der sechswöchige Streik
der IG Metall 1984 jedoch hatte eine Parallele einzig im britischen Bergar-
beiterstreik - der allerdings endete mit einer Niederlage, während die IG
Metall einen achtbaren Kompromiß erzielte.
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Fraglos sind die deutlichen Unterschiede in den Reaktionen der japani-
schen und der bundesrepublikanischen Gewerkschaften auf die veränderte
wirtschaftliche Entwicklung mit drastisch verringerten Wachstumsraten,
anhaltender Arbeitslosigkeit - auch in Japan (Ernst 1980, 194; Ernst 1986,
179f.) - und beschleunigter Rationalisierung in Produktion und Verwaltung
zunächst durch die sehr verschiedenen institutionellen Strukturen der Indu-
striellen Beziehungen in beiden Ländern zu erklären: in Japan eine große
Zahl von autonomen Betriebsgewerkschaften (1986: 74.499, Tabelle 9), die
ausschließlich "regulär", d.h. die ständig beschäftigten "Stammbelegschaf-
ten" organisieren und nur für sie Kollektivverträge mit dem betrieblichen
Management abschließen. In der Bundesrepublik wenige Industriegewerk-
schaften und zentralisierte Arbeitgeberverbände mit umfassender, ganze
Industriezweige einschließender Vertretungskompetenz und verbindlichen
großflächigen Kollektivverträgen; daneben von den Gewerkschaften unab-
hängige betriebliche Interessenvertretungen mit kodifizierten Mitbestim-
mungsrechten. Nicht weniger verschieden sind Qualifizierungssysteme und
Arbeitsmärkte: in Japan ausschließlich betrieblich organisierte und auf die
betrieblichen Erfordernisse abgestellte Qualifizierung mit der Folge stark'
segmentierter und gegeneinander abgedichteter interner Arbeitsmärkte. In
der Bundesrepublik das duale Berufsbildungssystem mit einer begrenzten
Zahl standardisierter Berufsabschlüsse, das die Struktur des gesamten Ar-
beitsmarktes wie auch die internen Arbeitsmärkte der Großbetriebe nach-
haltig bestimmt.
Die institutionellen Strukturen der Industriellen Beziehungen bilden indes-
sen nur die Rahmenbedingungen für die Interessenvertretung. Sie grenzen
das Spektrum möglicher Vertretungspolitiken ein, geben bestenfalls ihre
ungefähre Richtung an. Wie das Beispiel der großen Konflikte in den Jah-
ren 1946-54 und vereinzelt auch später (1959/60 Miike Mitsui Bergarbeiter-
streik) zeigt, sind auch Betriebsgewerkschaften zu militanter Interessenver-
tretung fähig und für Betriebsgewerkschaften - so könnte man vermuten -
liegt eine Politik betrieblicher Mitbestimmung und der "shop floor control"
sogar nahe. Solchen Vertretungsstrategien stehen in Japan weit weniger
rechtliche Barrieren entgegen als in der Bundesrepublik (Hanami 1983).
Ebensowenig sind Industriegewerkschaften auf eine sektorale, an makro-
ökonomischen Größen ausgerichtete Lohnpolitik festgelegt; sie können
ihre Politik auch an den organisationsrelevanten Großbetrieben, Betriebs-
15
räten und Mitgliedergruppen ausrichten. Welche Strategie sich als domi-
nante durchsetzt wird wesentlich bestimmt durch die Prozesse der Artikula-
tion und Strukturierung von kollektiven Interessen. Dabei sind die institu-
tionellen Strukturen der Industriellen Beziehungen nur ein Moment neben
anderen. Daß sich in den japanischen Gewerkschaften eine Politik weitge-
hender Anpassung an betriebliche Erfordernisse durchsetzen konnte, er-
klärt sich durch die Besonderheiten des japanischen Managementssystems.
In Reaktion auf die Durchsetzung des Prinzips der Beschäftigungsgarantie
und des Senioritätslohns zu Beginn der fünfziger Jahre gelang es dem Ma-
nagement der japanischen Unternehmen Verfahren und Praktiken zu insti-
tutionalisieren, die eine weitgehende Kontrolle über die Herausbildung
kollektiver Interessen sicherstellen und sie mit denen des Managements
kongruent werden lassen. Diese "Parallelisierung der Interessen" erwies sich
als ungemein wirksam. Sie schafft einen sozialen Zusammenhalt in den
Kernbelegschaften, der mit dem Begriff der "Betriebsgemeinschaft" oder
des "Betriebsfamilismus" zutreffend bezeichnet werden kann. Hierin vor
allem liegt die Differenz zu den Verhältnissen in der Bundesrepublik. Es
geht daher vor allem darum, die spezifische Kohäsion des betrieblichen So-
zialsystems in Japan näher zu bestimmen, die sie konstituierenden Prozesse
und Mechanismen aufzuhellen. Ihnen vor allem ist die friktionslose Verar-
beitung des von den Innovationen der Mikroelektronik ausgelösten Ratio-
nalisierungsschubs zuzuschreiben. Der so beliebte Rekurs auf kulturelle
Traditionen, der die Phänomene eher verdunkelt als erklärt, läßt sich somit
vermeiden.
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2. Die dominanten Rationalisierungsstrategien: Compu-
tertechnologien und flexibilisierte Beschäftigungsfor-
men
Die sozialwissenschaftliche Diskussion in Japan wie auch die einschlägigen
Untersuchungen richtet sich vor allem auf zwei Problembereiche: zum
einen die Folgewirkungen der neuen computergestützten Technologien für
Beschäftigung, Arbeitsanforderungen und Arbeitsbedingungen, zum ande-
ren auf die Dynamisierung von flexiblen Beschäftigungsformen, von Zeit-
und Teilzeitarbeit sowie neue Formen des Arbeitskräfteverleihs. Weniger
Aufmerksamkeit als in der Bundesrepublik fanden bislang die organisati-
onstechnologische Vernetzung von Teilprozessen und Betriebsabteilungen.
2.1 Die Einführung neuer Technologien in Produktion und Verwaltung
vollzog sich in Japan mit bemerkenswerter Geschwindigkeit und in großer
Breite (Lenz 1988, 409ff.). Dafür verantwortlich war vor allem die Indu-
striepolitik des MITL Schon in den sechziger Jahren wurden die Entwick--
lung der Mikroelektronik gefördert und der Aufbau einer Halbleiterindu-
strie forciert. Beschleunigt wurde die breite Nutzung der neuen Technolo-
gien durch den Schock der beiden Ölpreissteigerungen 1974 und 1978.
Nach Erhebungen des Arbeitsministeriums (Shirai 1985, 369ff) waren 1983
in jedem zweiten Betrieb (über 100 Beschäftigte) der verarbeitenden (ma-
nufacturing) Industrie computergestützte Technologien in der Fertigung im
Einsatz; die höchsten Werte erreichten der Maschinenbau (74%), der Fahr-
zeugbau (73%), Elektrotechnik (72%), Druckindustrie (69%) und Präzisi-
onsinstrumentenbau (68%), In den Verwaltungsabteilungen und den tech-
nischen Büros wurden Geräte der Büroautomation in 81% der Unterneh-
men eingesetzt, davon in 31% Universalcomputer, in 48% spezielle Rech-
ner für administrative Aufgaben, in 36% Personalcomputer, in 35% Text-
verarbeitungssysteme und in 3% CAD-Systeme.
Vergleiche mit der Bundesrepublik sind schwierig. Die Erhebung des ISF München
1986 (Nuber u.a. 1987) deutet auf eine höhere Nutzungsintensität in den Betrieben der
Investitionsgüterindustrien; allerdings liegt der Zeitpunkt der Erhebung vier Jahre
später. Bekannt ist die führende Position Japans im Einsatz von Industrierobotern.
Schon 1980 lag er deutlich über dem der USA und der Bundesrepublik. Nissan und
17
Toyota hatten, neben dem Volkswagenwerk, die größte "Roboter-Dichte" - Zahl der
Roboter in Relation zur Zahl der hergestellten Autos - unter de-n Automobilkonzemen
der Welt. (Jürgens u.a. 1989,65),
Hinsichtlich der Beschäftigungswirkung der neuen Technologiea sind die
vorliegenden Untersuchungen wenig aussagekräftig. Die von Shirai (19~5,
373) referierten Erhebungen des Arbeitsministeriums basieren allesamt auf
schriftlichen Befragungen von Unternehmen. Ihr zufolge berichten 55% der
Unternehmen; die neue Technologien eingeführt hatten, von gleichblei-
benden, in 38% von rückläufigem Personalstand. Unberücksichtigt bleiben
dabei das Zurechnungsproblem sowie die schwer zu ermittelnden saldierten
Effekte von Versetzungen, die in aller Regel mit der Implementierung von
neuen Techniken einhergehen, und nicht zuletzt auch alle Personalverän-
derungen durch Verlagerung von Aufträgen an Zulieferer bzw. Rücknahme
von Aufträgen in die Abnehmerbetriebe.
Die Frage der Qualifikationsveränderungen wird in den japanischen Unter-
suchungen ähnlich kontrovers beantwortet und diskutiert wie in der Bun-
desrepublik. (Tokunaga 1987) Man kann die vorliegenden Ergebnisse, wie
Lenz (1988, 449) es mit Vorsicht tut, im Sinne einer moderaten Polarisie-
rungsthese deuten: einem wachsenden Anteil von Arbeitsplätzen mit neuen
und erhöhten Anforderungen steht ein schrumpfender Anteil von Restar-
beitsplätzen mit Routineaufgaben gegenüber. Ohne Berücksichtigung blei-
ben auch hier mögliche Effekte von Umsetzungen und Auslagerungen.
Mit größerer Sicherheit lassen sich jedoch aus den vorliegenden Untersu-
chungen zwei Befunde entnehmen: Arbeitsplätze in computergestützten
Fertigungsprozessen werden (a) nahezu ausschließlich mit jüngeren Män-
nern (bis Mitte 30) besetzt, während (b) ältere Arbeiter und Frauen auf
Arbeitsplätze mit konventionellen Techniken verwiesen werden. (Shirai
1985,376; Lenz 1988, 451) Dem entspricht auch die betriebliche Rekrutie-
rungspraxis: je intensiver Computertechnologien genutzt werden, umso hö-
her ist der Anteil an College- und Universitätsabsolventen unter den Neu-
eingestellten und umso geringer der der High School-Abgänger und der
Frauen. (Shirai 1985, 378) Wie aus diesen Befunden deutlich wird, bilden
ältere Arbeiter mit ungenügender Grundqualifikation bzw. ungenügender
Qualifizierungsfähigkeit ein erhebliches Problem für die Betriebe wie die
gewerkschaftliche Interessenvertretung. Von untergeordnetem Stellenwert
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ist demgegenüber die tendenzielle Durchbrechung des Senioritätsprinzips.
Neue Entlohnungssysteme zusammen mit Personalbewertungsverfahren
erlauben die flexible Kombination von Qualifikation und Seniorität. (siehe
unten 5.2)
2.2 Die Flexibilisierung des Personaleinsatzes wurde seit Mitte der siebzi-
ger Jahre zu einem bevorzugten Aktionsparameter der betrieblichen Perso-
nalpolitik. Sie dient nicht mehr nur dazu, die von Beschäftigungsgarantie
und Senioritätslohn für die Stammbelegschaften verursachten Fixkosten-
belastung zu reduzieren, sondern bildet ein eigenständiges Instrument zur
Senkung der Personalkosten. Angesichts der Vielzahl der genutzten Be-
schäftigungsformen und der wachsenden Zahl der davon betroffenen Ar-
beitnehmer kann von einer spezifischen Rationalisierungsstrategie gespro-
chen werden.
Bei Ider Bewältigung und Überwindung des tiefen Konjunktureinbruchs
1974/75 waren zwar staatliche Hilfen, insbesondere für den Kapazitätsab-
bau bei den Werften, in der Stahl- und in der Textilindustrie nicht unwich-
tig. Bedèutsamer war jedoch die Beschäftigungspolitik der großen Unter-
, nehmen, die sich als ungemein findig erwies. Die verschiedenen Formen
sind mehrfach beschrieben worden (Tokunaga 1984,. 37ff., Ernst 1988,
30ff.):
Reduktion von Überstunden - Mehrarbeit macht in Japan einen er-
heblichen Anteil, 6-10%, der gesamten Arbeitszeit aus - und tem-
poräre Kurzarbeit
Verringerter oder zeitweilig völliger Stopp von NeueinsteIlungen
Verringerung von Zeit- und Teilzeitbeschäftigten, darunter insbeson-
dere der Frauen
Versetzungen von "regulär" Beschäftigten in Zweigbetriebe und Toch-
terfrrmen, auch in anderen Wirtschaftszweigen
freiwillige und erzwungene Entlassungen mit Abfindungen, vor allem
bei Älteren (über 45 Jahre).
Mit Hilfe solcher Maßnahmen - in ähnlicher Weise werden sie auch in der
Bundesrepublik praktiziert (Schultz-Wild 1978, 138) - gelang nach 1976 die
Ausdünnung der Belegschaften in der Industrie um 5-8%; erst 1984 wurde
19
in diesem Wirtschaftssektor wieder der Personalstand vor der Rezession
(1973) erreicht. Insgesamt erwies sich die Beschäftigu agselastizität der ja-
panischen Wirtschaft als nicht geringer als die der westeurooäischen Län-
dern, auch die der Bundesrepublik. (Ernst 1988, 19f.)
Schon in der Erholungsphase 1977/78, verstärkt dann nach 1980, lassen sich
veränderte Muster der betrieblichen Rekrutierungspolitik beobachten.
(zum folgenden Ernst 1988) (a) "Reguläre" Arbeitnehmer werden seltener
eingestellt, häufiger dagegen Arbeitskräfte mit Zeitverträgen und in Teil-
zeitarbeitsverhältnissen, darunter insbesondere viele Frauen (über 35
Jahre) in der zweiten Phase ihres Erwerbslebens. D.h. teure Arbeitskräfte
werden durch billigere substituiert und Dauerarbeitsverhältnisse durch
nach Bedarf aufkündbare Arbeitsverträge ersetzt. (b) Neu sind expandie-
rende Formen des Verleihs von "regulär" Beschäftigten (shukko), zum
einen an Betriebe innerhalb größerer Unternehmensgruppen, im verarbei-
tenden Gewerbe sind ea. 8% aller Beschäftigten davon betroffen; zum an-
deren an Fremdbetriebe. Mehrheitlich dient dieser zumeist zeitlich befri-
stete Verleih der zusätzlichen Qualifizierung von Personal aus dem unteren
und mittleren Management oder auch der Verbesserung der Kooperation
zwischen Zuliefer und Abnehmerbetrieben. Zu einem erheblichen Teil je-
doch handelt es sich um die verschleierte Ausgliederung von älteren und
wenig qualifizierten Arbeitskräften. Man bietet ihnen kurz vor Erreichen
der - gelegentlich auch - herabgesetzten Pensionsgrenze einen Arbeitsplatz
in einem der kooperierenden Betriebe; in einigen Fällen wurden auch ei-
gens Betriebe für ältere Arbeitnehmer gegründet. Nicht immer erhalten sie
ihr früheres Lohnniveau und auch bei befristetem Verleih bleiben sie oft bis
zur Altersgrenze in dem entleihenden Betrieb. (c) 1986wurden Leiharbeits-
firmen durch Gesetz zugelassen, seitdem expandieren sie kräftig, besonders
im Dienstleistungsbereich; sie konzentrieren sich auf EDV-Dienste, einfa-
che Büroarbeiten sowie Gebäudereinigung etc. Auch einige der großen
Banken und Versicherungen haben besondere Servicefirmen gegründet, die
qualifizierte EDV-Arbeitskräfte an ihre Zweigbetriebe und Niederlassun-
gen ausleihen. Daß eine erhebliche Knappheit an Computerexperten in Ja-
pan besteht, überrascht. Er dürfte, so ist zu vermuten, teils auf die vorsich-
tige Rekrutierungspolitik der großen Betriebe wie auch auf die Defizite der
nur betrieblichen Ausbildung zurückzuführen sein.
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Unverändert hoch ist der Einsatz von Subkontraktarbeitern (Shagaiko) im
Schiffsbau, der Stahl- und der Chemischen Industrie. Er war dort in den
sechziger Jahren schon weit verbreitet und auch in den Krisenjahren nur
geringfügig zurückgegangen. Bei den fünf großen Stahlunternehmen nahm
Subkontraktarbeit nach 1978 wieder spürbar zu und lag 1983 bei etwa 50%
aller von den Unternehmen beschäftigten Arbeitnehmern. Subkontraktar-
beit, auch sie zu niedrigeren Löhnen als denen der Stammbelegschaft, ist
offensichtlich ein dauerhafter Bestandteil der Personalpolitik. (Ernst 1988,
lOH.)
Das von jeher sehr entwickelte System von Zuliefer- und Abnehmerbetrie-
ben (Shitauke) hat sich seit der Rezession weiter differenziert. Nach einer
Erhebung der MITI ist der Anteil der Zulieferer unter den Mittel- und
Kleinbetrieben noch größer geworden: 1971 waren es 57%, 197661% und
1981 66%. Am höchsten lag der Anteil (über 80%) in der Elektrotechnik,
im Automobil- und Maschinenbau sowie in der Textil- und Bekleidungsin-
dustrie; es folgen mit Anteilen zwischen 70 und 80% Metallverarbeitung,
Feinmechanik, Stahl-, Gummi- und Lederwarenindustrie. (Ernst 1986,90)
In dem pyramidenförmigen System von Zulieferbetrieben haben seit Mitte
der siebziger Jahre gerade die Kleinstbetriebe mit weniger als 30 Beschäf-
tigten ihren Anteil an allen Arbeitnehmern erhöht - von 31,5 (1974) auf
33,9 (1982), während der der Betriebe über 300 Beschäftigten rückläufig
.war (1974 30,4 - 1982 27,5) (Tabelle 2).
Die Entwicklung des Arbeitsmarktes seit Mitte der siebziger Jahre wird
durch folgende Tendenzen charakterisiert:
(a) Die internen Arbeitsmärkte der Groß- und Mittelbetriebe schrumpften
und dichteten sich nach außen ab. Sie rekrutieren fast ausschließlich
Schul- und Universitätsabsolventen, kaum mehr Betriebswechsler.
Aufgrund der zurückhaltenden Rekrutierungspolitik verschob sich die
Altersstruktur (Tabelle 3). Den Kernbelegschaften mit Beschäftigungs-
garantie sind zuzurechnen die männlichen Arbeitnehmer in Betrieben
der Privatwirtschaft mit mehr als 300 Beschäftigten. 1982 waren das
etwa 8,4 Mio. Ihnen gleichgestellt sind die 3,4 Mio. beim Staat und im
Öffentlichen Dienst beschäftigten Männer. Zusammen sind 'das rund
lt,8 Mio., etwa 28% aller Arbeitnehmer. Von den lohnabhängigen
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Frauen sind mit Einschränkungen nur die 1,6 Mio. im Öffentlichen
Dienst der Gruppe mit Beschäftigungsgarantie zuzurechnen. Wie die
Frauen in den Betrieben der Privatwir,tschaft (ea. 3,3 Mio.) scheiden
sie in der Regel bei Heirat oder Geburt des ersten Kindes aus, verlie-
ren damit jhre Beschäftigungs- und Senioritätsrechte.
(b) Zugenommen haben - absolut wie relativ - die Arbeitnehmer, Männer
wie Frauen, in den Kleinbetrieben (mit weniger als 30 Beschäftigten),
von 11,2 (1974) auf 14,4Mio. (1982) und die schwer bestimmbare Zahl
der Subkontraktarbeiter, der Zeit- und Teilzeitbeschäftigten. die als
"Randbelegschaften" bezeichnet werden können; unter ihnen ein hoher
Anteil von Frauen in der zweiten Phase ihres Erwerbslebens. Von den
Arbeitern und Arbeiterinnen in Kleinbetrieben unter 100 Beschäftig-
ten, insgesamt ea. 20 Millionen, ist ein erheblicher Anteil den "instabil
Beschäftigten" zuzurechnen. A. Ernst schätzt ihn auf gut 8 Mio. 1983;
auch ihre Zahl ist seit 1977 um 1,4Mio. angestiegen.
(c) Ein neues Phänomen stellt die Herausbildung eines "dritten" Arbeits-
marktsegments dar, das die verschiedenen Formen der Leiharbeit um-
faßt: die regulär Beschäftigten von selbständigen Leiharbeitsfirmen,
Arbeitskräfteverleih innerhalb eines Konzerns oder Unternehmens-
.verbundes, verselbständigte Verleihfirmen von Großunternehmen. Zu
einem erheblichen Anteil betrifft der Arbeitskräfteverleih qualifizierte
Tätigkeiten, insbesondere im EDV-Bereich, mit expansiver Tendenz.
Auf längere Sicht wird, so die Schätzung der Economic Planing
Agency, der Anteil "der Arbeitsmarktbereiche mit Arbeitnehmern, die
temporär beschäftigt bzw. temporär in einer Betriebsstätte eingesetzt
sind, sich ausweiten, von gegenwärtig einem Sechstel auf etwa ein Drit-
tel aller Arbeitnehmer." (Ernst 1988, 127)
Aufs Ganze gesehen läßt sich von einer Dynamisierung von Beschäftigungs-
formen und Arbeitsverhältnissen sprechen, die die überkommene Struktur
des Arbeitsmarktes drastisch verändert. Bislang noch sind die verschie-
denen Beschäftigungsformen um den Kern der privilegierten, permanent
beschäftigten Männer in den Mittel- und Großbetrieben angeordnet. Die
gegenwärtig bestimmenden Entwicklungstendenzen deuten auf eine weitere
Schrumpfung der Kernbelegschaften.
22
3. Die Reaktion der Gewerkschaften: Business as usual
3.1 Mit dem Beginn der achtziger Jahre, also mit erheblicher zeitlicher Ver-
zögerung, wird der Rationalisierungsschub für die japanischen Gewerk-
schaften zum Problem. Das belegen die "Richtlinien" zur Rationahsie-
rungsschutzpolitik, die 1982 und 1983, zuerst von der Nissan-Unterneh-
mensgewerkschaft, dann von einigen Branchenverbänden der Elektrotech-
nischen und der Metallverarbeitenden Industrie beschlossen wurden. Es
handelt sich dabei um Modellvereinbarungen, die den angeschlossenen Be-
triebsgewerkschaften als Katalog von Mindestbedingungen für die Ver-
handlungen mit dem betrieblichen Management dienen und auf deren
Basis Kollektivverträge abgeschlossen werden sollen. Die "Richtlinien" sind
Aufforderung an die Betriebsgewerkschaften. sich aktiv in die Implementa-
tion von neuen Technologien einzuschalten und mögliche Nachteile für ihre
Mitglieder abzuwehren oder doch zu begrenzen. Daß zuerst Branchenver-
bände von Domei und Churitsuroren solche "Richtlinien" formulierten, ist
nicht zufällig: zum einen waren gerade die Automobil- und die Elektro-
technische Industrie in besonderem Maße von technischen Innovationen
und Rationalisierungsmaßnahmen betroffen, und zum anderen stand ihr
sozialpartnerschaftlich-kooperatives Selbstverständnis solchen Vereinba-
rungen nicht im Wege. Nicht auszuschließen ist, daß die Verabschiedung
der "Richtlinien" und die Publizität, die insbesondere der Abschluß bei Nis-
san erhielt, ein Schachzug in den Auseinandersetzungen um den Zusam-
menschluß der Gewerkschaften in der Privatwirtschaft darstellte. (S. unten
8.3)
Der linke Flügel des Sohyo-Verbandes - zu ihm gehörten Gewerkschaften
des Öffentlichen Dienstes und der Staatsbahn wie auch Branchenverbände
der Metallverarbeitenden und Elektrotechnischen Industrie - hielt bis in die
siebziger Jahre an einer orthodox-marxistischen Verbandsideologie fest, die
Rationalisierung mit Arbeitsintensivierung gleichsetzte. Diese Auffassung
schloß - auf der programmatischen Ebene - jegliche Kooperation in Fragen
der Rationalisierung aus. Erst im Verlauf der siebziger Jahre erfolgte eine
Revision der Programmatik: akzentuiert wird nunmehr der Aspekt der
Produktivitätssteigerung, an dem es in Form von Lohnsteigerungen oder
kürzeren Arbeitszeiten zu partizipieren gelte. 1985 konnte Kuwahara auf
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dem Symposium über "Microelectronic and Labor" feststellen: "Among the
National Centers ... there are practically little marked differences in their
respective policies to new technologies, though there might be formalistic
differences". (Kuwahara 1985,317)
Anzumerken ist freilich, daß Programmatik und Selbstverständnis der na-
tionalen Gewerkschaftsverbände in einem recht lockeren Verhältnis zur
Praxis der Interessenvertretung in den Betrieben steht, insbesondere gilt
das für die Sohyo-Verbände. Die Entwicklung der "Verbandsideologien"
der japanischen Gewerkschaften folgt primär den wechselhaften Beziehun-
gen zwischen den beiden rivalisierenden linken Parteien, der Sozialistischen
Partei Japans (SPJ) und der Kommunistischen Partei Japans (KPJ) einer-
seits und der Demokratisch-Sozialistischen Partei (DSP), die der politi-
schen Mitte zugerechnet wird, andererseits und dies in Frontstellung gegen
die Hegemonie der Liberal-Demokratischen Partei (LOP). Der Sohyo-
Verband - Initiator und bis in die siebziger Jahre führend in den jährlichen
Shunto-Kampagnen (Linhart 1979) - ist finanzielle Stütze und Wählerbasis
für die SPJ; daran partizipiert auch die KPJ. Demgegenüber ist Domei auf
die DSP fixiert, Churitsuroren sowie einige Branchenverbände außer halb
der nationalen Zusammenschlüsse sind parteipolitisch unabhängig. Die Zu-
gehörigkeit zu einem der nationalen Dachverbände bedeutet jedoch nicht
notwendig auch die Übernahme von dessen politischer Orientierung. Rele-
vanter sind - worauf die häufigen politischen Kontroversen in den Bran-
chenverbänden hinweisen - parteipolitisch orientierte Funktionärsgruppie-
rungen innerhalb der Verbände, die sich auf die Führungen von gewichti-
gen Betriebsgewerkschaften stützen können. Kongreßmehrheiten können
daher wechseln und damit auch die "offizielle" ideologisch-politische Aus-
richtung des Verbandes. Mit der Praxis der betrieblichen Interessenvertre-
tung haben die programmatisch-ideologischen Auseinandersetzungen je-
doch wenig zu tun. Die Nähe zu den beiden linken Parteien, zumal solche
mit kräftigen orthodox-marxistischen Strömungen, und die Daueropposi-
tion zur LOP verführt geradezu zu abgehobener radikaler Rhetorik. Wäh-
rend in den fünfziger und sechziger Jahren das Bündnis von Sohyo mit den
linken Parteien bei den Mitgliedern noch Resonanz fand - zu denken ist an
die Auseinandersetzungen um den US-japanischen Sicherheitsvertrag
(1960) - ist sie in den siebziger Jahren weithin verloren gegangen. Und wie
am Versanden der Shunto-Bewegung und an der rückläufigen Parteiloyali-
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tät der Gewerkschaftsmitglieder bei den Parlamentswahlen zu ersehen ist,
scheint die Mobilisierungsfähigkeit der radikalen Rhetorik erschöpft. Ten-
denzen zur Entideologisierung sind auch bei dem Sohyo-Verbänden zu be-
obachten. Mit zeitlicher Verzögerung haben auch einige von ihnen Richtli-
nien für den Rationalisierungsschutz abgeschlossen.
Anders als die Verbandsideologie der Dachverbände sind die Richtlinien
auf handfeste Interessen der Mitglieder und Probleme der betrieblichen In-
teressenvertretung bezogen. Sie dürften auch nicht ohne Relevanz für die
Praxis der Interessenvertretung sein. Selbst wenn sie nicht in verbindliche
Verträge umgesetzt werden, können sie gleichwohl das Handeln der Be-
triebsgewerkschaften und ihrer Funktionäre anleiten.
3.2 Allen Richtlinien gemeinsam ist die Auffassung, daß die Einführung
neuer Technologien und die sie begleitenden Rationalisierungsmaßnahmen
notwendige Schritte zur Steigerung der Produktivität, zur Sicherung der
Wettbewerbsfähigkeit des Betriebes und damit auch der Arbeitsplätze dar-
stellen. Die geforderten Schutzregelungen beziehen sich ausschließlich auf
Folgewirkungen. Die folgenden Forderungen und Grundsätze finden sich
in allen Richtlinien. (zusammenfassend Kuwahara 1985, 318)
(a) Gefordert wird ein umfassendes Konsultationsrecht bei der Einfüh-
rung von neuen Technologien, beginnend mit der Planungsphase bis
zur Implementation und den sie begleitenden Personalplanungen und
arbeitsorganisatorischen Veränderungen. Die Konsultationen sollen
ausschließlich der gründlichen und zeitgerechten Information dienen;
Eingriffe in die Planungen werden nicht erwähnt und sind daher nicht
vorgesehen. Implizit und gelegentlich auch explizit wird mit der Vorab-
Konsultation die Erwartung oder die Forderung verknüpft, daß ohne
Zustimmung der Gewerkschaft keine technische oder organisatorische
Innovation in Gang gesetzt wird.
Hinsichtlich der Einzelheiten unterscheiden sich die Richtlinien der verschiedenen
Branchenverbände. Am detailliertesten sind, soweit Einsicht möglich war, die
Richtlinien von Denkiroren, einer Branchengewerkschaft der Elektrotechnischen
Industrie (1987 ca. 650.000 Mitglieder): sie verlangen drei Monate vor dem ersten
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Konsultationstreffen Einsicht in die Planungsunterlagen und geben Checklisten zu
ihrer Prüfung VOT. (Denkiroren 1983)
(b) In allen Richtlinien wird für selbstverständlich erachtet, daß im Zu-
sammenhang und als Folge der Einführung von neuen Technologien
Entlassungen nicht vorgenommen werden, die Sicherheit der Beschäf-
tigung für die Mitglieder mithin gewährleistet ist. Nur in wenigen Fäl-
len wird auf die Frage der Externalisierung von Freisetzungseffekten
Bezug genommen. Zenkikin, eine kleine Metallarbeitergewerkschaft
(1988 ea. 32.000 Mitglieder) spricht sich in ihren "Richtlinien" gegen
Leiharbeit als Mittel der Personalpolitik aus. Eine ähnliche Forderung
findet sich in den Richtlinien von Zensendomei (1985), ein Branchen-
verband von Gewerkschaften der Textilindustrie und des Handels
(1988 ea. 500.000 Mitglieder). Die Nissan-Gewerkschaft hat in einem
Zusatzabkommen 1986 die Beschäftigungssicherung in den Zulieferbe-
trieben als Gegenstand der Konsultationen durchgesetzt.
(c) Eine durchgängige Forderung bezieht sich auf Mitbestimmungs- und
Mitspracherechte bei Umsetzungen und Versetzungen: nur nach Zu-
stimmung der Betriebsgewerkschaft und mit Zustimmung der betrof-
fenen Arbeitnehmer sollen sie wirksam werden. Senioritätsrechte,
Lohn und Arbeitsbedingungen dürfen nicht zum Nachteil der Versetz-
ten verändert werden. Zenkokukinzoku, ein Sohyo zugehöriger Bran-
chenverband von Gewerkschaften der Metallindustrie (1988 ca.
150.000 Mitglieder) fordert, ergänzend, daß sich ein versetzter Arbeit-
nehmer nach sechs Monaten an seinen früheren oder einen vergleich-
baren Arbeitsplatz zurückversetzen lassen kann. Offen bleibt bei den
Regelungen, ob sie auch die Versetzungen in Zweigbetriebe oder
Fremdfirmen einschließen. Eine Ausnahme macht darin Zensen-
domei: ihre Richtlinien fordern detaillierte Regelungen für den Ver-
leih von Arbeitskräften an andere Betriebe und Unternehmen wie ma-
ximale Dauer des Verleihs und Sicherung von Lohn- und Arbeitsbe-
dingungen und betrieblichen Sozialleistungen.
(d) In allen "Richtlinien" findet sich die Forderung nach betrieblich orga-
nisierten QualulZierungsmaßnahmen, sowohl für Arbeitnehmer an
den Arbeitsplätzen mit neuen Technologien als auch für an andere
Arbeitsplätze versetzte. Hervorgehoben wird dabei stets die Notwen-
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digkeit längerer und intensiver Schulung älterer Arbeitnehmer ohne
ausreichende Grundlagenqualifikationen.
(e) Schließlich enthalten alle "Richtlinien" die Forderung der Anpassung
oder Neuformulierung von Arbeitssicherheits- und Gesundheits-
schutznormen im Hinblick auf die neuen Technologien. Sehr umfang-
reich sind die Sicherheitsnormen in dem Abkommen der Nissan-Ge-
werkschaft: es sieht u.a. ein Vetorecht der Arbeiter bei unzureichen-
den Sicherheitseinrichtungen vor. "Richtlinien" für Bildschirm-Arbeit
wurden von mehreren Branchengewerkschaften abgeschlossen: sie
enthalten sowohl Regelungen und Forderungen zur ergonomischen
Gestaltung, zur Verminderung von Stressbelastungen und zeitliche Be-
schränkungen der Bildschirmarbeit.
Unverkennbar sind die Richtlinien auf die Interessen der Stammbeleg-
schaften zugeschnitten. Die Bestimmungen über die Sicherung von Be-
schäftigung, Lohn- und Arbeitsbedingungen sowie Qualifizierungsmaß-
nahmen belegen das recht eindeutig. Gelegentlich wird explizit der Gel-
tungsbereich der geforderten Schutznormen auf die Gewerkschaftsmitglie-
der beschränkt. (Zensendomei und ähnlich auch Denkiroren) Daher wird
der Handlungsspielraum des Managements - selbst wenn man unterstellt,
die Richtlinien würden in verbindliche Kollektivverträge gefaßt, nur sehr
wenig eingeschränkt: Konsultationen sind in vielen, insbesondere den
größeren und mittleren Betrieben ohnehin übliche Praxis und ebenso ein
pfleglicher Umgang mit der Stammbelegschaft. Konflikte sind nur im Falle
ernster ökonomischer Schwierigkeiten eines Betriebes und dann vor allem
im Hinblick auf Verleih von Stammarbeitern an Fremdfirmen wahrschein-
lich. Es ist daher wohl nicht zufällig, daß die Gewerkschaften wie Zenkoku-
kinzoku und Zensendomei, die vornehmlich in Mittel und Kleinbetrieben
und auch in Krisenbranchen wie Textil vertreten sind, detaillierte Vor-
schläge für die Regelungen von Verleih und Versetzungen formuliert ha-
ben. Für die Mehrheit der prosperierenden Mittel- und Großbetriebe der
Metallverarbeitung und der Elektrotechnik indessen schreiben die Richtli-
nien nur fest, was mehrheitlich ohnehin Praxis sein dürfte. Vergleichbar
sind sie in vielem mit den ersten Rationalisierungsschutzverträgen, die die
Gewerkschaften der Bundesrepublik in und nach der Rezession 1966/67
abgeschlossen haben (Brandt u.a., 1982, 14Of.und Böhle/Lutz 1974): in ih-
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rer Wirksamkeit gingen auch sie über eine vorausschauende Personalpoli-
tik, wie sie von den größeren Betrieben betrieben wurde, nicht hinaus.
Nach allen verfügbaren Informationen waren die "Richtlinien" der Bran-
chenverbände nur für wenige Betriebsgewerkschaften Anlaß, Vereinbarun-
gen über den Rationalisierungsschutz auszuhandeln. Evaluationsstudien
darüber liegen nicht vor. Auch wurden nur vereinzelt betriebliche Konflikte
über die Einführung von neuen Technologien bekannt. (siehe unten 3.4)
Kuwahara stellt in seinem Übersichtsreferat für das "Symposium on Micro-
electronics and Labor" 1985 fest: "Not much of the separate agreements on
the new technology, although often discussed, have actually been concluded
because any problems can be handled within the framework of existing la-
bor agreements". (Kuwahara 1985, 325)
Einen Ausnahmefall stellt in vieler Hinsicht die Nissan-Gewerkschaft dar. Sie hat nicht
nur als erste ein verbindliches Rationallsierungsschutzabkommen abgeschlossen, an
dem sich alle späteren "Richtlinien"der verschiedenen Branchengewerkschaften orien-
tieren. Es kam bei Nissan auch im Zusammenhang mit Rationalisierungsmaßnahmen zu
betrieblichen Konflikten, in denen sich die Gewerkschaft durchsetzte. Die starke
Stellung der Nissan-Gewerkschaft ist für Japan untypisch. Sie hängt auf das Engste mit
der Figur des Gewerkschaftsvorsitzenden Shioji zusammen. Shioji war einer der wichti-
gen Akteure bei der Spaltung der früheren Nissan-Gewerkschaft 1953;er wurde Vorsit-
zender der Mehrheitsgewerkschaft. Im Verlauf der sechziger Jahre erkämpfte er sich
eine dem Topmanagement fast gleichrnächtige Stellung. Nach der Darstellung von
Halberstarn (1988) kontrolliert er die Nissan-Gewerkschaft und ebenso auch die
Gewerkschaften der Zulieferbetriebe. Die Personalpolitik wurde weitgehend vom Ge-
werkschaftsapparat bestimmt. Vieles spricht dafür, daß die mit dem Managementsystem
verflochtene Machtstruktur der Gewerkschaft den Charakter eines "Klientelsystems"
hatte, in dem sich Kontrolle und Beherrschung mit Schutz und Interessenvertretung
amalgamierten (Yamamoto 1986). Die Nissan-Gewerkschaft entspricht wohl am
meisten dem "Typusder "Business-Union"und steht für eine - unter den Bedingungen
des japanischen Managementsystems wahrscheinlich die erfolgversprechendste - Ge-
werkschaftsstrategie, eine dem Management vergleichbare Macht zu gewinnen. Seit
dem Abgang von Shioji verfolgt die Nissan-Gewerkschaft allerdings eine betont
kooperative Politik.
3.3 Einen Überblick über die Reaktionen der japanischen Gewerkschaften
auf die computergestützten Technologien vermittelt die Erhebung des Ja-
pan Institute of Labour (1984). Sie zeigt, daß die mit den technischen Inno-
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vationen verknüpften betrieblichen Umstellungen mit den eingespielten
Verfahren der gewerkschaftlichen Vertretungspolitik weitgehend friktions-
los bewältigt werden konnten.
Wie viele sozialwissenschaft1icheUntersuchungen in Japan basiert auch die des Japan
Institute of Labor auf schriftlichen Befragungen. Sie wurden im Januar/Februar 1983
durchgeführt. Das Sample erfaßte Gewerkschaften mit mehr als 100Mitgliedern in der
'Privatwirtschaft in acht Präfekturen; befragt wurden die Vorsitzenden oder die Stellver-
treter der Betriebsgewerkschaften. Dié Rücklaufquote war 14,3%,so daß Aussagen von
604 Gewerkschaften bzw. Betrieben vorliegen. Überrepräsentiert sind Mittel- und
Großbetriebe und Gewerkschaften, die den Domei-und Churitsuroren-Dachverbänden
angehören. Methodisch bedingt sind Fragen und Antworten recht summarisch. Unter
"ME-Equipment" werden alle computergestützen Technologien zusammengefaßt, von
NC-Maschinen bis zu Textverarbeitungssystemen.
Die Einstellung der Gewerkschaften zu den neuen Technologien ist mehr-
heitlich positiv, ein gutes Drittel hält ihre Einführung für unvermeindlich.
Die positive Beurteilung nimmt mit der Verbreitung der neuen Techniken
und ihrer Verwendung im eigenen Betrieb deutlich zu. Das zeigt sich im
Vergleich zwischen den Betrieben mit "extensiver" und "partieller" Nutzung
(p. 5) wie auch im Vergleich mit einer früheren Befragung (Tabelle 15). Die
wenigen abweichenden Stimmen konzentrieren sich auf Sohyo-Gewerk-
schaften; auch ist bei ihnen die Einschätzung, neue Technologien seien "un-
vermeidlich", häufiger. Offensichtlich handelt es sich hier um Restbestände
der linken Verbandsideologie, die für die betriebliche Interessenvertretung
nur geringe Bedeutung hat. In mehr als der Hälfte der Betriebe (56%) ha-
ben die Gewerkschaften mit dem Management über die Einführung der
neuen Techniken verhandelt, die Sohyo-Gewerkschaften nicht weniger häu-
fig (54%) als die von Domei (57%) (Tabelle 16). Die Verteilung der Ant-
worten auf diese Frage läßt darauf schließen, daß primär die je spezifischen
Verhältnisse in den Betrieben dafür verantwortlich sind, ob es zu Ver-
handlungen kommt oder nicht. - Zwar werden von den Gewerkschaften
Verhandlungen schon in der Planungsphase angeregt, sie beschränken sich
indessen weitgehend auf Informationen und Meinungstausch.
In 15% der Fälle wurden die Managementplanungen nur erläutert, in 37% auch die
gewerkschaftliche Meinung vorgetragen. Und nur in 8% der Betriebe haben die
Gewerkschaften auch Änderungen vorgeschlagen(p. 8).
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Von den 554 Betrieben, die die neuen Technologien in irgendeiner Form
einsetzten, war in nur 25 (4,5%) das Management mit Gegenvorschlägen
der Gewerkschaften konfrontiert, wobei offenbleibt, ob und in welchem
Umfang tatsächlich Veränderungen an den Managementplanungen vorge-
nommen wurden. "Im allgemeinen", so die Autoren des Berichts, "hörte sich
die Gewerkschaft die Erläuterungen des Managements an und war damit
zufrieden, ihre Auffassungen darzulegen". Und: "Diè Einführungsplanun-
gen wurden nur selten modifiziert" (p. 8).
Die wichtigsten Verhandlungsthemen waren: Qualifizierungsmaßnahmen,
die Auswahl des Personals für die Arbeitsplätze mit neuen Technologien
sowie Versetzungen an andere Arbeitsplätze und Fragen der Arbeitsicher-
heit - mit Abstand folgen Schieht- und Arbeitszeitregelungen (p. 8). Verset-
zungen gab es - so die Antworten auf eine explizite Frage - nur in 76 (14%)
von 554 Betrieben, in großen Betrieben häufiger (27%) als in Mittelbetrie-
ben. Bei 90% der Versetzungen wurde der frühere Lohn garantiert und in
70% der Fälle waren die Arbeitsaufgaben an dem neuen Arbeitsplatz ähn-
lich oder identisch. Und nur sehr wenige Gewerkschaften machten bei den
Versetzungen Gegenvorschläge, in 13 Betrieben zur Anzahl der zu Verset-
zenden und in 11 zu den Lohn- und Arbeitsbedingungen (p. 12). Für die ab-
sehbare Zukunft befürchten die befragten Gewerkschafter vor allem ver-
mehrt Freisetzungen in den Fertigungs- und Verwaltungsbereiehen, anstei-
gende Qualifikationsanforderungen, die für die älteren Arbeitnehmer er-
hebliche Probleme mit sieh bringen, sowie zunehmende Arbeitsbelastungen
(pp. 17-20).
Auffällig ist, daß in den Antworten der Gewerkschafter jeglicher Hinweis
auf Versetzungen in andere Betriebe und auf Entlassungen, freiwillige oder
erzwungene, fehlen. Auch der Umfang der innerbetrieblichen Umsetzun-
gen ist - wie von den Autoren vermerkt wird - "unerwartet gering" (p. 11).
Und von instabilen Beschäftigungsverhältnissen wie Teilzeitarbeit ist nur
beiläufig mit Blick auf künftige Entwicklungen die Rede. In dieser Aus-
blendung von negativen Aspekten mag sieh die generelle Neigung ausdrük-
ken, die Schattenseiten der betrieblichen Umstellung nieht nach außen und
gegenüber Dritten kundzutun. Fraglos schlägt sieh darin aber auch die ein-
geengte Perspektive von Betriebsgewerkschaften nieder, die allein die
. Stammbelegschaft im Blickfeld hat.
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Die Befunde der Erhebung lassen auf ein ausgeprägt asymmetrisches Ver-
hältnis zwischen Management und Gewerkschaft schließen: das Manage-
ment definiert die Prioritäten, während die Gewerkschaft sich anpassungs-
bereit und kooperativ verhält. Das muß keinesfalls heißen, daß die Gewerk-
schaft sich dem Management bedingungslos unterordnet. Das für japani-
sche Betriebe typische dichte Interaktionsnetz, in das auch die Gewerk-
schaft einbezogen ist - ein erheblicher Anteil der unteren Vorgesetzten ist
zugleich auch Gewerkschaftsvertreter (siehe 6.1) - erlaubt es, schon vor den
formellen Konsultationen und Verhandlungen die eigenen Auffassungen
der Gegenseite zur Kenntnis zu bringen und kontroverse Meinungen aus-
zugleichen und aufeinander anzustimmen. Auch der vorliegenden Erhe-
bung zufolge haben sich die Kontakte und der Informationsaustausch im
Zuge der Einführung der neuen Technologien intensiviert. Wie in den spä-
teren Abschnitten noch deutlicher wird, vollzieht sich die Interessenvertre-
tung der japanischen Gewerkschaften in erheblichem Umfang in solchen in-
formellen Beziehungen. Die Konzentration auf die formellen Verhandlun-
gen, ihre Häufigkeit und ihre Themen vermittelt nur ein partielles Bild der
betrieblichen Realität. Durch die beiden Fallstudien, die im folgenden kurz
referiert werden, läßt sich das durch Befragungen gewonnene Bild etwas
korrigieren. (Sumiya 1985 und Japan Institute of Labour 1985)
3.4 Die erste Fallstudie kann als Beispiel einer kooperativen Problemverar-
beitung angesehen werden. Es handelt sich um die Einführung von 124
Schweißrobotern im Karrosseriebau eines neu errichteten Werks eines
großen Automobilkonzerns. (Japan Institute ofLabour 1985,pp. 6-10)
Motiv und Anlaß für die Einführung der Geräte waren, wie auch im deutschen
Automobilbau, der häufigere Modellwechsel und die große Zahl an Modellvarianten
sowie die Automatisierung von bislang noch personalintensiven Fertigungsprozessen.
Als Substitutionsrate wird für den Zweischichtbetrieb ein Wert von 1,4 Arbeitskräften
angegeben. Die Mehrheit der Arbeiter an der Roboterstraße wurde von der früheren
teilautomatisierten Fertigungsstraße übernommen; die Minderheit der Nichtüber-
nommenen zum gleichen Lohn in andere Fertigungsabschnitte versetzt. Die Qualifizie-
rungsmaßnahmen erfolgten in zwei Schritten: zunächst wurden die Gruppenführer
(hancho) in mehrwöchigen Kursen des Roboterherstellersmit der neuen Technologie
vertraut gemacht. Sie übernahmen dann die Einweisung und Schulung der Straßen-
mannschaft (im Durchschnitt 100 Stunden). Ausgewählt wurden fähige junge Arbeiter
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mit Oberschulabschluß. Ihre Qualifizierung erfolgte ausschließlich innerbetrieblich, teils
in Kursen, teils in praktischer Einübung und durch Hilfe beim Aufbau der neuen
Anlage. Ihre Aufgaben schließen Überwachen und Programmieren ein.
Aus diesem Bericht ist zu entnehmen: zwischen Management und Betriebs-
gewerkschaft besteht ein langjährig eingespieltes kooperatives Verhältnis,
mit einem fest institutionalisierten Konsultationssystem, sowohl auf der
Konzernebene wie auch in den einzelnen Betrieben. In dieses Beratungssy-
stem wurde die Planung der neuen Roboterstraße - wie jedes andere Inve-
stitionsvorhaben - eingeschleust. Die Gewerkschaft machte ihre Zustim-
mung - ohne auf einem formellen Vetorecht zu bestehen - von Bedingun-
gen abhängig (wie sie ähnlich in den Richtlinien enthalten sind): rechtzei-
tige Konsultation in allen Fragen von der Planungsphase an, Sicherung der
Arbeitsplätze, von Lohn- und Arbeitsbedingungen, notwendige Versetzun-
gen nur innerhalb des Betriebs sowie ausreichende und genügende Qualifi-
zierung der Arbeiter an der neuen Anlage; diese Forderungen wurden vom
Management erfüllt.
Charakteristisch für die eingespielte Kooperation ist das zweigleisige Ver-
fahren bei der Personalauswahl. Vor jeder formellen Behandlung dieser
Frage hatte das Management in informellen Kontakten die Gewerkschafts-
führung über die Liste der Arbeiter für die neue Anlage informiert. Die
Gewerkschaft hatte damit die Gelegenheit, Informationen einzuholen und
eigene Vorschläge zu entwickeln, über die wiederum informell das Mana-
gement informiert wurde. Die bei den formellen Konsultationstreffen vom
Management vorgelegte Liste repräsentierte einen schon vorab erreichten
Konsens. Eine Schlüsselrolle beim Gelingen der wechselseitigen Abstim-
mung der Auffassungen hatten die Unterabteilungsleiter (kakaricho) der
Roboterstraße. Als Verantwortliche für die Fertigung hatten sie den ent-
scheidenden Einfluß auf die Personalauswahl, zugleich' waren sie - worauf
in dem Bericht ausdrücklich verwiesen wird - auch Mitglieder der Gewerk-
schaft. "... durch ihre Vorgesetzten, 'bucho' und 'kacho', sind sie hinreichend'
über die Politik und die Auffassungen des Unternehmens unterrichtet. An-
dererseits kennen sie als Gewerkschaftsmitglieder durch ihre alltäglichen
Aktivitäten die Auffassungen der Gewerkschaft und notfalls können sie von
den Gewerkschaftsfunktionären auch daran errinnert werden" (p. 10). "Es
ist sicher", heißt es an anderer Stelle, "daß die Gewerkschaftspolitik durch
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ihre AIltagsaktivitäten und durch die Information der Gewerkschaftsfunk-
tionäre in die Gruppe der 'kakaricho' eindringt. Es ist sehr wahrscheinlich,
daß die Gewerkschaft auf diesem Wege einigen Einfluß auf die Auswahl
der 'kakaricho' selbst hat" (p. 9). Neben dem eingespielten Kooperationssy-
stem ist die problemlose Umstellung der Fertigung auf die neue Technolo-
gie - so steht zu vermuten - vor allem der beschriebenen Doppelrolle der
unteren Vorgesetzten zuzuschreiben. Auf ihre Voraussetzungen, Implika-
tionen und Folgen wird in den späteren Abschnitten noch eingegangen.
Das zweite Beispiel illustriert den selteneren Fall einer versuchten, offensi-
ven und konfliktorischen Bewältigung von Problemen bei der Einführung
der neuen Techniken im Zeitungsdruck. Die Gewerkschaft forderte defini-
tive Vetorechte. Ais sie ihr verweigert wurden, sah sie sich einem Konflikt
gegenüber, den sie jedoch scheute. Sie flüchtete in die verspätete Koopera-
tion, die ihr nur noch wenig einbrachte und ihr Ansehen bei den Mitglie-
dern eher herabsetzte.
Die Fallstudie (Japan Institute of Labour 1985,pp. 11-17)behandelt die Einführung des
Computersatzes in einem großen Zeitungsunternehmen Tokyos. Die Einführung der
neuen Technik war verknüpft mit einer weitgehenden Umorganisation und Computeri-
sierung des Gesamtbetriebs. Als die Planungen bekannt wurden, kündigte die dem-
Sohyo-Dachverband angeschlossene Betriebsgewerkschaft Widerstand gegen Frei-
setzungen und Umsetzungen an. Unmittelbar vor der Umstellung eskalierte die öffent-
lich geführte Auseinandersetzung: die Gewerkschaft bot zwar ihre Kooperation an und
schlug umfassende Konsultationen über alle anstehenden Probleme vor - verlangte
jedoch, daß keine Maßnahme ohne Zustimmung der Gewerkschaft getroffen werden
dürfe. Das Management konterte: Vetorechte dürfe es nicht geben, über alle Fragen
könne verhandelt werden. Das Unternehmem versuche sein Möglichstes, Entlassungen
zu vermeiden und die Lohn- und Arbeitsbedingungen auf dem früheren Niveau zu~
halten.
Als die über ein Jahr sich hinziehende Umstellung im Gang war und voranschritt, ging
die Gewerkschaft zur Kooperation über, ohne ihre Grundsatzforderungen aufzugeben.
Die während der Implementationsphase sich anbahnenden Verhandlungen verlagerten
sich rasch auf die Ebene der einzelnen Abteilungen und vielfach wurden auch
Kompromißlösungen für die betroffenen Arbeitnehmer gefunden. Es kam jedoch nicht
zu einer Übereinkunft über Grundsätze und Verfahrensregeln über die personellen
Maßnahmen. Da das Management durch generelle Regeln nicht gebunden war, konnten
die Gewerkschaftsforderungen leicht unterlaufen werden. So etwa hatte sie - urn will-
kürliche Personalselektionen zu verhindern - gleiche Chancen der Qualifizierung für
alle verlangt. Jedoch nicht alle wollten von diesem Recht Gebrauch machen und
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manche waren an den neuen Anforderungen gescheitert, Das Management konnte
daher die Qualifizierung zur gezielten Selektion der Leistungsfähigsten nutzen. Die
Besetzung der neuen Arbeitsplätze lag völlig in der Hand des Mar.agements. Vielfach
wurde in den Beratungsgremien nur abgesegnet, was schon vorab vom Management mit
den einzelnen Arbeitern vereinbart worden war. Wie der Darstellung zu en.nehmen ist,
kam es nicht zu Entlassungen und zu Minderung von Lohn und Arbeitsbedingungen.
Für die kleine Gruppe älterer Setzer, die sich qualifizierungsunwillig zeigte, konnte die
Gewerkschaft die Versetzung in einen Zweigbetrieb erreichen, der noch mit der
konventionellen Technik arbeitete. Gleichwohl konnte sich die Gewerkschaft aufs
Ganze gesehen wegen der verfehlten Veto-Strategie - die zudem nicht durchgehalten
werden konnte - nicht als verläßlicher und erfolgreicher Interessenvertreter darstellen.
Das referierte Beispiel macht deutlich, wie eng die Grenzen einer konflik-
torientierten Interessenvertretung für eine Betriebsgewerkschaft gezogen
sind. Eine Veto-Strategie, die im Konfliktfall ja auch den Kampf riskieren
muß, setzt eine ungewöhnlich hohe Geschlossenheit der Belegschaft voraus.
Die war jedoch - dafür sprechen die in den einzelnen Abteilungen gefun-
denen Kompromisse - nicht gegeben. Vermutlich korrespondiert nur die In-
teressenlage einiger Gruppen, vor allem der Setzer, der intransigenten Hal-
tung der Gewerkschaft - und das nur vor der Umstellung. Eine Forderung,
die Eingriffe in die Dispositionsrechte des Managements einschließt, dürfte
nur bei einer manifesten Verletzung von legitim erachteten Arbeitnehmer-
rechten mit Erfolgschancen rechnen können, nicht aber bei Umstellungen,
deren künftige personalpolitische Folgen noch keineswegs sicher sind, viel-
fach gar nicht genau antizipiert werden können. Vor allem aber begibt sich
eine Veto-Strategie der Kooperation als eines taktischen Mittels zu Interes-
senvertretung. Es legt die Gewerkschaft, wenn sie den Konflikt nicht ris-
kiert, auf Passivität fest, während sich der Handlungsspielraum des Mana-
gements ausweitet: es kann Einzelnen und Gruppen Angebote machen, die
ihren Interessen entgegenkommen (Aufstieg, verbesserte Arbeitsbedingun-
gen etc.) und an ihre Betriebsloyalität appellieren - Momente, die auch die
Gewerkschaft bei einer Kooperationsstrategie für ihre Position hätte nut-
zen können. Erschwert wird ein möglicher Konflikt schließlich noch da-
durch, daß die japanischen Gewerkschaften - anders als in der Bundesrepu-
blik - auf gesetzlich bindende Mitspracherechte und generelle tarifvertragli-
che Mindestnormen nieht zurückgreifen können. Selbst die Beschäftigungs-
garantie der Stammbelegschaften ist nur eingefahrene Praxis, "custom and
practice", kein individuell einklagbares Recht. In Situationen weitreiehen-
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der technischer und organisatorischer Urnstrukturierungen eine Vielzahl
von Regelungen auszuhandeln und neu zu definieren, ohne auf generelle
normative Sicherungen zurückgreifen zu können, erfordert von einer Be-
triebsgewerkschaft außergewöhnliche Anstrengungen. Ein solches Neuar-
rangement ist in Kooperation mit dem Management leichter zu erreichen
als im Konflikt. Denn einer Konfliktstrategie stehen nicht nur die hetero-
genen Interessen der verschiedenen Belegschaftsgruppen entgegen, son-
dern ebenso auch die Loyalität zur "Betriebsgerneinschaft'', die dem Be-
wußtsein legitimer eigener Interessen nicht förderlich ist. Wohl nicht zufäl-
lig merken die Autoren des Berichtes an: "Japaner sind sich im allgemeinen
nur selten ihrer individuellen Rechte bewußt" (p. 16).
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4. Mechanismen der betrieblichen Sozialintegration
4.1 Schon die empirische Beschreibung der Sozialverhältnisse in japani-
schen Betrieben macht deutlich, daß das Lohnarbeitsverhältnis, wie es sich
in Japan herausgebildet hat, einen Überschuß an Loyalität, Vertrauen lind
Arbeitsbereitschaft einschließt, der in einem bloßen Kontraktverhältnis
nicht aufgeht und der auch durch Beschäftigungsgarantie und Senioritäts-
lohn - die auch in westlichen Ländern nicht unbekannt sind - nicht befriedi-
gend erklärt werden kann. Es ist -das Moment normativer, innerer Ver-
pflichtung der Stammbelegschaft gegenüber ihrem Betrieb, das einen Zu-
sammenhalt des betrieblichen Sozialsystems erzeugt, der den Begriff der
"Betriebsgemeinschaft" angemessen erscheinen läßt. Der Begriff empfiehlt
sich auch wegen des implizierten Aspekts von "Gemeinschaft": daß es näm-
lich stets Außenseiter, Abweichler oder Gruppen gibt, die ihr nicht zugehö-
ren: Betriebswechsler, Teilzeit- und Zeitbeschäftigte. Auch ist er geeigneter
als die "naturnäheren" Kategorien "Clan" und "Familie", denen der Aspekt
des bewußt Geschaffenen abgeht, der aber für die "Betriebsgemeinschaft"
zentral ist.
In einigen neueren Beiträgen wurde versucht, das Spezifische an der "Betriebsgemein-
schaft" bzw. an der Ausformung des "Lohnarbeitsverhältnisses" in Japan theoretisch
näher zu bestimmen. Lenz (1988, 251ff.) charakterisiert es als ''begrenzte Kooptation"
der männlichen Starnmbelegschaft durch das Management in einem "langfristigen
'historischen Komprorniß"'; die Beziehung zwischenLohnarbeit und Kapital ist nicht die
eines eindeutig definierten Austauschs, sondern die des "Kovenants",einem "Führer und
Gefolgschaft" .ähnlichen Verhältnis, in dem Beschäftigungsgarantie und soziale
Sicherung gewährt und die pauschale Arbeits- und Einsatzbereitschaft der gesamten
Person gefordert wird. - Ganz ähnlich argumentiert Deutschmann (1989a, 1989b):
charakteristisch für die japanischen Arbeitsbeziehungen ist der "generalized exchange",
langfristig angelegt, funktional diffus und von emotionalen Beziehungen begleitet, ist er
das Gegenmodell zum "balanced exchange", dem zweckrationalen Kontrakt westlicher
Kulturen. Der "generalisierte Austausch", verknüpft mit der vertikal ausgerichteten
Herrschaftsstruktur, ist die Voraussetzung für die Entwicklung von familien- oder
clanähnlichen Sozialbeziehungen, denen die japanischen Unternehmen ein Guttei! ihrer
Effizienz verdanken. Hanami (1981, 54f.) charakterisiert das Verhältnis zwischen
Management und Betriebsgewerkschaft durch "patronage and dependence". Zwischen
beiden bestehe "a climate of collusion", japanisch "nareai", "a feeling of emotional
intimacy between persons outside the kinship group or very close friends". Das kommt
dem Inhalt von Klientelverhältnissen, in dem Ausbeutung und Schutz sichverschränken,
schon recht nahe. - Unabhängig von diesen theoretischen Versuchen werden in den
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vorliegenden, zumeist empirisch ausgerichteten industriesoziologischen Analysen die
Prozesse der betrieblichen Sozialintegration mehr oder weniger systematisch behandelt
(Cole 1979, Park 1985,Deutschmann/Weber 1987b,Dore 1973,Stam 1982). Sie sollen
im folgenden für das Verständnis der kooperativen und anpassungsbereiten Politik der
japanischen Gewerkschaften herangezogen werden. Dabei ist im Anschluß an
Lockwood (1969) zu unterscheiden: die Dimension der Systernintegration, der das
institutionelle Arrangement von Beschäftigungsgarantie, Senioritätsprinzip für Ent-
lohnung und Aufstieg, innerbetriebliche Qualifizierung und Betriebsgewerkschaft zuzu-
rechnen sind, von der Dimension der Sozialintegration; sie bezieht sich auf soziale
Prozesse und sozialpsychologische Mechanismen; durch die zwischen den einzelnen
Individuen ein dichter, normativ verbindlicher sozialer Zusammenhang erzeugt wird.
Prozesse der sozialen Integration und der sozialen Kontrolle die, vom Ma-
nagement initiiert und gesteuert, dem betrieblichen Sozialsystem eine hohe
Kohäsion verleihen, - so die zentrale These - bilden ein strukturelles Hin-
dernis für die Interessenvertretung: sie erschweren die Wahrnehmung und
Artikulation von individuellen und kollektiven Interessen. Individuen und
Gruppen werden unfähig, eigene Interessen als von demdes Unternehmens
verschiedene und doch legitime zu erkennen.
Vielfach beschrieben wurden die sozialintegrativen Prozesse der Rekrutierung und
betrieblichen Sozialisation, die Besonderheiten des Verhältnisses zu den Vorgesetzten
sowie die Integrationswirkungen von Gruppen; sie werden daher nur kurz charakteri-
siert. Etwas ausführlicher werden die Psychodynarnik der sozialen Kohäsion und die
Prozesse der normativen Kontrolle behandelt.
4.2 Daß Rekrutierung und betriebliche Sozialisation mit erheblichem Auf-
wand und großer Sorgfalt betrieben wird, ist einsichtig; denn die Neueinge-
stellten werden auf Dauer Mitglieder der "Betriebsgemeinschaft" sein. Cha-
rakteristisch ist freilich die hohe Bedeutung, die Normen des sozialen Ver-
haltens beigemessen wird. Schon bei der Auswahl der Bewerber spielen sie
eine prominente Rolle. Neben den Abschlußzeugnissen, ..firmeninternen
Prüfungen und psychologischen Tests stützt sie sich auf Empfehlungen von
Lehrern, Professoren und Betriebsangehörigen, auf Interviews mit Mana-
gementvertretern bis hinzu Überprüfung der Familienverhältnisse und ihres
sozialen Kontexts. Die gesamte Auswahlprozedur - so jedenfalls. die Dar-
stellungen in der Literatur - läuft auf ein "screening" der Kandidaten hin-
aus: ein möglichst vollständiges Bild von Charakter, Neigung und Verhal-
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tensdispositionen soll Grundlage der Auswahlentscheidung sein. (Starn
1982,58ff., 177ff., Rohlen 1974, 193ff.,Linhart 1976,3Off.)
Die betriebliche Sozialisation ist vor allem anderen "Erziehung" • in der
traditionellen Bedeutung des Begriffs. Sie führt fort, was Eltern, Schule und
Universität begonnen haben. In den ersten Wochen werden die Neulinge
einem Initiationsprozeß unterworfen: Einweisung in die "Unternehmens-
philosophie" und Einübung der Normen des betrieblichen Sozialsystems,
kurzes mehrtägiges Arbeiten in verschiedenen Abteilungen des Betriebs,
Gruppenaktivitäten der Neulinge wie Wochenendfahrten und gemeinsame
Freizeiten, dann als ersten Höhepunkt das Ritual der Aufnahmefeier zu-
sammen mit den Eltern und Reden des Firmenchefs, in denen die "Be-
triebsgemeinschaft" beschworen wird. (Starn 1982, 145f., 181) Es folgt dann
die Phase des "On-the-lob-Training" (OlT) unter Anleitung eines Älteren.
Der Beziehung des Neulings zu dem Älteren und Belehrenden wird im
"impliziten" Curriculum der betrieblichen Sozialisation ein hoher Stellen-
wert zugemessen. Der Ältere repräsentiert betriebliche Erfahrung und
vermittelt die Kenntnis des richtigen sozialen Verhaltens im Betrieb. Das
OJT wird kombiniert mit innerbetrieblichen Kursen, Schul- und Werkstatt-
unterricht, und stets schließt er auch "general education", die Vermittlung
betrieblicher Sozialnormen, ein. Das Erziehungsideal ist der "betriebsbezo-
gene Generalist" (Georg 1989, 222), der sich auszeichnet durch Diziplin,
Lernbereitschaft, Leistungsmotivation, Belastbarkeit und Freizeitverzicht.
Es geht dem Betrieb um ein Nutzungspotential, das die gesamte Person
urnfaßt - "Kopf, Hand und Herz". (Lenz 1988, 259)
4.3 Kaum zu überschätzen ist die Rolle der unteren Vorgesetzten für die In-
tegration des betrieblichen Sozialsystems. Auffällig ist allein schon die rela-
tiv große Zahl von "kakaricho", "shunin", "kumicho", "shokucho" und "han-
cha" - Positions- und Statusdifferenzierungen, für die es in deutschen Be-
trieben keine Äquivalente gibt. Entsprechend niedrig ist die "Kontroll-
spanne": so etwa in zwei Montagewerken eines japanischen Automobilkon-
zerns 1:18 bzw. 1:6, in vergleichbaren deutschen Betrieben 1:37 bzw. 1:49
(Jürgens/Strömel 1985, 18; für Betriebe der elektrotechnischen Fertigung
1:17 bzw. 1:19 bei Dore 1973, 250 und 1:9 bzw. 1:12 bei Starn 1982, 175).
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Untere Vorgesetzte in japanischen Betrieben haben jedoch nicht nur die
übliche Vermittlungs- und Gelenkfunktion in Hierarchien - Anweisungen
nach unten, Informationen nach oben - sondern ihre spezifische Qualität
liegt darin, einen dichten sozialen Zusammenhang herzustellen vermittels
enger persönlicher Beziehungen zu jedem Einzelnen seiner Arbeitsgruppe.
Dadurch vor allem kommt die Sozialintegration der "Betriebsgemeinschaft"
zustande.
Die Rolle der Älteren und der unteren Vorgesetzten wird freilich nur verständlich, wenn
die Struktur der Arbeitsorganisation in japanischen Betrieben in Rechnung gestellt wird.
Zentral sind - in Abhängigkeit von der jeweiligen technischen Prozeßstruktur - vor
allem: keine festen Aufgabendefinitionen für einzelne Arbeitsplätze und keine festen
Zuordnungen der einzelnen Arbeitskräfte zu den Arbeitsplätzen, sondern pauschale
Zuordnung des Arbeitspensums eines Prozeßabschnitts zu einer Arbeitsgruppe; daher
auch keine individualisierte output-bezogene Leistungsentlohnung, sondern im Umfang
begrenzte Leistungsprämien für die Arbeitsgruppe und langfristig ausgerichtete, auf
Personalbewertungsverfahren beruhende, Leistung und Qualifikation prämierende
Lohndifferenzierung (siehe unten 5). (Eine genaue Beschreibung der Arbeitsorganisa-
tion in der Automobilindustrie enthält die Analyse des ''Toyotismus''bei Jürgens u.a.
1989,36ff.)
In der Beziehung Vorgesetzter-Untergeordneter verbinden sich Autorität
und Macht mit Vertrauen und Loyalität. Darin unterscheidet sie sich
grundsätzlich von den betrieblichen Herrschaftsstrukturen in westlichen
Ländern, wo die Beziehungen zu hierarchisch Übergeordneten in der Regel
von sozialer Distanz und emotionaler Neutralität gekennzeichnet sind
(Deutschmann 1989b). Vorgebildet ist das Spezifische des japanischen Vor-
gesetzten-Untergeordneten-Verhältnisses in der traditionellen Lehrer-
Schüler-Beziehung, der zwischen "senpai" und "kohai". Die Beziehung zwi-
schen dem Neuling und dem Älteren, Erfahrenen, in der ersten Phase des
OIT kommt diesem Modell schon recht nahe und das japanische Manage-
ment versucht die Vorgesetztenrolle dem anzunähern. Der Vorgesetzte ist
stets älter und ein Mann; er ist gehalten, die Jüngeren - seine ihm zugeord-
nete Arbeitsgruppe - anzuleiten und zu fördern, sich auch ihrer persönli-
chen Probleme anzunehmen und einige Freizeitaktivitäten mit ihnen zu
teilen. Funktional-spezifische und persönliche, emotionale Momente ver-
schränken sich in den Beziehungen zwischen Vorgesetzten und Untergebe-
nen. Daher ihre Analogie zu Familienbeziehungen - jedoch weniger die
zwischen Vater und Söhnen, als die zwischen älterem und jüngerem Bruder.
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"... affection and hierarchy", schreibt Rohlen, "are reinforcing rather than
contradictory". Und: "the dependency of the younger, weaker parry is not
only accepted, it is the focal point of the relatjonship". (Rohlen 1979, 197)
Es ist erklärte Strategie des japanischen Managements die Arbeitsorganisa-
tion so zu strukturieren, daß das Vertrauen in der Vorgesetzten-Unterge-
benen-Beziehung in Arbeitsleistung und Produktivität umgesetzt werden
kann - durch eine niedrige Kontrollspanne, eine globale Aufgabenzuwei-
sung, durch die gewährten Autonomiespielräume bei der Führung der Ar-
beitsgruppen, was den unteren Vorgesetzten ein großes Maß an Flexibilität
im Einsatz und im Umgang mit den Arbeitern erlaubt. Auf diese Weise
können Managementziele wirksam nach unten durchgesetzt werden: Pro-
duktionsquoten, Überstunden, Zero Defect-Programme etc. Der beschrie-
bene Zuschnitt der Vorgesetztenrolle war keineswegs Traditionselement
japanischer Arbeitsorganisation. Noch bis 1945 war die Grenze zwischen
.manuell- und nicht-manuell Tätigen, die mit der zwischen Vorgesetzten und
Untergebenen zusammenfiel, durch rigide Statusunterschiede markiert.
(Gordon 1985) Die Rebellion in den japanischen Betrieben nach Kriegs-
ende war auch gegen diese Statusabgrenzungen und die autoritäre Herr-
schaft des Managements gerichtet - und sie war dabei erfolgreich. Das
Mangement verlor in dieser turbulenten Phase temporär die Kontrolle über
den "shop-floor". Die Neudefinition der Vorgesetzten - das "sagyocho"-Sy-
stem - war Teil der Strategie des Managements seit Mitte der fünfziger
Jahre, diese Kontrolle wiederzugewinnen - und damit war es seinerseits er-
folgreich. (Tokunaga 1983,83; Higuchi 1982, 15; Muto 1984, 43f.) Vervoll-
ständigt wird der Erfolg noch dadurch, daß seit den sechziger Jahren die
ehrenamtlichen Gewerkschaftsfunktionäre (Delegierte, "shop stewarts") zu
großen Anteilen aus dem Kreis unterer Vorgesetzten kommen. (Siehe 6.1)
4.4 Sozialintegrativ wirkt fraglos auch die viel diskutierte Gruppenstruktur
der japanischen Belegschaften. Dies zunächst in dem Sinne, daß jeder Ein-
zelne in einem überschaubaren, vertrauten sozialen Zusammenhang einge-
fügt ist, der ihm seinen "sozialen Ort" im Betrieb vermittelt. Das Gruppen-
phänomen ist jedoch komplexer. Anders als es das übliche Verständnis von
Gruppe nahelegen mag, sind Gruppen in japanischen Betrieben keineswegs
40
dauerhafte, stabile und sozial homogene Zusammenhänge. Häufiger Ar-
beitsplatzwechsel und OJT verändern die Zusammensetzung und in der
Regel bestehen zwischen den Gruppenmitgliedern Unterschiede der Quali-
fikation und der Seniorität. Was die Besonderheit der Gruppen ausmacht,
ist - ähnlich wie bei der Vorgesetztenrolle - die Verschränkung von schein-
bar gegensätzlichen Momenten, von Kooperation und Konkurrenz. Da fe-
ste Aufgabenzuordnungen zu Arbeitsplätzen fehlen und das Arbeitspensum
der gesamtem Gruppe vorgegeben wird, ist Kooperation ein selbstver-
ständliches Erfordernis. Die von Vertrauen getragene Beziehung zum Vor-
gesetzten erleichtert die Lösung von Koordinationsproblemen. Zugleich
wird jedoch die Leistungskonkurrenz innerhalb der Gruppen stimuliert,
denn von individuellen Leistungen ist der Aufstieg in der Lohn-Qualifikati-
onsskala und in der betrieblichen Statusordnung abhängig (siehe unten 5).
Leistungskonkurrenz wird somit langfristig, auf die individuelle Betriebs-
karriere ausgerichtet und verliert dadurch viel von ihrem störenden Poten-
tial. Arbeitsorganisatorische Struktur und Gratifikationsregeln sind derart
aufeinander abgestimmt, daß die individuelle Konkurrenz der Gruppenlei-
stung und damit auch dem Status des Vorgesetzten zugute kommt - eine
Wechselbeziehung, in dem sich die verschiedenen Komponenten von Ko-
operation und Konkurrenz gegenseitig stützen. (Cole 1979,244)
Charakteristisch für die innere Dynamik von Arbeitsgruppen in japanischen
Betrieben ist nicht so sehr - was für das westliche Verständnis nahe liegt -
der egalitär-solidarische Zusammenhang der Gruppenmitglieder, sondern
die aufgabenbezogene Kooperation in langfristig ausgerichteter Leistungs-
konkurrenz. Loyalitätsbeziehungen mit Identifikationsqualität richten sich
folglich weniger auf die Kollegen als auf die jeweiligen älteren Gruppen-
.mitglieder oder den Vorgesetzten.
Sichtbaren Ausdruck finden die Gruppenbeziehungen in den häufigen "Ge-
sprächsrunden am Arbeitsplatz" (Shokuba Kondankai), teils vor Arbeitsbe-
ginn oder in den Pausen, teils nach der täglichen Arbeitszeit. Der infor-
melle Druck, an den Besprechungen über anstehende Probleme teilzuneh-
men, ist erheblich. In dieser oder jener Form dienen solche "Gesprächsrun-
den" als "Agentur der Befehlskanalisation nach unten". (Park 1985, 107)
Ähnlich verhält es sich mit den QC- und ZD-Gruppen. Die Teilnahme ist
auch hier nur formal freiwillig, aber die Aktivität des Einzelnen und sein
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Beitrag zur Lösung von Problemen wird erwartet und in den periodischen
Personalbeurteilungen hoch bewertet. Aber unabhängig von dem ökonomi-
schen Ertrag der Verbesserungsvorschläge und verringerten Fehlerquoten
motivieren solche Aktivitäten zu hohen individuellen und Gruppenleistun-
gen und richten sie zugleich auf die übergreifenden Produktions- und Pro-
duktivitätsziele aus. (Cole 1979, 135ff.) Abgerundet wird die Sozialintegra-
tion durch die von Unternehmen und Vorgesetzten organisierten Freizeit-
aktivitäten: die periodischen Kneipenbesuche, Sport, Gymnastik und ge-
meinsame Wochenendausflüge. Damit wird nicht nur der Gruppenzusam-
menhang gestärkt, sondern damit wird zugleich konkurrierenden Ansprü-
chen von Familie und nicht-betrieblichen sozialen Zusammenhängen vor-
gebeugt. Denn konkurrierende Loyalitäten könnten Zeit und Energie von
der Arbeit und dem Betrieb abziehen. (Deutschmann 1987a, 117; 21lf.)
Es verdient festgehalten zu werden: so wenig wie die spezifische Rolle der
unteren Vorgesetzten Teil der japanischen Tradition war, so wenig war es
die Bedeutung der Kleingruppenaktivitäten. Qualitätszirkel und Zero-De-
fect-Groups waren Teil der Managementstrategie, den shop floor unter
Kontrolle zu bringen. Sie wurden Anfang der sechziger Jahre von Ingeni-
eurvereinen propagiert und breiteten sich dann in den japanischen Betrie-
ben aus. Cole (1979, 137) errechnete, daß bis 1978 jeder achte japanische
Arbeitnehmer an einem Oualitätszirkel teilgenommen hat. Nach Schätzun-
gen bestanden Anfang 1987 ea. 50.000 Qualitätszirkel mit etwa 250.000 Be-
schäftigten mit einer jährlichen Steigerungsrate von 20-30%. (Jürgens, Ein-
leitung zu Yahata 1987) Es handelt sich nicht um Partizipationsformen, in
denen kollektive Interessen zur Geltung kommen könnten - vielmehr wer-
den sie initiiert vom Management, und alle Phasen der Gruppenarbeit wie
auch ihre Ergebnisse stehen unter der Kontrolle des Managements. (Ya-
hata 1987)
4.5 Die skizzierten Mechanismen der Sozialintegration - betriebliche Sozia-
lisation, die Beziehung Vorgesetzte-Untergeordnete, die innere, "vertikale"
Struktur der Arbeitsgruppen - sind konstitutiv für die "Betriebsgemein-
schaft". Sie erzeugen einen Zusammenhang dauerhafter und hoher sozialer
Kohäsion. Ihr subjektives Korrelat ist das vielfach beschworene "Firmenbe-
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wußtsein" ("enterprise consciousness"), die unbedingte und vorbehaltlose
Identifizierung mit dem Betrieb und dem Kollektiv der Stammbelegschaft.
Zentral ist daran der Sozialisationsaspekt: "Betriebsgemeinschaft" wird er-
zeugt, geschaffen. Zu ihr gehören nur diejenigen, die sich dem Prozeß der
betrieblichen Sozialisation und der normativen Integration mit Erfolg un-
terzogen haben, die für den Betrieb "erzogen" wurden. Das sind diejenigen,
die nach Schulabschluß als Jugendliche vom Betrieb rekrutiert wurden und
den Status des ständigen Beschäftigten erreicht haben. Nicht zu ihnen ge-
hören die Betriebswechsler, die Zeit- und Teilzeitbeschäftigten, und auch
nicht die Frauen: sie erhalten nicht die gleichen Qualifikationschancen, und
Vorgesetzte können sie schon gar nicht werden. Denn mit der Heirat wer-
den sie aus dem Betrieb ausscheiden und ihre Kinder werden ihnen nie -
selbst wenn sie erwerbstätig bleiben oder später wieder erwerbstätig werden
- die Energie und Zeit lassen, die von einem Vollmitglied der Betriebsge-
meinschaft verlangt wird. Nur Männer sind dazu in der Lage, nur sie bilden
eigentlich die "Betriebsgemeinschaft".
Die in der betrieblichen Sozialisation erzeugte innere Verpflichtung auf
den Betrieb und die Betriebsgemeinschaft des Männerkollektivs provoziert
die Frage nach den subjektiven Dispositionen oder Bedürfnissen, die den
Einzelnen für die weitgehende Integration in den sozialen Zusammenhang
des Betriebs empfänglich machen: die Frage nach den individuell-psychi-
schen Konstitutionsbedingungen der "Betriebsgemeinschaft". Eine syste-
matische Analyse der Psychodynamik dieser Prozesse ist ad hoe nicht mög-
lich, aber einige Hypothesen und tentative Überlegungen sind angezeigt.
Der amerikanische Organisationspsychologe Schwartz (1987) hat eine
pschoanalytische Deutung des "organizational commitment" versucht, an
die hier angeknüpft werden kann. Die "persönliche Identität", das Ich, be-
darf - so Schwartz' Ausgangsthese - der Stützung durch soziale Kontexte;
eine labile persönliche Identität, Ich-Schwäche, wird durch Anlehnung an
die Organisation kompensiert. Die Organisation erhält eine "ontologische
Funktion" für das einzelne Organisationsmitglied: sie stabilisiert seine psy-
chische Verfassung, mehr noch: sie wird zu einem zentralen Bestandteil
seiner psychischen Konstitution. Auf Freuds Narzißmus-Lehre rekurrie-
rend, formuliert Schwartz seine zentrale These: daß das psychische Bedürf-
nis - oder auch der illusionäre Wunsch - nach einer völligen Einheit von Ich
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und Umwelt nur um den Preis einer Idealisierung der Organisation auf-
rechterhalten werden kann. Das Ich-Ideal wird durch das "Organisations-
ideal" ersetzt. In ihm werden projektiv eigene Wünsche nach Selbstverwirk-
lichung, Macht und sozialer Harmonie zusammengedacht, eigentlich phan-
tasiert. Die Organisation erhält damit für das einzelne Organisationsmit-
glied den Status einer moralischen Instanz; ihre Bestandserhaltung ist ober-
stes Gebot; für sie werden alle individuell verfügbaren Energien mobilisiert.
Schwartz' These, die der vom "autoritären Syndrom" recht nahekommt, be-
schreibt die generelle Psychodynamik der subjektiven Identifizierung mit
einem Kollektiv. Offen bleibt jedoch, (a) wie Ich-Schwäche entsteht und (b)
über welche personalvermittelten Zusammenhänge in Organisationen die
regressiven, von narzißtischen Triebkomponenten sich herleitenden Be-
dürfnisse aktiviert und genutzt werden. Hinweise zur Klärung des ersten
Problems gibt die "amae"-Theorie des japanischen Psychoanalytikers Doi
(1987): "amae" meint "Anlehnung", eine psychische Disposition, die für die
frühe Beziehung zwischen Mutter und Kind charakteristisch ist. Doi um-
schreibt sie mit "passiver Objektliebe", die abhängige Anhänglichkeit des
Kleinkindes, die sich in der Beziehung zur Mutter, die einseitig Liebe und
Zuwendung gewährt, herausbildet. Diese Beziehungsqualität ist nach Doi -
wie er an therapeutischen und soziolinguistischen Material nachzuweisen
versucht - zentrales Element des japanischen Sozialcharakters. (Heise 1986)
Wesentlich für die "amae"-Beziehungsstruktur ist ein Typus von passiven
Abhängigkeits- und Fürsorgebedürfnissen, wie sie für die frühkindlichen
Phasen vor der Ausdifferenzierung der Triebstruktur und vor der Ich-Bil-
dung charakteristisch ist. Auf der Ebene des manifesten Verhaltens ent-
sprechen ihr Bedürfnisdispositionen, die auf ganzheitliche, affektbesetzte
soziale Beziehungen gerichtet sind, auf eindeutige Gruppenzugehörigkeiten
mit ungebrochenen Loyalitäten und festen Grenzen gegenüber der äußeren
Umwelt. Daher die überragende Bedeutung von Gruppen in der japani-
schen Gesellschaft, mit ihren eindeutig definierten Hierarchien und Loyali-
tätsbeziehungen. Dieses Schema gilt für alle Gruppen - vom Kindergarten
und von der Schule bis zur Universität und zum Betrieb. Vereine und
Clubs, die nicht einer dieser Institutionen zugehören, sind in Japan sehr sel-
ten.
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Die "amae"-Theorie von Doi kann sich auf Befunde über die Praxis famili-
aler Sozialisation stützen. Aus der japanischen Familiensoziologie ist be-
kannt, daß der Vater bei der Kindererziehung nur eine marginale Rolle
spielt; schon die überlangen Arbeitszeiten lassen wenig Spielraum. (Fuku-
take 1981, 43f.) Haushalt und Kindererziehung ist allein Sache der Frauen,
und die Beziehung der Mutter zu ihren Kindern wird als intensiv und auch
'relativ langdauernd beschrieben. Indessen repräsentiert die Mutter nicht
nur Liebe und Fürsorge, sondern ebenso auch das Leistungsprinzip. Sie ist -
und fühlt sich auch - für die Schulleistungen der Kinder verantwortlich, die
für deren künftige Lebenschancen in Japan so entscheidend sind. Kritisch
ist insbesondere der Übergang zur Oberschule, der in die Phase der Puber-
tät und der beginnenden Adoleszenz fällt. Mit dieser Doppelrolle der Mut-
ter wird eine tiefgehende Ambivalenz in den Beziehungen zu ihren Söhnen
begründet. Die Auflösung oder Verarbeitung dieser Ambivalenz gibt einen
Schlüssel zum Verständnis des zweiten offenen Problems: über welche per-
sonalvermittelten Beziehungen die psychischen Triebenergien für die Be-
triebsgemeinschaft genutzt werden.
Vieles spricht für die These, daß die Ambivalenzen der prägenden Mutter-
beziehung in der Weise aufgelöst werden, daß die libidinösen Energien
vornehmlich in die Beziehungen zu idealisierten Männerfiguren investiert
werden - Beziehungen, die eine latent homosexuelle Komponente haben.
Die Figur des "senpai", des älteren Lehrers und Erziehers, ist fester Be-
standteil der kulturellen Tradition Japans, und männliche Homosexualität
war in Japan nie derart tabuisiert wie in westlichen Ländern. Die Figur des
"senpai" lebt in den Betrieben in modernisierter Gestalt fort. Jeder Neuling
erhält einen "Erzieher" zugewiesen, der ihn einführt, ihn belehrt und ihm
hilft; selbstverständlich ist es ein Mann. (Rohlen 1979, 197) Dem Modell
des "senpai" ist auch die Vorgesetztenrolle nachgebildet. Deutlich zu er-
kennen ist das auch in der Praxis der Personalbeurteilung mit ihren diffu-
sen, ganzheitlichen Bewertungskriterien und den vertraulichen Gesprächen
zwischen Vorgesetzten und Untergeordneten, bis hin zur Erwartung, daß
der Vorgesetzte notfalls als Heiratsvermittier fungiert. (siehe unten 5) Die
latente Homosexualität, von der die Beziehung "kohai"-"senpai" getragen
wird, gehört freilich einer ontogenetisch frühen Schicht zu, für die die
"amae"-Beziehung charakteristisch ist; sie ist zielgehemmt und diffus. Doi
kann daher "homosexuelle Gefühle" problemlos als Äußerung der Bezie-
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hungsqualität von "amae" verstehen. Man könne, so Doi (1982, 140), "zu
Recht sagen, daß das Wesen homosexueller Gefühle in amae liegt". Und
weiter: "amae - sei es das eines Kindes zu seinen Eltern, eines Schülers ge-
genüber seinem Lehrer, eines Firmenangestellten gegenüber seinem Vor-
gesetzten, eines Jüngeren gegenüber einem Älteren - in der japanischen
Gesellschaft" werde dies "als das Allerselbstverständlichste betrachtet". Die
sinistre Kehrseite dieser spezifischen Form der Auflösung der Ambivalen-
zen gegenüber der Mutter bildet die Abwertung von Frauen, greifbar in den
offenbar als Massenphänomen virulenten, sadistischen Gewaltphantasien
gegenüber Frauen, die von der japanischen Pornoindustrie weidlich ausge-
beutet werden.
Psychodynamisch betrachtet - so lassen sich die hypothetischen Überlegun-
gen zusammenfassen - konstituiert sich die "Betriebsgemeinschaft" des
Männerkollektivs in der Verschränkung von zwei Momenten: Zum einen
handelt es sich um Bedürfnisdispositionen, die sich auf emotionale soziale
Beziehungen richten, die diffuse Abhängigkeiten zulassen und zur Bildung
von sozial geschlossenen Gruppierungen tendieren; denn nur sie allein
vermitteln dem Einzelnen eine persönliche Identität. Zum anderen kom-
men in den Zweierbeziehungen zwischen status- und machtungleichen
Männern latente und diffuse "homosexuelle Gefühle" zur Geltung; sie las-
sen sich als psychische Mechanismen interpretieren, durch die die individu-
ellen Anlehnungs- und Abhängigkeitsbedürfnisse in sozial produktiver
Weise kanalisiert werden.
Dem Entspricht die elementare Beziehungsstruktur .in "Betriebsgemein-
schaften": zum einen ihre "vertikale" Ausrichtung, sie verbindet Macht- und
Statusungleiche; zum anderen die Amalgamierung von Vertrauen und
Macht, von Autoritätsgebundenheit und Fürsorge. Die emotionale Einbin-
dung in solche personalisierten "vertikalen" Beziehungen bringt daher eine
innere Abhängigkeit von Macht- und Statusüberlegenen mit sich, die ver-.
stehen läßt, daß die Artikulation von Bedürfnissen und Interessen für den
Abhängigen und Untergeordneten ungemein schwierig ist. Statt Ansprüche
anzumelden, liegt es für ihn näher, sich voll Vertrauen an den Übergeord-
neten zu wenden und in informellen Gesprächen eine Lösung seiner
Probleme zu suchen. Noch schwerer ist es, kollektive Interessen vorzubrin-
gen. Denn dies bedeutet eine Ablehnung der emotional besetzten Vorbild-
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figuren, die Aufkündigung des "Vertrauens": Revolte. Daß manifeste Kon-
flikte in Japan so schwer zu regeln sind, daß man offene Konflikte, wenn
irgend möglich, vermeidet, hat hier seine psychische Basis. Gewiß ist es
nicht zufällig, daß das Verhalten von japanischen Arbeitern in betrieblichen
Auseinandersetzungen als "change of character" beschrieben wird. (Hanami
1981,43)
Die Überlegungen zur Psychodynamik des Männerkollektivs lassen sich durch Thesen
von Lenz (1988, 1989) zum Verhältnis von gesellschaftlicher und geschlechtlicher
Arbeitsteilung stützen. In der historischen Analyse dieses Verhältnisses kann sie mit
überzeugenden Argumenten zeigen, daß die komplementäre Beziehung gesellschaft-
licher und geschlechtlicher Arbeitsteilung in Japan konstitutiv war für die spezifische
Form des betrieblichen Sozialsystems, den "Betriebsfamilismus" der Männer (1988,
239f.),und für die Abwertung von Frauenarbeit. Der "Kovenant"zwischenden Männern
im Management und männlichen Lohnarbeitern setzt die völlige Entlastung von Haus-
arbeit voraus und verfestigt die geschlechtliche Arbeitsteilung, die auch durch die
zunehmende Lohnarbeit der japanischen Frauen bislang nicht in Frage gestellt wird.
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5. Personalbewertung - Instrument sozialer Kontrolle
5.1 Personalbewertungssysteme sind fester Bestandteil des "fähigkeitsorien-
tierten Personalmanagements" (noryokushugi kanri), wie es gegenwärtig in
den meisten größeren und mittleren Betrieben praktiziert wird. Soweit re-
konstruierbar, wurden sie Mitte der sechziger Jahre im Zusammenhang mit
der Veränderung des EntIohnungssystems entwickelt. (Inagarni, 1983,10) Es
ging darum, die enge Kopplung von Seniorität und Qualifikation zu lockern
und Qualifizierung zu einem eigenständigen Parameter der Management-
politik zu machen (Tabelle 7). In der Folgezeit wurden die Regelungen für
Qualifizierung, Entlohnung und Aufstieg zu einem integrierten System der
betrieblichen Personalpolitik weiterentwickelt. Ihr Herzstück sind die Per-
sonalbewertungsverfahren (Jinji Koka). In fast der Hälfte der Großbetriebe
sind die entwickelten Systeme des fähigkeitsorientierten Personalmanage-
ments eingeführt (Inagami 1983, 10); 96% aller Betriebe praktizieren Per-
sonalbewertung in dieser oder jener Form. (Park 1985, 108)
Gegenstand der Personalbewertungsverfahren sind: Qualifikationsniveau,
Arbeitsleistung, Arbeitsverhalten und Sozialverhalten; jeder Arbeitnehmer
wird periodisch, ein- oder zweimal jährlich, von seinem direkten Vorgesetz-
ten beurteilt. Diese Beurteilunghat großes Gewicht für die Entlohnung und
entscheidet über die weitere Qualifizierung und den betrieblichen Aufstieg.
Im Unterschied zu ähnlichen Verfahren in deutschen Betrieben sind die
Bereiche und Dimensionen weiter gespannt. Quantitative Arbeitsleistung
ist nur ein Kriterium neben andern und wird wie alle andern nur pauschal
bewertet. Die Verfahren zur Personalbewertung, ihre Kriterien und ihre
Gewichtung variieren von Betrieb zu Betrieb. Aus den vorliegenden Be-
schreibungen (Demes 1988, Starn 1982, Takagi 1987), lassen sich jedoch die
wesentlichen Elemente entnehmen.
Das von Demes detailliert beschriebene integrierte System sei als Beispiel
skizziert. Die Bewertung bezieht sich auf drei große Bereiche:
(a) Arbeitsleistung, mit den Teildimensionen: Arbeitsqualität (Exaktheit, Einhaltung
von Präzisionsanforderungen, Gleichmäßigkeit der Produktqualität, auch
Verbesserungen des Arbeitsprozesses und des Produktes), Arbeitsquantität (incl.
Termingenauigkeit, Bewältigungdes vorgegebenen Tagespensums, Effektivität der
Materialnutzung) sowie Kooperation bzw. Leitung (Zusammenarbeit in der
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Gruppe, Beachtung von Instruktionen, Gehorsam bzw. Anleitung und Instruktion
der Gruppe, Motivierung und Aktivierung).
(b) EinsteUung zur Arbeit, nach den Kriterien: Einhaltung der Arbeitsdisziplin, Fleiß,
Abwesenheit und Fehlzeiten, Einhaltung von Sicherheitsbestimmungen,
Bereitwilligkeit und Akzeptanz der Arbeitsaufgaben, Verschwiegenheit und
Vertrauenswürdigkeit.
(c) Arbeitsflihigkeitsbewertung, mit den Teildimensionen: technische Fähigkeiten und
Kenntnisse, Problemlösungsfähigkeiten (Verstehen, Beurteilen, Planen) und Kon-
taktfähigkeit, "human skills"wie Führungsqualitäten, Fähigkeit zu überzeugen etc.
(Ähnliche Bewertungskataloge Starn 1982, 203ff., 162ff., Cole 1979, 167ff. und
Takagi 1987,252f.)
Die Bewertung erfolgt nach Punktsystemen unterschiedlicher Gewichtung für die
verschiedenen Teildimensionen und Kriterien. Dabei sind Restriktionen eingebaut, die
eine Inflationierung verhindern: in dieser oder jener Form werden die Gesamtpunktzahl
und Streuung je Arbeitsgruppe begrenzt; dadurch wird die Individualkonkurrenz inner-
halb der Gruppe stimuliert.
Zeitgleich mit der Vorgesetztenbeurteilung und unabhängig von ihr erfolgt
die Selbstbewertung durch den Arbeitnehmer, nach den gleichen Kriterien
und dem gleichen Punkteschema. Die beiden Bewertungen sind- die
Grundlage für ein ausführliches Gespräch des Vorgesetzten mit dem Be-
werteten. Demes gibt eine durchschnittliche Dauer von 45 Minuten an.
(Demës 1988, 20) Ziel des Gespräches ist die Bilanzierung der bisherigen
Qualifikations- und Leistungsentwicklung, Hinweise auf Defizite, Anregun-
gen zur weiteren Qualifizierung, Ermittlung von Wünschen und Interessen,
u. U. auch Beratung in persönlichen Angelegenheiten. Dem Personalge-
spräch wird in den vorliegenden Beschreibungen ein hoher Stellenwert für
Beurteilung und weitere Karriere zugemessen. - Die Bewertung durch den
Vorgesetzten wird durch dessen Vorgesetzten überprüft, unterliegt mithin
einer doppelten Kontrolle. In analoger Weise erfolgt die Personalbewer-
tung der Vorgesetzten, jeweils mit doppelter Kontrolle, von der untersten
Leistungsebene bis zur Grenze des Topmanàgements.
Die strategische Bedeutung der Personalbewertung wird an ihrer Verzah-
nung mit der Rangordnung von Qualifikationsstufen und Seniorität deut-
lich, beide zusammen machen den Status des einzelnen Arbeitnehmers aus,
seine 'Stellung in der feinabgestuften Statushierachie des Betriebs - die mit
der Herrschaftsorganisation nur sehr locker verknüpft ist. Die Personalbe-
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urteilung durch den Vorgesetzten bestimmt - in Abhängigkeit von der Ab-
schlußqualifikation von Schule bzw. Universität oder College - die Zuord-
nung zu den Statusgruppen, die Differenzierung innerhalb der Statusgrup-
pen und - zusammen mit absolvierten Kursen und Prüfungen - den Aufstieg
von einer Statusgruppe zur nächst höheren.
Zu dem hier interessierenden Bereich bis zur Ebene des "kakaricho",annäherungswe1se
mit unserem Meister vergleichbar - oberhalb dessen beginnt das Mittlere Management,
das in der Regel nicht mehr Mitglied der Gewerkschaft sein kann - gibt es, je nach
System, 6 - 9 Statusgruppen. Innerhalb jeder Statusgruppe wird nach "Arbeitsrängen"
oder "Graden" differenziert, in dem von Demes beschriebenen System: zwischen 5 und
23 Feinabstufungen, die sich nach den erreichten Punktzahlen der Personalbewertung
richten. Die Personalbewertung wird mit Seniorität in der Weise kombiniert, daß zum
einen Mindestzeitspannen vorgeschrieben werden, die ein Arbeitnehmer einer Status-
gruppe angehört haben muß - gleichgültigwie groß seine Punktzahl ist - bevor er in die
nächste Statusgruppe aufsteigen kann. Zum anderen werden für ältere Arbeitnehmer
mit langer Verweildauer in einer Statusgruppe die Mindestzahl der Bewertungspunkte
für den Aufstieg herabgesetzt. Die Verweildauer in einer Statusgruppe hängt in erster
Linie von der Personalbewertung ab. In den ersten Jahren nach Betriebseintritt im
unteren Viertel oder Drittel der Statusgruppen vollzieht sich der Aufstieg mehr oder
weniger zeitgleich. Nach 5-8 Jahren jedoch entfalten die Bewertungssysteme ihre diffe-
renzierende Wirkung. Dann ist auch die Schwelle erreicht, die Frauen selten über-
schreiten können; ab ihr werden für den weiteren Aufstieg hohe Punktzahlen der
Personalbewertung verlangt, mitunter auch die explizite Empfehlung der Vorgesetzten,
Teilnahme an Lehrgängen, Selbststudium und Prüfungen etc. Ins Gewicht fallen dabei
hohe Durchschnittswerte der erreichten Punktzahlen für mehrere Jahre und das
Persönlichkeitsbild. Die gesamte Prozedur des Aufstiegs in die höheren Statusgruppen
kommt wiederum einem "screening" gleich. Wie sehr das gesamte Arrangement von
Management kontrolliert wird, ist daran zu ersehen, daß die Mindest- und Höchstpunkt-
zahlen nach den betrieblichen Erfordernissen von der Personalabteilung einseitig
verändert werden können. (Demes 1988,22, ähnlich auch auch Stam 1982,16Of.,203ff.)
Der Einfluß der Personal bewertung auf die Entlohnung ist erheblich: die
Zugehörigkeit zu einer Statusgruppe mitsamt dem erreichten Grad inner-
halb einer Statusgruppe, bestimmt den sogenannten "Fähigkeitslohn", der
zusammen mit einer reinen Senioritäts- oder Lebensalterkomponente den
"Standardlohn" - nach unserem Verständnis den "Grundlohn" - bildet. Der
Standardlohn, etwa 80 - 90 % des Monatslohns, ist die Basis für die Be-
rechnung der Überstundenzuschläge und des halbjährlichen Bonus.
Von Bedeutung sind auch hierbei, die eingebauten Leistungsanreize: (a) die Gradu-
ierung innerhalb einer Statusgruppe sind mit deutlichen Lohnsteigerungen verknüpft,
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besonders in den ersten Graduierungsstufen; (b) durch die vorgegebene Gesamtzahl der
Bewertungspunkte je Arbeitsgruppe ist auch das korrespondierende Geldäquivalent
konstant; d.h. die gruppeninterne Konkurrenz wird stimuliert.
5.2 Das skizzierte System des "fähigkeitsorientierten Personalmanagements"
- dem auch die von Starn (1982), Cole 1979 und Takagi (1987) beschriebe-
nen Systeme in ihrer Grundstruktur entsprechen - verbinden in sehr fle-
xibler Weise Entlohnung, Qualifizierung und Statuszuweisung mit dem in-
tendierten Effekt einer weitgehenden Individualisierung der Lohn- und
Arbeitsbedingungen. Die Systeme definieren für jeden einzelnen Arbeit-
nehmer eine Abfolge von Qualifizierung, Wechsel der Tätigkeiten und Stu-
fen des betrieblichen Aufstiegs, die sich zu einer individuellen Karriere zu-
sammenfügen. Individualisiert ist auch die Entlohnung aufgrund des ra-
scheren oder langsameren Aufstiegs von Statusgruppe zu Statusgruppe wie
auch aufgrund der erreichten Graduierung. Die daraus resultierenden
Lohnunterschiede bei gleicher Seniorität sind erheblich; nach vorsichtigen
Schätzungen können sie (bezogen auf Arbeitnehmer gleicher Seniorität) 20
- 30% des Durchschnittlohnes ausmachen. Gleichwohl steigt für jeden ein-
zelnen Arbeitnehmer die Lohnhöhe mit zunehmendem Betriebs- und Le-
bensalter. Individualisiert sind schließlich auch die Lohnsteigerungen bei
den jährlichen Lohnrunden, denn in den betrieblichen Tarifverhandlungen
werden nur die Erhöhung der gesamten Lohnsumme und die Verteilung
auf die einzelnen Lohnkomponenten pauschal festgelegt. Die Berechnung
der Lohnerhöhung mit ihren zahlreichen Variationsmöglichkeiten für jeden
einzelnen Arbeiter fällt in die alleinige Kompetenz des Managements. Die
Gewerkschaften sind allein bei der Festlegung der Systeme für Entlohnung
und Personalbewertung beteiligt, nicht jedoch bei ihrer Anwendung in der
Praxis; Interventionen erfolgen nur in Einzelfällen bei offensichtlichen
Fehlern. (Takagi 1987, 240) "In Japan", kann daher Takagi resümieren, "in-
dividual wages are absolutely 'individual' for every worker." (Takagi 1987,
232) Das für die Lohnpolitik von Gewerkschaften wie Arbeitgebern in
westlichen Ländern grundlegende Prinzip, "gleicher Lohn für gleiche Lei-
stung" gilt nicht. An seine Stelle tritt - dem "generalized exchange" entspre-
chend - die pauschalierende, langfristig ausgerichtete Bewertung der indivi-
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duellen Bereitschaft, zur Bestandserhaltung des Betriebes die gesamte Ar-
beitskraft einzusetzen.
Die Praxis der Personalbeurteilung setzt die betriebliche Sozialisation fort
und stellt sie auf Dauer, sie ist Erziehung und soziale Kontrolle. Einerseits
fördert und lenkt sie die Entfaltung von Fähigkeiten, andererseits koppelt
sie die individuelle Qualifikationsentwicklung eng an die Erfordernisse des
Betriebes. Da überbetrieblich gültige Berufsbilder und generelle professio-
nelle Normen fehlen, lassen sich individuelle Neigungen und sich ausbil-
dende intrinsische Motive an fachlichen Kompetenzen widerstandslos mit
den Zielsetzungen des Betriebes gleichschalten. Ergänzend und verstärkend
wirkt die normative Komponente der Personalbewertung. Die Kriterien für
Arbeitseinstellung und Leistung haben moralische Qualität: Fleiß, Arbeits-
disziplin, Akzeptanz von Aufgaben, Vermeiden von Fehlzeiten, Krankheit
eingeschlossen, Kooperationsbereitschaft etc. Sie bewerten den Charakter
und das gesamte persönliche Verhalten. Überdies reproduziert das gesamte
Verfahren - Vorgesetztenbewertung, Selbstbewertung und abschließendes
Gespräch - die idealtypische Zweierbeziehung von "senpai" und "kohai", des
älteren Lehrers und Erziehers zu dem Jüngeren und Lernenden. Die zuvor
angedeutete Psychodynamik macht verständlich, daß und wie moralische
Bewertungen von Erwachsenen im Kontext versachlichter Produktions- und
Verwaltungsprozesse möglich sind und akzeptiert werden. Selbst wenn
nicht angenommen werden kann, daß die Beziehung zwischen Vorgesetzten
und Untergebenen stets diesem Ideal entspricht, sondern Wohlwollen und
Loyalität hinter sachorientierter Distanz zurücktreteri, selbst dann bleibt
der Kontrolleffekt, weil in den Bewertungskriterien enthalten, wirksam.
Ebenso muß angenommen werden, daß in den Bewertungen die Interessen
des Betriebs durchschlagen. Die notwendigerweise abstrakten, für Deutun-
gen offenen Kriterien können nur hinreichend operationalisiert werden
durch den Rückbezug auf den konkreten betrieblichen Kontext und seine
Erfordernisse. Überdies werden die Beurteilungen durch den übergeordne-
ten Vorgesetzten kontrolliert - was zugleich einer Kontrolle des zuerst be-
wertenden, direkten Vorgesetzten einschließt -wie auch dieser selbst dem
Personalbewertungsverfahren unterliegt. Vervollständigt wird diese asym-
metrische Beziehungsstruktur durch den kumulativen Effekt periodisch
wiederholter Personalbewertungen. Zusammen mit den Angaben über den
Wechsel des Arbeitsplatzes, absolvierte Kurse, Tests und Zeugnisse werden
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sie in der Personalabteilung gespeichert. Sie erlauben eine völlige Transpa-
renz des gesamten Arbeitsverhaltens, der betrieblichen Karriere wie auch
der moralischen Qualitäten jedes einzelnen Arbeitnehmers. Nirgends findet
sich ein Hinweis, daß der Einzelne oder ein Gewerkschaftsvertreter ein
Recht auf Einsicht in diese Sammlung von Personaldaten hätte. "Otherwise
the document is open only to management; union officials have no signifi-
cant input or right for access". (Cole 1979, 171)
Der Konformitätsdruck der normativen Kontrollen - so muß angenommen
werden - ist überwältigend. Gewiß ist in Rechnung zu stellen, daß die Vor-
gesetzten wie alle Beteiligten wissen, daß sie auf Dauer miteinander aus-
kommen müssen. Die ungleiche Verteilung von Macht und Einflußchancen,
vor allem aufgrund der Individualisierung der Interessenlagen, ist gleich-
wohl erdrückend. Sie läßt kaum den Gedanken aufkommen, daß die eige-
nen Interessen oder auch die der Arbeitsgruppe die gleiche Legitimität für
sich beanspruchen könnten, wie die des Managements und seiner Defini-
tion der betrieblichen Interessen.
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6. Mechanismen der Interessenparallelisierung
Während Prozesse der Sozialintegration und der normativen Kontrolle die
Artikulation von kollektiven Interessen behindern, beziehen sich die Me-
chanismen der Interessenparallelisierung auf legitimierte, auch vom Mana-
gement anerkannte Interessen der Stammbelegschaften: Sicherheit des Ar-
beitsplatzes, jährliche Lohnerhöhungen, Senioritätsrechte etc. Durch Me-
chanismen im organisatorischen Zusammenhang von Betrieb und Betriebs-
gewerkschaft werden - so die These - die legitimen Interessen der Beleg-
schaft auf die des Unternehmens ausgerichtet und abgestimmt. Teils sind
sie das Ergebnis der inhärenten Schwäche einer auf ein Unternehmen und
ihre Stammbelegschaft beschränkten Gewerkschaft, teils aber auch das Er-
gebnis einer bewußten und überlegenen Managementstrategie.
6.1 Auf ein Unternehmen zentriert, muß eine Betriebsgewerkschaft daran
interessiert sein, sich eine organisatorische Struktur zu geben, die die be-
triebliche Herrschaftsstruktur zu konterkarieren in der Lage ist. Es bildete
sich daher in den japanischen Betriebsgewerkschaften eine parallele Hier-
archie zu der des Betriebs aus und beide sind in vielfältiger Weise - auch
personell - miteinander verflochten.
Die wesentlichen Elemente der Organisationsstruktur von Betriebsgewerkschaften sind
(Kikuchi 1984, 171ff., Shirai 1983, 117ff.): (1) die Generalversammlung, höchstes Be-
schlußorgan; in den mittleren und größeren Betrieben setzt sie sich aus gewählten
Delegierten zusammen, die in der Regel einmal jährlich zusammentritt. Sie wählt (2)
den Zentralrat, gelegentlich auch als Zentralkomitee bezeichnet, der als erweiterter
Vorstand fungiert - die Zahl seiner Mitglieder variiert nach Betriebsgröße und Statuten,
von 30 bis über 100 - und über erhebliche Entscheidungskompetenzen verfügt, insbe-
sondere beim Abschluß von Tarifverträgen und (3) den Exekutivausschuß oder Vor-
stand, bestehend aus Vorsitzenden, Stellvertreter(n), Generalsekretär und in größeren
Betrieben aus weiteren Mitgliedern für besondere Aufgaben wie Kassenverwaltung,
Gewerkschaftszeitung, Frauen, Jugendliche etc.. In der Regel sind die Vorstandsmit-
glieder längere Zeit im Amt; soweit sie ihr Amt hauptamtlich führen, werden sie aus
dem Beitragsaufkommen bezahlt, behalten aber den Status eines regulär Beschäftigten
des Betriebes bei. Nach Angaben der Gewerkschaften in der Stahl-, Metallverarbeiten-
den und Elektrotechnischen Industrie besteht (mit 1 : 572/1978) eine recht günstige
Relation von Hauptamtlichen und Mitgliedern. (Naito 1983, 149) (4) Schließlich die
Basisorgane, "shopfloor comittees"und "shopstewarts",vergleichbar den Vertrauensleu-
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ten in deutschen Gewerkschaften; es sind gewählte, gelegentlich auch von den vorge-
ordneten Organen ernannte Vertreter von Arbeitsgruppen, Unterabteilungen etc.
,(
Die Verflechtung von betrieblicher Hierarchie und Gewerkschaftsorganisa-
tion zeigt sich zunächst - wie in der Literatur übereinstimmend hervorgeho-
ben wird (Kikuchi 1984, 181; Ujihara 1980 , 4f., Kawanishi 1986, 152f.;
Shirai 1983, 129; Dore 1973, 169, zusammenfassend Seifert 1988, 378f.) - in
der weitgehenden Personalunion von unterem Management und ehren-
amtlichen Gewerkschaftsvertretern. Das Beispiel des Zentralrates einer
Stahlarbeitergewerkschaft kann als typisch angesehen werden: 60% seiner
Mitglieder sind untere Vorgesetzte, Vorarbeiter und Gruppenführer, 11%
kommen aus dem "white collar"-Bereich und 27% sind Arbeiter ohne Lei-
tungsfunktionen. (Kikuchi 1984, 182) Nicht anders verhält es sich mit den
"shop floor comittees". Untere Vorgesetzte werden als geeignete Vertreter
der Mitgliederbasis angesehen. ''The capabilities required for union leader-
ship are similar to those required by management". (Ujihara 1980,4)
Ergänzt wird die personelle Verflechtung von Management- und Gewerk-
schaftshierarchie durch die Karriere und Aufstiegspraxis. Die Übernahme
eines Gewerkschaftsamtes ist in aller Regel dem betrieblichen Aufstieg för-
derlich. (Kikuchi 1984, 183) Für Arbeiter sind die Chancen groß, in die
zweite oder dritte Ebene des unteren Managements aufzusteigen, wenn sie
ihr Gewerkschaftsamt wie üblich nach 2 - 3 Jahren aufgeben. Für Ange-
stellte in der Personalabteilung sind einige Jahre aktiver Mitarbeit in Ge-
werkschaftsgremien vielfach eine gute Voraussetzung, in das mittlere und
obere Personalmanagement aufzurücken: Gewerkschaftsaktivitäten als
OIT. Aber auch die Karriere der Hauptamtlichen im Vorstand bleibt - trotz
ihrer längeren Amtszeiten - an den Betrieb gebunden: wenn sie sich nicht
zur Wiederwahl stellen oder auch nicht wiedergewählt werden, können sie
mit betrieblichen Positionen rechnen, die sie nach Seniorität und vermutli-
cher Qualifizierung auch ohne ihre Gewerkschaftskarriere erreicht hätten;
ebenso können sie bei Erreichen der Altersgrenze mit den üblichen Abfin-
dungen und Pensionszahlungen des Unternehmens rechnen. Eine Folge der
Verschränkung von Betriebs- und Gewerkschaftskarrieren ist ein erhebli-
cher Anteil von früheren Gewerkschaftsfunktionären im Topmanagement.
(34% nach Shirai 1979, 8)
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Zu berücksichtigen ist, daß Berufschancen für aktive Gewerkschafter außerhalb der Be-
triebsgewerkschaften sehr begrenzt sind. Die Zahl der hauptamtlichen Funktionäre bei
den Branchen - und Dachverbänden ist relativ gering - gemessen an der Zahl der
Betriebsfunktionäre. Auch die weniger entwickelten sozialstaatliehen Einrichtungen in
Japan bieten - anders als in den westeuropäischen Ländern - für Gewerkschafter nur
wenig Berufsmöglichkeiten. Es bleiben nur die politischen Karrierewege in den Mittel-
und Linksparteien, die indessen, weil in Daueropposition, nur wenig zu bieten haben.
Gewerkschaftliche Aktivitäten und die Übernahme eines Wahlamtes haben
wenig Eigengewicht; darauf deuten schon die kurzen Amtszeiten der
weitaus meisten ehrenamtlichen Funktionäre. Auch ist die Konkurrenz bei
Wahlen nicht groß, nur in Ausnahmefällen gibt es mehr Kandidaten als
Ämter. Die Abstimmungsergebnisse, soweit darüber berichtet wird, signali-
sieren daher überwältigende - 95 - 100% - Zustimmung. (Seifert 1988, 384,
Dore 1973, 168f.) Dem widerspricht nur scheinbar, daß die Kandidatenli-
sten sorgfältig vorbereitet werden, wie Seifert (1988, 385f.) berichtet, gele-
gentlich auch mit Mitteln, die die satzungsgemäßen Mitgliederrechte ein-
schränken. Wahlempfehlungen übergeordneter Gewerkschaftsorgane sind
häufig, gelegentlich wird auch das Placet des Managements für Kandida-
tenlisten eingeholt - obwohl es als "unfair practice" rechtlich unzulässig ist.
(Dore 1973, 172f.) Solche Vorklärungen und Empfehlungen dienen vor al-
lem dazu, möglichen Opponenten, Mitglieder von linken Gruppierungen
und Minderheitsgewerkschaften die Wahlchancen zu nehmen. - Von Aus-
nahmen wie der Nissan-Gewerkschaft abgesehen, wird der Professionalisie-
rungsgrad der Funktionäre, auch der hauptamtlichen, als gering angesehen.
Dem Stab des Personalmanagements, der in japanischen Betrieben un-
gleich umfangreicher ist als in deutschen, sind sie nicht annähernd gewach-
sen. (Dore 1973, 166f.) "Even in large Japanese unions, we can find amateu-
rism in leadership." (Naito 1983, 156)
Für die Herstellung von Kooperation und Konsens kommt der Doppelrolle
der unteren Vorgesetzten als Vertreter des Managements und der Be-
triebsgewerkschaft eine strategische Bedeutung zu. Als Vorgesetzte, Vorar-
beiter und Gruppenführer entscheiden sie über Arbeitsbelastungen und
Arbeitspensum der ihnen Untergeordneten, deren Interesse sie als Ge-
werkschafter andererseits wahrnehmen sollen. Wie schon die Fallstudie
über die Einführung der Roboter in der Automobilindustrie zeigt (siehe
3.4), werden sie stets bestrebt sein, einen Ausgleich der Interessen zu errei-
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chen. Freilich spricht alles dafür, daß die vom Management definierten Be-
triebserfordernisse Priorität haben und als nicht überschreitbare Schranken
angesehen werden. Nicht nur die Aufstiegserwartungen der unteren Vorge-
setzten lassen das plausibel erscheinen, ebenso auch der Umstand, daß de-
finitive Grenzen für Arbeitsbelastungen nicht verbindlich festgelegt sind; so
etwa sind, die Überstundenregelungen sehr flexibel anwendbar (Deutsch-
mann 1987, 100), tarifvertragliche Normen sind nur vage definiert (Hanami
1981, 45f.) und verbriefte Rechte zur Überprüfung von Arbeitsanforderun-
gen in objektivierten und neutralisierenden Verfahren - vergleichbar den
Regeln der Akkordfestlegung - fehlen. Denkbar und sogar wahrscheinlich
ist, daß die unteren Vorgesetzten aufgrund ihrer Position genauere Kennt-
nis von Managementvorhaben besitzen und daher informelle Regelungen
zugunsten der Arbeitnehmer treffen können. Freilich können solche Ver-
besserungen gegenüber den Mitgliedern kaum als Erfolge der Gewerk-
schaft ausgegeben werden. Sofern sie überhaupt betriebsöffentlich bekannt
werden - dann als Entgegenkommen des Managements.
6.2 Konsultationsverfahren (roshi kyogisei) gewannen in den letzten zwei
Jahrzehnten eigenständige Bedeutung neben den Kollektivverhandlungen.
Parks Darstellung (1982 u. 1984) zufolge wurden Konsultationen vom Ma-
nagement der großen Unternehmen seit Mitte der sechziger Jahre mit
großer Zielstrebigkeit ausgebaut. 1979 gab es sie in verschiedenen institu-
tionellen Formen in über 90% der Betriebe. (Park 1982, 74)
Die Absichten und Motive, die sich mit der Einführung der Konsultationen als einer
eigenständigen Dimension der industriellen Beziehungen verknüpften, waren sehr
verschieden. (Park 1984, 153f.) Teils waren sie gerichtet auf die Demokratisierung der
innerbetrieblichen Beziehungen, als Schritte zur "industriellen Demokratie" durch Parti-
zipation der Arbeitnehmer an den Managementplanungen und Entscheidungen. Diese
Intentionen lagen vor allem den Vorschlägen einiger Sozialwissenschaftler zugrunde.
Teils sah man in Konsultationsverfahren ein Mittel zum Abbau von betrieblichen Kon-
flikten, zur Überwindung von Widerständen gegen betriebliche Rationalisierungs- und
Umstrukturierungsmaßnahmen. Diese Motive standen vielfach hinter den Vorstellun-
gen, die von Untemehmensverbänden und ihnen nahestehenden Institutionen, etwa des
Japan Productivity Center, schon in den fünfziger Jahren entwickelt wurden, als Antwort
auf gewerkschaftliche Versuche der "shop floor control." (Shirai 1979, 20) Von den
Gewerkschaften waren es vor allem die Domei angeschlossenen Branchenverbände und
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Einzelgewerkschaften, die in den sechziger Jahren die Ideen aufgriffen und Konsulta-
tionsverfahren vereinbarten. .
Konsultationen sind institutionalisierte Formen des periodischen Informa-
tions- und Meinungsaustauschs zwischen Management und betrieblicher In-
teressenvertretung über alle beide Seiten interessierende Fragen ohne den
vom Arbeitskampfrisiko ausgehenden Entscheidungszwang, der für Kollek-
tivverhandlungen charakteristisch ist. Je nach Größe des Unternehmens,
Kapitalverflechtung und Konzernzugehörigkeit sind Konsultationen auf
zwei oder drei Ebenen angesiedelt: auf der Konzern- und Unternehmen-
sebene liegt ihr Schwerpunkt auf mittel- und langfristigen Unternehmens-
planungen (Investitionen, Personalpolitik), auf der Betriebsebene auf den
kurzfristigen Produktionsplänen (Arbeitszeiten, Personalbedarf) oder auch
konkreten Umstellungsvorhaben. (Inagami 1983, 23, Kikuchi 1984, 189)
Folgt man den vorliegenden Darstellungen, dann spielte sich eine Praxis
ein, die den Unterschied zwischen Konsultationen und Kollektivverhand-
lungen zunehmend verwischt. "In vielen Fällen", so heißt es bei Inagami
(1983, 23), "ist die Agenda von Kollektivverhandlungen nicht von der bei
Konsultationen zu unterscheiden". Im einen wie im anderen Falle werden
Informationen und Meinungen ausgetauscht und Entscheidungen getroffen
_ auch über Löhne, Arbeitszeiten und Arbeitsbedingungen. Wie die Fall-
studie über den Robotereinsatz zeigt, gehen den Entscheidungen in der
Regel informelle Kontakte und Vorweg-Abstimmungen voraus. "There is
no substantial difference between collective bargaining and labor manage-
ment consultation in these matters." (Ujihara 1980,21)
Zwei Gründe sind für diese Praxis verantwortlich zu machen: zum einen ist
der Zusammenhang zwischen Unternehmens- und Produktionsplanungen
und Lohn und Arbeitszeiten sachlich unabweisbar; zum anderen ist für Be-
triebsgewerkschaften eine Trennung von Konsultation und Kollektivver-
handlung weder institutionell, noch personell, noch sachlich möglich. Zwar
werden, nach den von Park zusammengestellten empirischen Befunden
(Park 1982, 82ff.), Kollektivverhandlungen und Konsultationen in verschie-
denen Formen kombiniert: in 37% der Betriebe laufen beide parallel ne-
beneinander her, in 38% folgen Kollektivverhandlungen auf Konsultatio-
nen, im 24% haben die Konsultationen die Kollektivverhandlungen ersetzt;
auch werden Lohn- und Arbeitszeit, diesen Befunden zufolge, mehrheitlich
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immer noch in Kollektivverhandlungen entschieden. Fraglich ist indessen,
ob solche Differenzen mehr bezeichnen als nur die formale Zuordnung von
Verhandlungsgegenständen oder auch die zeitliche Entkoppelung des einen
vom anderen Verhandlungsgegenstand.
Die Einebnung der Differenz von Konsultationen und Kollektivverhand-
lungen legt die These nahe, daß durch Konsultationen die "bargaining pow-
er" einer Gewerkschaft einer schleichenden Auszehrung unterliegt. Dafür
sprechen mehrere Gründe: (1) Informationen des Managements an die be-
triebliche Interessenvertretung setzt die Machtasymetrie zwischen beiden
nicht außer Kraft. Informationen sind nicht interessenneutral und in Un-
ternehmensplanungen und Produktionsplänen sind Management- und Un-
ternehmensinteressen selbstverständlich, als nur in der Sache begründet,
eingebaut. Überdies kann das Management aufgrund seiner strukturellen
Überlegenheit Informationen - ganz oder teilweise - vorenthalten oder auch
preisgeben, um den Kontrahenten zu verwirren, Meinungskontroversen zu
erzeugen oder zu verstärken und notfalls Fakten zu schaffen, auch ohne
Zustimmung der Gewerkschaft. (2) Der innere Zusammenhang der Gegen-
stände, über die informiert oder verhandelt wird, erzeugt Folgewirkungen
und Zwänge, denen der schwächere Partner sich nicht entziehen kann. In
Konsultationen kann präjudiziert werden, über das in den Kollektivver-
handlungen erst entschieden werden soll; Handlungs- und Verhandlungs-
spielräume können eingeschränkt werden, ohne daß die möglichen Folgen
übersehen werden können. Schließlich (3) die spezifische japanische Kom-
ponente der informeIlen Vorklärungen und Abstimmungen. Sie sind bei
allen zur Entscheidung stehenden Fragen die Regel, auch bei den jährli-
chen Lohnrunden. Eingespannt in ein Netz formeller und informeller Kon-
sultationen, wird es für die Gewerkschaft schwierig, zu einem harten "bar-
gaining" mit Streikrisiko überzuwechseln. Völlig zutreffend meint Ujihara
(1980, 71): "The practice of the company supplying the union with informa-
tion on its business performance and rnanagerial policies, and exchanging
views with the union periodically in advance of negatiations is vital to
smooth collective bargaining".
Die Schwächung der "bargaining power" durch Konsultationen und infor-
melle Abstimmungen setzt die Gewerkschaft bei jeder Verhandlung mit
dem Management unter erheblichen Einigungsdruck. Ihre Einflußchancen
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sind eher indirekter Art: Kooperation bei der Lösung alltäglicher betriebli-
cher Probleme, bei Umsetzungen an andere Arbeitsplätze, Versetzungen in
andere Betriebsteile, Personalselektion etc. Ihre Mitarbeit mindert Rei-
bungsverluste und neutralisiert möglichen Konfliktstoff. Das Interesse des
Managements an der Aufrechterhaltung eines Klimas der Kooperation und
an der Reputation des Unternehmens - gegenüber der Stammbelegschaft
wie auch gegenüber der Öffentlichkeit - ist vermutlich der schwächste Punkt
in der starken Position des japanischen Managements; hier kann die Politik
der Betriebsgewerkschaft ansetzen. Wie auch immer die Erfolge einer sol-
chen eingeschränkten Vertretungspolitik ausfallen - es sind vom Manage-
ment gewährte Zugeständnisse.
Vorgelagert allen Erwägungen über die Bedingungen der "bargaining po-
wer" der japanischen Betriebsgewerkschaft und ihrer Schwächung ist jedoch
die Wirksamkeit der sozialintegrativen Mechanismen und sozialen Kon-
trollen. Sie engt nicht nur die Interessenperspektive auf den jeweiligen Be-
trieb ein, sondern eliminiert das Bewußtsein der Legitimität von Beleg-
schaftsinteressen, die nicht mit denen des Betriebs kongruent sind, und läßt
nur schwer die Vorstellung aufkommen, daß die betrieblichen Verhältnisse
überhaupt veränderbar sind. Nur in 25 von 554 Betrieben, die neue Tech-
nologien einführten, machten die Gewerkschaftsvertreter in den Konsulta-
tionsgesprächen Gegenvorschläge (siehe 3.3). Das Bewußtsein der Verän-
derbarkeit der sozialen Verhältnisse jedoch ist Voraussetzung jeglicher ge-
werkschaftlicher Interessenvertretung.
60
7. Die "Betriebsgemeinschaft": Resultat der Manage-
mentpolitik
7.1 Theoretisch wie politisch ist es von erheblicher Bedeutung, daß die insti-
tutionellen Arrangements für die Wirksamkeit der sozialintegrativen Pro-
zesse und Mechanismen durch die bewußte Politik des Managements ge-
schaffen wurden. Die heute üblichen Praktiken - von der betrieblichen So-
zialisation bis zu den Konsultationsverfahren - waren keine zwangsläufigen
Konsequenzen des Systems der Industriellen Beziehungen, wie es sich zu
Beginn der fünfziger Jahre herausgebildet hatte. Vielmehr waren es offen-
sive Sozialinnovationen, mit denen das Management der Großunterneh-
men auf die Herausforderung der neuen Konstellation antwortete. In den
politischen und ökonomischen Auseinandersetzungen der Jahre 1945-1955
konnte die sich neu bildende japanische Arbeiterbewegung - anfänglich mit
Rückendeckung der amerikanischen Militäradministration - institutionelle
Garantien für die Vertretung von Lohnarbeiterinteressen und materielle
Forderungen durchsetzen, die weit über die der zwanziger und dreißiger
Jahren hinausgingen:
Das Recht zur ungehinderten gewerkschaftlichen Organisierung und
die Anerkennung der Gewerkschaften als legitime Interessenvertre-
tung der Lohnarbeiter durch Regierung, Management und Unterneh-
merverbände,
Beschäftigungsgarantie für alle ständig Beschäftigten, auch die Arbei-
ter, und die Eliminierung der früher rigiden Statusunterschiede zwi-
schen manuell und nicht-manuell Tätigen,
die Geltung des Senioritätsprinzips bei Entlohnung und betrieblichem
Aufstieg zur Sicherung eines ausreichenden Familieneinkommens.
Diese institutionellen Erfolge hatten ihre Schwachstelle im Betriebsgewerk-
schaftsprinzip, das sich - Vorbildern der zwanziger Jahre folgend - auch
nach 1945 als dominantes Organisationsprinzip durchsetzte. Die zeitgleich
mit der Neugründung der Gewerkschaften einsetzenden und anhaltenden
Versuche zur organisatorischen Zentralisierung und politischen Verein-
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heitlichung der Gewerkschaftsbewegung scheiterten vor allem an parteipo-
litischen Rivalitäten. (Moore 1983)
Gordons (1985) Darstellung zufolge war das Betriebsgewerkschaftsprinzip seit den
zwanziger Jahren in Japan ohne realistische Alternative: Anders als in Westeuropa
konnte die Bildung von Gewerkschaften nicht an die Traditionen der Handwerkerzünfte
anknüpfen. Denn die Zusammenschlüsse der Handwerker waren in Japan primär Aus-
beutungsobjekt der feudalen Grundherrn und hatten nie einen Status relativer politi-
scher und ökonomischer Autonomie. (Nirnura 1986, 24f.) Die Bildung von Arbeiter-
parteien, die vereinheitlichende Klassenerfahrungen hätten vermitteln können, wurde
seit den ersten Versuchen am Ende des 19. Jahrhunderts immer wieder unterdrückt, so
daß die japanische Arbeiterbewegung bis 1945nie eine Massenbasis gewinnen konnte.
Verstärkt wurde die Orientierung auf den einzelnen Betrieb durch die betrieblichen
Sanpo-Organisationen 1938-45,die - der DAF vergleichbar - Management und Beleg-
schaften umfaßten. Und in nicht wenigen Fällen knüpfte die Neugründung der Gewerk-
schaften nach Kriegsende an betrieblichen Strukturen der Sanpo an.
Die Schwäche der Betriebsgewerkschaften, ihre organisatorische Isolierung
voneinander, erleichterte es dem Management nach 1949 Positionen wieder
zurückzugewinnen, die es in den ersten Nachkriegsjahren an die Gewerk-
schaften verloren hatte. (Kawanishi 1989) Es gelang, in einer Serie von
Konflikten in den Großbetrieben die personalpolitischen Dispositions-
rechte, d.h. Entlassungen durchsetzen zu können, definitiv zu sichern, und
in der Regel waren dabei Gewerkschaftsspaltungen, die vom Management
initiiert wurden, ausschlaggebend. Ebenso gelang es - mithilfe der konserva-
tiven Regierung - die von den Gewerkschaften zunächst erkämpfte Kon-
trolle über den shop floor rückgängig zu machen.
Gleichwohl kann die Mitte der fünfziger Jahre etablierte Struktur der Indu-
striellen Beziehungen als "Klassenkompromiß" interpretiert werden, als or-
ganisatorisch und politisch in Institutionen sedimentierte Verteilung von
Macht und Einfluß.
Muto (1986, 144ff.) hat die politische und organisatorische Seite dieses
Klassenkompromisses als Koalitionen von Klassen und Klassenfraktionen beschrieben.
Er bezeichnet es als "1955-System",weil in diesem Jahr die Konstellation von relevanten
politischen Gruppierungen sich verfestigte, die sich für die nächsten Jahrzehnte als
relativ stabil erwies. 1955 fusionierten die Liberale und die Konservative Partei zur
LDP; die Rechts- und Linkssozialisten schlossen sich zur SPJ zusammen; die KPJ
entschied sich für den "parlamentarischen Weg".SPJ und KPJ bilden seit 1955die politi-
sche Opposition mit dem gemeinsamen Ziel der Verteidigung der Verfassung, insbe-
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sondere des Artikels 9 (Verzicht auf Bewaffnung). Im gleichen Jahr formierte sich unter
Führung des Sohyo-Dachverbandes die erste Shunto-Bewegung. 1955 erreichte die
Produktion der japanischen Wirtschaft wieder ihr Vorkriegsniveau. Die Phase des
hohen Wachstums begann.
Zwar hielt die institutionelle Struktur des Klassenkompromisses bis heute -
jedoch sind seine wesentlichen Stützen von Auszehrung bedroht. Die Initia-
tiven des Managements machten sich die Abhängigkeit der Gewerkschaft
von "ihrem" Betrieb zunutze. Wie dargestellt, richteten sie sich auf die Be-
einflussung der Meinungsbildung in den Belegschaften und die Ausrichtung
ihrer Interessen auf vom Management definierten Ziele des Betriebs. Es
gelang die Transformation der Betriebsgewerkschaft in die "Betriebsge-
meinschaft". Freilich konnte sich das Management dabei nur sehr punktuell
auf Traditionselemente der japanischen Kultur stützen. Sehr viel wichtiger
war wohl, wie sie genutzt wurden. Schwerlich kann angenommen werden,
allein das Modell des "senpai.hätte das Vorbild für einen neuen Vorgesetz-
tentyp abgeben können. Das nicht minder traditionsverhaftete Senioritäts-
prinzip wurde durch die neuen Entlohnungssysteme sogar stark relativiert.
Psychodynamische Prozesse vollziehen sich ohnehin unbewußt und stehen
daher nicht zur Disposition. Die Schaffung der institutionellen Vorausset-
zungen für die Wirksamkeit der sozialintegrativen Mechanismen war
schwerlich ein geradliniger Entwickiungsprozeß.
Die vorgetragene These - "Betriebsgemeinschaft" als Ergebnis des Mana-
gementhandelns - konnte hier nur mit einigen Hinweisen gestützt werden;
sie bedarf gewiß weiterer historisch-empirischer Belege. Gleichwohl besitzt
sie eine gewisse Plausibilität: sie fügt sich in die von Gordon (1985) be-
schriebene Entwicklungstendenz der Industriellen Beziehungen Japans ein.
Gordon kann in seiner historischen Analyse 1853 - 1955 überzeugend
nachweisen, daß die Struktur und die Funktionsweise der Beziehungen zwi-
schen Management und Lohnarbeitern seit der Jahrhundertwende sich der
der westlichen Länder nicht angenähert, sondern von ihnen entfernt haben.
Die Entwicklung seit 1955 setzt - der vorgetragenen These zufolge - diese
Tendenz fort. Die Sozialinnovationen der "Vergemeinschaftung" der Be-
triebe wären mithin eine weitere Stufe des japanischen, "nicht-westlichen"
Entwicklungspfads.
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7.2 Daß die Managementstrategien der Sozialintegration nicht ohne Wir-
kung blieb, läßt sich - mit den bei Befragungsdaten gebotenen Einschrän-
kungen - auch aus den Befunden der Studie von Takezawa und Whitehill
(1983) entnehmen. Es handelt sich um Repräsentativbefragungen der
Stammbelegschaften - nur der Männer - von je zwei Betrieben der Stahl-
und der Glasindustrie in Japan und den USA in den Jahren 1960 und 1976.
In beiden Befragungen wurden Einstellungsfragen in identischer Formulie-
rung verwendet. Es interessiert hier nur der Vergleich 1960 - 1975 für die
japanischen Arbeiter (siehe Tabelle 17). Die beiden japanischen Betriebe
wurden von der Rezession 1974/75 empfindlich getroffen, beide hatten er-
hebliche personelle Überkapazitäten; ein Betrieb mußte Personalreduktio-
nen in beträchtlichem Umfang vornehmen, der zweite beabsichtigte Perso-
nalreduktionen. Gleichwohl gab es die größten Veränderungen bei den
Einstellungen der japanischen Arbeiter zum Management, dessen Politik
"wachsende Anerkennung" und Glaubwürdigkeit" (182) fand. An der Spitze
rangiert das Vertrauen in der Personalbewertung ("merit rating"), deren
Akzeptanz von 1960 bis 1975 beträchtlich anstieg, von 6 auf 36%, und weni-
ger als die Hälfte der Befragten (43%) bestand darauf, daß das Bewer-
tungsverfahren von der Gewerkschaft gebilligt wird (99). Überwältigend ist
die Zustimmung (69%) zu den "work rules and disciplinary penalties esta-
blished by management". Ähnlich hoch ist die Bereitschaft, dem Manage-
ment allein die Entscheidung über den Aufstieg der Vorgesetzten zu über-
lassen und jede Intervention von seiten der Arbeiter oder der Gewerkschaft
abzulehnen, ihr Anteil stieg von 47 auf 71% (99). Technische und organisa-
torische Rationalisierungsmaßnahmen finden trotz des realisierten bzw. ge-
planten Personalabbaus wachsende Unterstützung (81). Auf ähnlich hohem
und ansteigendem Niveau bewegen sich die Erwartungen gegenüber den
Vorgesetzten, sowohl hinsichtlich seines kooperativen Verhaltens bei der
Arbeit (113) wie auch als Ratgeber bei persönlichen Problemen (119). Aus
den Reaktionen auf mehrere Fragen ist zu ersehen, daß die wechselseitigen
Verpflichtungen zur Loyalität und Fürsorge ungebrochen ist und sich verfe-
stigt haben: auf fast zwei Drittel, von 54 auf 64%, stieg der Anteil derer, die
den Betrieb für mindestens ebenso wichtig halten wie ihr persönliches Le-
ben (59). Auch in einer ökonomisch schwierigen Situation für den Betrieb
würde man ihm treu bleiben, nur 5% würden das Angebot eines anderen,
prosperierenden Betriebs annehmen (129). Umgekehrt erwartet man, daß
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man auch bei längerer Krankheit nicht entlassen wird (143). "A review of
responses" - resümieren die beiden Autoren - "suggests that the most crucial
backbone of employment relationships in large-scale Japanese enterprise,
namely the 'Gemeinschaft' (community) character rather than the 'Gesell-
schaft' (association) character persists tenaciously in the mind of workers"
(185). Die Autoren unterstellen hier, die "Betriebsgemeinschaft" hätte
schon von jeher bestanden. Einige der wesentlichen Befunde der Untersu-
chung deuten zumindest daraufhin, daß seit 1960 der soziale Zusammen-
halt der Belegschaft enger geworden ist.
7.3 Die "Betriebsgemeinschaft" - man kann sie als Sozialverfassung der ja-
panischen Mittel- und Großbetriebe bezeichnen - trägt Züge einer totalen
Institution. Sie bietet ökonomische Sicherung bis zur Pensionsgrenze, Qua-
lifizierungschancen sowie betrieblichen und sozialen Aufstieg - sie fordert
dafür die "Rundumnutzung der Arbeitskraft" (Deutschmann/Weber
1987b), die pauschale Bereitschaft der Arbeitnehmer für die verschieden-
sten Arbeitsanforderungen, notfalls auch in Fremdfirmen, für weit mehr als
die reguläre Arbeitszeit verfügbar zu sein und jederzeit sein volles Arbeits-
vermögen einzusetzen. An sozialen Sicherungen bietet das Unternehmen
Familienbeihilfen, Wohlfahrtseinrichtungen, finanzielle Unterstützungen
beim Kauf von Wohnungen und nicht zuletzt organisiert es Freizeitaktivitä-
ten in Firmenhäusern und Firmenclubs. Konkurrierenden Loyalitäten muß
vorgebeugt werden. Verlangt wird die unbedingte Konformität in Verhalten
und Handeln mit den Ansprüchen des Unternehmens. Das muß nicht in-
nere Überzeugung und bruchlosen Konsens bedeuten. Aber der Konformi-
tätsdruck ist wirksam, weil Handlungsalternativen nicht zur Verfügung ste-
hen. Ein Wechsel des Betriebs bringt empfindliche Einkommenseinbußen
und Verlust von Senioritätsrechten mit sich, der sich nur selten und bei viel
Glück auszahlt. Es ist daher kaum eine Übertreibung, wenn bei den -
männlichen - Kernbelegschaften von einer "Assimilation" an die Ziele des
Unternehmens gesprochen wird: "...his whole personality comes to belong
to the company, and he therefore gives priority to the values of the com-
pany rather than to his individual values as a full-fledged member of so-
ciety." (Tsuchiya 1979, 17)
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Sozial psychologisch stabilisiert sich die "Betriebsgemeinschaft" durch die
Einengung der Wahrnehmungsperspektive auf die "company world". Durch
die Ausblendung der sozialen Umwelt mit ihren vielfältigen Komplexitäten
erzeugt sie die "künstliche Einfachheit" (Lenz 1988, 259) einer pseudo-na-
türliehen sozialen Einheit, die unproblematisiert die Identität der Interes-
sen von Lohnarbeit und Kapital unterstellen muß. In diesen sozialen' Zu-
sammenhang ist auch die Betriebsgewerkschaft eingespannt: als integriertes
und integrierendes Element der "Betriebsgemeinschaft". Die Stammbeleg-
schaften sind nicht bloß von der Prosperität ihres Unternehmens abhängig,
sondern sie haben sie zu ihrer eigenen Sache gemacht. Das Bewußtsein von
gegenläufigen Interessen wurde vom "stummen Zwang der ökonomischen
Verhältnisse" (Marx) gleichsam aufgesaugt. Die theoretische Paradoxie ei-
ner kapitalistisch organisierten "Betriebsgemeinschaft" liegt freilich gerade
darin, daß ihre unbestreitbare Effizienz und Produktivität durch die Nut-
zung von kapital- und ökonomiefremden Mechanismen der "Vergemein-
schaftung" zustande kommt.
Diese eigentümliche Paradoxie spiegelt sich in einigen mißglückten theoretischen
Versuchen japanischer SozialwissenschaftIer.So etwa vertritt Kuwahara (1988, 11) die
Auffassung, die japanischen Unternehmen würden ''von der Gesamtheit der in ihnen
arbeitenden Beschäftigten kontrolliert und gemanagt". Von ähnlichem Zuschnitt ist die
These von Baba (1985, 43), die japanische Wirtschaft sei "capitalist at the macro level
and socialist at the micro level". Mit größerer Berechtigung wären Kategorien wie
"reelle" oder auch "ideologische Subsumtion" und "kapitaladäquate" Formung der
Arbeitskraft am Platz.
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8. Strukturelle Schwächen und Dilemmata der Betriebs-
gewerkschaften
Seit dem tiefen Konjunktureinbruch Mitte der siebziger Jahre werden Ten-
denzen sichtbar, die als Auszehrung des etablierten Klassenkompromisses
gedeutet werden können: die verringerte Durchsetzungsfähigkeit der ge-
werkschaftlichen Lohnpolitik mit sich vertiefenden Differenzen der Lohn-
und Arbeitsbedingungen, der rückläufige Organisationsgrad infolge von
Veränderungen der Beschäftigungs- und Arbeitsmarktstruktur sowie die
nachhaltige Schwächung des Sohyo-Verbandes.
8.1 Die Kehrseite der "Vergemeinschaftung" im Betrieb ist die ungebremste
Wirkung von Markt- und Machtverhältnissen in den Austauschbeziehun-
gen zwischen den Betrieben. Da die Interessenvertretung auf das jeweils
einzelne Unternehmen eingeengt ist und die sozialpolitischen Mindestnor-
men für Lohn und Arbeitszeiten niedrig angesetzt sind und zudem noch
flexibel gehandhabt werden können, schlägt die Konkurrenz zwischen den
Betrieben unvermittelt auf die Lohn- und Arbeitsbedingungen der Beschäf-
tigten durch. Wie die Längsschnittanalysen (Koshiro 1983, 22Off.) zeigen
und die ökonomisch-statistischen Analysen der jährlichen Shunto-Lohn-
runden im Japan Labor Bulletin immer wieder bestätigen, stehen die glo-
balen Lohnsteigerungen in direkter Abhängigkeit von der jeweiligen kon-
junkturellen Situation. Vor 1975 verliefen die jährlichen Lohnsteigerungen
im Durchschnitt der Wachstumszyklen noch parallel mit dem Produktivi-
tätsanstieg; seitdem jedoch bleiben sie deutlich zurück (siehe Tabelle 1).
Indikator der geschwächten "bargaining power" der Gewerkschaften ist der
drastische Rückgang der Ausfallstage (Tabelle 9). Offensichtlich reagiert
die Lohnpolitik ungemein sensibel auf die leicht erhöhte Arbeitslosigkeit
um maximal 2%. Zu berücksichtigen ist freilich noch, daß in den Jahren
nach 1975 die Überstunden erheblich zugenommen haben. (Deutschmann
1987a,102)
Am greifbarsten ist die Wirksamkeit der Marktkräfte in den gravierenden
Unterschieden des Lohnniveaus, der Arbeitszeiten und der Arbeitsbedin-
gungen zwischen Groß-, Mittel- und Kleinbetrieben. In den Klein- und
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Zwergbetrieben (mit weniger als 30 Beschäftigten) in denen ein Drittel al-
ler japanischen Arbeitnehmer tätig sind (Tabelle 2), liegt das Lohnniveau
um etwa 50% unter dem der Großbetriebe (mit mehr als 1000 Beschäftig-
ten). Wie Tabelle 4 genauer zeigt, folgen die Veränderungen der Lohnun-
terschiede unmittelbar den Konjunkturbewegungen: mit den verringerten
Wachstumsraten seit Mitte der siebziger Jahre sind sie deutlich angewach-
sen. Zu berücksichtigen sind dabei die Arbeitszeiten (Tabelle 6): auch sie
variieren nach der Größe des Betriebs. In den Kleinbetrieben ist sie deut-
lich länger (ca. 15%), auch besteht bei ihnen mehrheitlich noch die ö-Tage-
Woche. Ebenso dramatisch wie die Lohnunterschiede zwischen Groß- und
Kleinbetrieben, sind die der Produktivität (Tabelle 5). In den Zwergbetrie-
ben mit nur wenigen Beschäftigten erreicht sie nur ein Drittel des Wertes
von Großbetrieben. An diesen Relationen hat sich seit den fünfziger Jahren
nichts geändert. Die Schlußfolgerung liegt nahe, daß die niedrigen Löhne in
den Kleinbetrieben durch überlange Arbeitszeiten kompensiert werden
müssen, um ein erträgliches Einkommen zu erzielen. Ermöglicht werden
die langen Arbeitszeiten nicht zuletzt dadurch, daß die staatliche Kontrolle
der maximalen Arbeitszeiten fehlt oder wenig wirksam ist. (Lenz 1988, 341;
zum Gesamtkomplex der Arbeitszeit Deutschmann 1987a, 74ff.)
Kleinbetriebe sind in ihrer überwiegenden Mehrheit Zulieferbetriebe und Subkontrak-
taren. Der Verbund zwischen Großen und Kleinen hat sich in den siebziger Jahren
weiter verdichtet. Aus den vorliegenden Analysen ist zu entnehmen, daß ,zweiTypen von
Zulieferbetrieben unterschieden werden können. (Yamamoto u.a. 1986u. 1987,Nahara
1987,Demes 1989,Nomura 1989) (1) Hersteller von qualitativ hochwertigen Produkten
mit guter und moderner Kapitalausstattung, beträchtlichem Know-how und engen
Kooperationsbeziehungen zum Abnehmerbetrieb, zumeist Zulieferer erster Ordnung.
Hier vor allem dürften die langfristig ausgerichteten "generalisierten Austausch-
beziehungen" Platz greifen, die Preiskonkurrenz zumindest kurzfristig ausschließt.
(Deutschmann 1988b,17)Es handelt sich zumeist um Betriebe mit mehr als 50 Beschäf-
tigten. (2) Hersteller von standardisierten Teilen in technisch sicher beherrschten
Routineprozessen; in aller Regel sind es Zulieferer zweiter und höherer Ordnung. Ihre
Kapitalausstattung ist gering, der Konkurrenzdruck erheblich. Die Mehrheit der
Betriebe (unter 30 Beschäftigten), in denen 28% aller Arbeitnehmer des verarbeitenden
Gewerbes beschäftigt sind, insgesamt 3,2 Mio., dürfte diesem Typ zuzurechnen sein.
(Ernst 1986,88)
Ein illustratives Beispiel ist die von Yamamoto beschriebene "Company E", dritter in
der Kette der Zulieferer eines großen Elektrokonzerns. Als "Lieferant" von einfachen
Montagearbeiten ist er de facta Subkontraktar. Neben den beiden Eigentümern, die in
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der Fertigung mitarbeiten Ge 70 St/M.), sind drei Frauen ganztags Ge ea. 55 St/W) und
10Teilzeitarbeiterinnen Ge 20 Tage zu 6 St im Monat) beschäftigt. Die vomAbnehmer-
betrieb vorgebenen monatlichen Bruttolohnkosten der drei Vollzeitarbeiterinnen
(einschließlich schmalem Bonus) liegen bei 156.000Y (ca. 1900DM), die der Teilzeit-
arbeiterinnen bei 60000 Y (ea, 730 DM). Bei den Arbeiterinnen handelt es sich um
Hausfrauen aus der Nachbarschaft, mit etwa 40 Jahren in der zweiten Phase ihrer
Erwerbstätigkeit, was - nach Aussage einer der Eigentümer - zu einer hohen Arbeits-
moral verhelfe: 'They would be ashamed in front of their neighbours if they did not
maintain a good quality in the products". (Yamamoto 1986, 51) Notfalls arbeiten sie
auch samstags und sonntags. Gleichwohl ist der Betrieb gezwungendie "Personaldecke"
knapp zu halten, denn die Kosten für die Anlernung hat der Betrieb allein zu tragen.
Engpässe aufgrund der diskontinuierlichen Auftragserteilung sind häufig. Die Autoren
resümieren: "the firm's survival rests primarily upon the use of low-paid workers,
expecially the part-time workers. The formula according to which the company's unit
prices are determined leaves little chance for the company to complete their work in a
shorter time than the standard time specified from above." (Yamamotou.a, 1988,12)
Charakteristisch für die Kleinbetriebe ist der hohe Anteil der nicht-regulär,
sondern nur temporär beschäftigten Arbeitnehmer (1981 ca. 63%); hinzu
kommt eine beträchtliche Zahl der zwar regulär, aber nur in Teilzeit Be-
schäftigten, zumeist überwiegend Frauen. Beide Gruppen unterscheiden
sich von den Stammbelegschaften weniger durch ihre Tätigkeiten als durch
ihre massive Benachteiligung in Entlohnung, Urlaubsregelungen und so-
zialen Sicherungen. Sie sind "periphere" Arbeitskräfte nur hinsichtlich ihres
minderen Status, nicht jedoch hinsichtlich ihres produktiven Beitrags. Wie
aus Tabelle 7 hervorgeht, arbeiten reguläre wie temporäre Arbeitskräfte zu
erheblichen Anteilen mehr als 7 Stunden täglich und 6 Tage pro Woche.
Neben der Lohndiskriminierung drückt sich ihr minderer Status vor allem
in der ungenügenden sozialen Sicherung aus: mehr als die Hälfte der regu-
lären Teilzeitarbeiterinnen ist ohne Arbeitslosen-, Alters- und Krankenver-
sicherung, bei den temporären fehlt sie fast völlig.
Die gravierenden Ungleichheiten der Entlohnung, der Arbeitszeiten und
der Beschäftigungsbedingungen sind Folgen der betriebszentrierten Inter-
essenvertretung: betriebsübergreifende oder gar branchenweite Standards
zu setzen, die auch Zulieferer- und Subkontraktbetriebe erfaßten und auf
die sich die Beschäftigten auch in den Kleinbetrieben berufen könnten,
liegt außerhalb des Handlungsbereiches und auch des Wahrnehmungshori-
zontes von Betriebsgewerkschaften. "Japanese trade unionism tends to wi-
den wage differentials by size of plant." (Taira, zit. bei Ernst 1986, 91) Sie
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erhalten damit die Anzahl von Klein- und Zwergbetrieben am Leben, die
mit ihrer extrem niedrigen Produktivität und miserablen Löhnen und Ar-
beitsbedingungen eher an Entwicklungsländer erinnern als an die zweit-
größte kapitalistische Wirtschaftsrnacht.
Die Politik der Betriebsgewerkschaften ist in einem unentrinnbaren, ten-
denziell selbstdestruktiven Zirkel gefangen. Betriebsgewerkschaften können
die Lohndifferenzen nicht beseitigen und sie können das auch gar nicht
wollen: die Arbeitnehmer der Randbelegschaften in den Klein- und Sub-
kontrakt betrieben fungieren als Beschäftigungspuffer und Kostensenkungs-
potential; von beidem profitieren die Stammbelegschaften der stabilen Mit-
tel- und Großbetriebe. Zugleich aber bleiben die niedrigen Löhne als In-
strument indirekten, latenten Lohndrucks wirksam: Lohnsteigerungen in
den Großbetrieben können durch die Beschäftigung von Subkontraktarbei-
tern und die Auslagerung von Teilprozessen in kleine Zulieferbetriebe kon-
terkariert werden. Charakteristisch für den beschriebenen Zirkel ist seine
"einseitige" Dynamik - sie wirkt in Richtung von Lohnsenkung: arbeits-
marktinduzierte Lohnsteigerungen entstehen primär bei den Klein- und
Mittelbetrieben in Form der Konkurrenz um Berufsanfänger und die quan-
titativ sehr begrenzte Zahl von Berufswechslern. Wegen der Abschottung
der großbetriebliehen Arbeitsmärkte und der langfristigen Einkommenser-
wartungen der Stammbelegschaften setzen sich solche Lohnsteigerungsten-
denzen in den Großbetrieben nur verzögert und vermittelt durch spezifi-
sche Managementstrategien durch. Auf entspannte Arbeitsmärkte reagie-
ren, wie die Lohnstatistiken ausweisen, die Kleinbetriebe sehr empfindlich.
Den Großen steht freilich das ganze Arsenal von beschäftigungs-, personal-
und produktionspolitischen Instrumenten zur Kostensenkung zur Verfü-
gung - einschließlich der Lohnreduktion durch Abstufung älterer Arbeit-
nehmer, Versetzung in andere Betriebe zu geringerem Lohn und Verleih
an Fremdfirmen.
8.2 Von 1975 bis 1987 ging der gewerkschaftliche Organisationsgrad von
34,4 auf 27,6% zurück, der Abwärtstrend verlief fast kontinuierlich und
scheint sich ungebremst fortzusetzen. Schwindende Attraktivität der Ge-
werkschaften und rückläufige Mitgliederzahlen sind auch in den meisten
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westlichen Industrieländern zu beobachten und hier wie dort lassen sich
auch ähnliche Ursachen ausmachen: Schrumpfung klassischer Industrien
wie Stahl, Werften, Bergbau und Textil, die Hochburgen gewerkschaftlicher
Organisation waren, die Expansion des tertiären Sektors, von Handel und
Dienstleistungen mit ihrem hohen Anteil an Angestelltentätigkeiten, die
sich ungleich schwerer für gewerkschaftliche Organisierung erschließen las-
sen. Diese generellen Tendenzen werden freilich in Japan durch das domi-
nierende Prinzip der Betriebsgewerkschaft in sehr spezifischer Weise ge-
brochen und modifiziert. (1) Da der Grundsatz des "union shop" gilt, indivi-
dueller Austritt aus der Betriebsgewerkschaft de facto nicht möglich ist,
kann Unzufriedenheit mit der gewerkschaftlichen Interessenvertretung sich
nicht direkt in rückläufigen Mitgliederzahlen ausdrücken. Das gilt auch für
die mittleren Angestellten mit einem distanzierteren Verhältnis zu ihrer
Betriebsgewerkschaft. Die Vermutung ist nicht ganz abwegig, daß der Or-
ganisationsgrad noch deutlich niedriger läge, wenn es das "union shop-Prin-
zip" nicht gäbe. Wenn (2) eine Betriebsgewerkschaft besteht, bleibt sie be-
stehen, solange der Betrieb bestehen bleibt - auch wenn die Zahl der Be-
schäftigten zurück geht. Schrumpfung der Stammbelegschaften löst keinen
Impuls aus, neue Mitglieder zu rekrutieren. Es gibt keine Belege dafür, daß
Betriebsgewerkschaften wegen rückläufiger Stammbelegschaft etwa "Rand-
belegschaften" organisiert hätten. Umgekehrt gibt es aber Beispiele dafür,
daß Betriebsgewerkschaften Mitgliedern, die in Fremdfirmen versetzt wur-
den, die Mitgliedsrechte partiell oder vollständig entzogen. (Seifert 1988,
387) Nur vereinzelt gingen Anstöße zur Rekrutierung von "Randbelegschaf-
ten" von Branchenverbänden aus.
Das bekannteste Beispiel dafür ist Zensendomei, ein Verband von Textilarbeiter-
gewerkschaften, der bei Mitgliederschwund - aufgrund der rückläufigen Textilindustrie -
dazu überging, Beschäftigte aus Handelsbetrieben zur Gründung von Gewerkschaften
zu veranlassen, die dann Mitglieder in seinem Verband wurden. Seit Beginn der
achtziger Jahre organisieren einige der angeschlossenen Betriebsgewerkschaften auch
Tei1zeitbeschäftigte, in einigen Fällen auch mit vollen Mitgliedsrechten. (Omori 1988,
125) Zu dieser ungewöhnlichen Rekrutierungspolitik mag beigetragen haben, daß
Zensendomei von jeher einen hohen Frauenanteil hatte und die innere Bindung von
Frauen an den Betrieb geringer ist als die der Männer und daher einer Relativierung
der rigiden "Betriebsgemeinschaft" leichter fiel. Immerhin vermochte Zensendomei
seine Mitgliederzahl von 439.000 (1979) auf 479.00 (1983) und rund 500.00 (1988) zu
steigern.
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Es besteht (3) kein kräftiger Anreiz, eine Betriebsgewerkschaft zu gründen,
wenn die Attraktivität von Gewerkschaften generell gering ist und Beispiele
aktiver Interessenvertretung fehlen. Eine anpassungsbreite, vielfach infor-
mell wirkende Vertretungspolitik, wie sie für die japanischen Gewerkschaf-
ten seit 1975 charakteristisch war und die auch stundenweise Demonstrati-
onsstreiks scheute, kann Nichtorganisierte schwerlich vom Sinn der Ge-
werkschaften überzeugen. - Das dürfte der wichtigste Grund für die gene-
rell sinkende Organisationsbereitschaft sein, in der Industrie wie insbeson-
dere auch in den quantitativ stark expandierenden Dienstleistungsberei-
chen. In den zahlreichen neuen Betrieben dieser Branche, in Mehrheit mit
white-collar-Beschäftigten mittlerer und höherer Qualifikation, fehlen Ge-
werkschaften weithin, auch vom Management initiierte "employee councils"
sind selten. (Beispiele bei Ernst 1988, 113ff., Japan Institute of Labour
1985, pp. 23-26)
Die strukturelle Schwäche der japanischen Gewerkschaften zeigt sich nicht
zuletzt auch in der verarbeitenden Industrie, der mit dem Automobilbau,
der Elektrotechnik und dem Maschinenbau die prosperierenden Exportin-
dustrien einschließt. Anders als in der Bundesrepublik, wo die Gewerk-
schaften ihren Mitgliederstand in diesen Bereichen halten konnten (Ar-
mingeon 1988, 17Of.),ging der gewerkschaftliche Organisationsgrad in Ja-
pan seit 1975um fast 7% zurück, von 41 auf 34%, obwohl seit 1980 die Be-
schäftigtenzahlen wieder anstiegen (Tabelle 12). Die Ursachen dieses
Rückgangs sind in den personalpolitischen Strategien der großen und mitt-
leren Betriebe zu suchen: zu lasten der Stammbelegschaften gingen die zu-
rückhaltende Rekrutierungspolitik nach der Rezession, der vermehrte -
substitutive - Einsatz von Zeit- und Teilzeitbeschäftigten in der Erholungs-
phase und nach 1980 sowie im ganzen Zeitraum die Verlagerung von Pro-
duktionsprozessen in Zulieferbetriebe. (siehe oben 2.2) Diesen Strategien
können die Betriebsgewerkschaften nichts entgegensetzen, denn sie dienen
- direkt oder auch indirekt - der Stabilisierung ihres Betriebes und damit
auch der Interessenlage der Kernbelegschaften.
Einige Aufschlüsseüber das Verhältnis von großen Betriebsgewerkschaften zu denen in
mittleren und kleineren Betrieben läßt sich aus den vorliegenden. Analysen der
gewerkschaftlichen Zusammenschlüsse, "Federations", entnehmen, die sich um große
Konzerne gruppieren. Nach Nomuras Fallstudie (1989, 299ff.) besteht die "All A
Workers Union" aus der Betriebsgewerkschaft des Automobilkonzerns A und den
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Gewerkschaften in 38 Zulieferbetrieben erster Ordnung sowie in 83 Automobilhandels-
unternehmen und in 4 Transportbetrieben. Die Politik der "Föderation" wird weithin
von der Gewerkschaft des Konzerns dominiert: sie repräsentiert etwa die Hälfte des
gesamten Mitgliederbestandes und stellt 15der 20 hauptamtlichen Funktionäre. Gegen-
über den angeschlossenen Betriebsgewerkschaften hat die Föderation nur informie-
rende und beratende Funktionen, so etwa haben die vom Branchenverband der Auto-
mobilgewerkschaften vorgeschlagenenLohnforderungen nur "empfehlenden"Charakter.
De facto jedoch fungieren die Lohnabschlüsse der Konzerngewerkschaft als "Leitlinie"
für die Gewerkschaften in den Zulieferbetrieben. In der Lohnrunde 1987variierten die
prozentualen Lohnerhöhungen zwischen 3.06% beim Konzern und 1.24%, mit einem
Durchschnitt von 2.86% aller Zulieferbetriebe, und 3.61% bei den Autohändlern und
3.07% bei den Transporteuren. Ähnliche Differenzen ergaben sich für den halbjähr-
lichen Bonus. Solidarität - so Nomura - werde nur "demonstriert", die erheblichen
Unterschiede des Lohnniveaus aber "akzeptiert" (323). Die Zulieferbetriebe zweiter und
dritter Ordnung liegen außerhalb des politischen Horizonts der Föderation, und in der
Regel bestehen in diesen Betrieben, die als "Puffer für Produktionsschwankungen"
dienen und in denen "scblechte Arbeitsbedingungen" herrschen, auch keine Gewerk-
schaften. "Die All A Workers Union will diese Situation auch gar nicht ändern, vor
allem weil sie davon profitiert." (324) Nach Koshiros Darstellung der Nissan-Zuliefer-
betriebe, besteht auch zwischen der Nissan-Gewerkschaft und den Gewerkschaften der
größeren Zulieferbetriebe ein loser Verbund. Er dient nur der Konsultation, nicht aber
einer vereinheitlichenden Lohnpolitik. Die Unterschiede im Lohnniveau und in den
Arbeitszeiten sind nicht unerheblich: die jährliche Arbeitszeit lag um 170 Stunden
(7,8%) über der von Nissan, das Lohnniveau bei 77% (1980)bzw.73% (1981). (Koshiro
1985,65ff.)
Die Organisationsbedingungen in den Kleinbetrieben sind unverändert
schwierig und haben sich seit Mitte der siebziger Jahre eher verschlechtert:
zwischen 1977 und 1987 ging die Zahl der Gewerkschaftsmitglieder in den
Betrieben mit weniger als lOO Arbeitnehmern sowohl absolut als auch rela-
tiv zurück (Tabelle 14), auf unter 5%. Primär sind dafür die bei Kleinbe-
trieben inhärenten Hindernisse für gewerkschaftliche Organisation verant-
wortlich: die Nähe zum Eigentümer, der lokale soziale Zusammenhang mit
seinen subtilen sozialen Kontrollen, der hohe Anteil an nicht ständig Be-
schäftigten; hinzukommen freilich auch gewerkschaftsstrukturelle Hemm-
nisse wie unzureichende oder fehlende Unterstützung durch die Branchen-
verbände, deren kleiner Apparat zudem noch von den großen Betriebsge-
werkschaften dominiert wird, und nicht selten auch politische Rivalitäten.
In der Rezession wie auch in den folgenden Jahren waren die Beschäftigten
in den Kleinbetrieben in besonderem Maße mit ökonomischen Schwierig-
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keiten konfrontiert, von drastischen Personalreduktionen mit Entlassungen
bis zu Konkursen und Betriebsschließungen. .
Das Beispiel des Metallarbeiterverbandes Zenkokukinzoku (1983:161.000)kann einige
der Probleme illustrieren. Der Sohyo zugehörige Branchenverband erlaßt überwiegend
Gewerkschaften in mittleren und kleineren Betrieben der Metallverarbeitung und steht
in Dauerkonkurrenz zur größeren Zenkindomei (1983:290.000), der mehrheitlich
Gewerkschaften in Mittel- und Großbetrieben vertritt. Seit Mitte der siebziger Jahre
mußte Zenkokukinzoku erhebliche Mitgliederverluste hinnehmen, von 1977 bis 1988
ging die Mitgliederzahl von 176.000auf 151.000zurück, ein Minus von 14,3%. Nach
einer Erhebung des Verbandes für die Präfektur Hyogo (Tabelle 13) lösten sich
zwischen 1974 und 1982 von 35 Betriebsgewerkschaften 18 wegen Konkurs oder
Betriebsschließung auf, vier Betriebsgewerkschaften schlossen sich dem Konkurrenzver-
band Zenkindomei an und 55% des gesamten Mitgliederverlustes (3592) waren auf
Entlassungen zurückzuführen. Zum Übertritt zu Zenkindomei kam es stets im Zusam-
menhang mit betrieblichen Auseinandersetzungen, bei denen die Sohyo-Funktionäre
ihre Linie durchzusetzen versuchten, damit aber scheiterten; in einem Fall blieb eine
"Minderheitsgewerkschaft"mit zweiMitgliedern.
Die große Masse der Beschäftigten in Kleinbetrieben, ob gewerkschaftlich
organisiert oder nichtorganisiert, ist ohne wirksame Interessenvertretung:
die Heterogenität der Interessenlagen macht eine organisatorische Erfas-
sung fast unmöglich. Prekär ist ihre Situation vor allem, weil die von den
regionalen Arbeitsverwaltungen festgelegten Mindestbedingungen für
Entlohnung, Arbeitsbedingungen und Arbeitszeit so niedrig liegen, daß sie
kaum als Orientierungsmaßstab und als wirksame Legitimationsbasis für
Forderungen dienen könnten - mit der Folge einer extremen "Individuali-
sierung" der Interessenlagen. Insbesondere gilt das für die Beschäftigten des
wachsenden "dritten" Arbeitsmarktsegments der Leiharbeiter in ihren ver-
schiedenen Formen und Ausprägungen (siehe oben 2.2).
Ein nur sehr kleiner Anteil der in Kleinbetrieben Beschäftigten wird von
den "General Unions" erfaßt. Ihre Mitgliederzahl hat in den zehn Jahren
1977 - 1986 um 130.000 auf fast 920.000 zugenommen (Tabelle 14); der
größte einzelne Verband ist der Zenkokuippan mit 113.000 Mitgliedern
(1988). Sie organisieren sowohl Einzelmitglieder als auch kleine Betriebs-
gewerkschaften, ständige wie auch zeitlich befristete Beschäftigte, zumeist
des Dienstleistungsbereiches in den Großstädten. Nach den Äußerungen
von Watanabe, einem Sekretär des "Tokyo General Workers Union" (Wa-
tanabe 1985, lOf.), sind sie wohl nur selten in der Lage, Tarifverträge zu
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vereinbaren: ihre Aktivität kommt der von Sozialarbeitern ziemlich nahe:
informelle Regelungen von Beschwerden, minimaler Rechtschutz, Beseiti-
gung von diskriminierenden Praktiken der Stammbelegschaften etc. Bei
den Mitgliedern der "General Unions" fehlen Bindungen an die "Betriebs-
gemeinschaft", schon das Prinzip der "allgemeinen" Gewerkschaft steht dem
der Betriebsgewerkschaft entgegen. Gleichwohl kann schwerlich angenom-
'men werden, von ihnen gingen Impulse zur Revitalisierung der japanischen
Gewerkschaftsbewegung aus.
Das gleiche muß wohl auch von dem "Minderheitsgewerkschaften" ange-
nommen werden. Sie entstehen in aller Regel im Zuge von politisch und
ideelogisch aufgeladenen Konflikten innerhalb einer Betriebsgewerkschaft,
in deren Verlauf sich eine neue vom Management gestützte Mehrheitsge-
werkschaft herausbildet; der "harte" Kern der Militanten, oft um die alte
Führung gruppiert, gerät in die Minderheit. Von der Mehrheitsgewerk-
schaft wie auch vom Management massiv diskriminiert, sind ihre Ein-
flußchancen gering: Flugblätter und Zeitungen für die Belegschaft, in
denen die diskriminierenden Praktiken und das informelle Zusammenspiel
von Betriebsgewerkschaft und Management öffentlich gemacht wird. In ei-
nigen Musterprozessen wurde formal die Gleichstellung von Mehrheits-
und Minderheitsgewerkschaften erreicht. (Japan Labor Bulletin Oct. 85
und July 88)
Über Minderheitsgewerkschaften liegen nur wenige Veröffentlichungen vor. (Kawanishi
1977 u. 1981) Nach den Angaben von Kawanishi (1986, 141) entstanden in den sechziger
Jahren etwa 300 Minderheitsgewerkschaften pro Jahr. Unter den Sohyo angeschlosse-
nen Gewerkschaften gab es 1982768 Minderheitsgewerkschaften. Mitgliederzahlen sind
jedoch offenbar nicht verfügbar. Kawanishi (1984, 161ff.) sieht in den Minderheits-
gewerkschaften noch Elemente der widerständigen "Arbeiterkultur" und eines Interes-
senbewußtseins, das für die Aktivierung der japanischen Arbeiterbewegung unverzicht-
bar sei. Jedoch kann Kawanishi nur zwei Beispiele anführen, wo Minderheitsgewerk-
schaften schließlich zur Mehrheit wurden. Und nirgends wird erwähnt, daß die Minder-
heitsgewerkschaften durch die Rekrutierung von Randbelegschaften ihre Mitglieder-
basis zu verbreitern versuchen.
8.3 Die strukturellen Schwächen und Dilemmata der japanischen Gewerk-
schaften manifestierten sich in den achtziger Jahren auch auf der Ebene der
Dachverbände. Der Sohyo-Verband, bis Mitte der siebziger Jahre die
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Achse der japanischen Gewerkschaften, verlor erheblich an Macht und Ein-
fluß; ein neuer Zentralverband, der sich primär auf die Gewerkschaften in
der Privatwirtschaft stützt, bildete sich heraus. Mehrere Faktoren - innere
wie äußere - wirkten dabei zusammen.
Zum einen verlor der Sohyo-Verband die politische Führung der Shunto-
Bewegungen. Ihre politische Programmatik, oft mit radikaler Rhetorik ver-
knüpft, fand bei den Gewerkschaftsmitgliedern nicht mehr die Resonanz
wie noch in den fünfziger und sechziger Jahren. Die Shunto-Bewegungen
verloren an Schwung, auch die Ausweitung der Forderungen im "Volks-
Shunto" konnte daran nichts Entscheidendes ändern. Auch lohnpolitisch
geriet der Sohyo-Verband in die Defensive: gegen die vom Staat gewährlei-
steten sehr mageren Lohnerhöhungen konnten die früher militanten Ge-
werkschaften im Öffentlichen Dienst nurmehr ihren Protest einlegen. Zum
anderen verloren die Sohyo-Gewerkschaften an faktischem Rückhalt in der
Öffentlichkeit. Manche der Streikaktionen im Öffentlichen Dienst waren
nicht mehr politisch verständlich zu machen und tatsächlich war der Wider-
spruch zwischen Klassenkampfrhetorik und sicheren Arbeitsplätzen im Öf-
fentlichen Dienst nicht zu übersehen.
Die konservativen Regierungen sahen in dem Sohyo-Verband und insbe-
sondere in einigen ihr angeschlossenen Eisenbahner-Gewerkschaften eine
gefährliche, gegen ihre Hegemonie gerichtete Opposition. Die Anfang der
achtziger Jahre lancierten Planungen zur Privatisierung von öffentlichen
Unternehmen hatten auch den Nebenzweck, diese Opposition zu schwä-
chen. In der Ablehnung der Privatisierungspläne stand Sohyo allein, Domei
unterstützte de facto diese Pläne. Das mit der Privatisierung verknüpfte
politische Kalkül ging weitgehend auf: die in der Öffentlichkeit sehr kon-
troverse Privàtisierung der Staatsbahn (JNR) durch die Regierung Naka-
sone (1987), bei der die Freisetzung von 93.000 Beschäftigten vorgesehen
war, führte zum Zerfall der bis dahin größten und mächtigsten Eisenbah-
nergewerkschaft Kokuro (1985 184.000 Mitglieder). Innerhalb eines Jahres
verlor der Verband, der auf seiner strikten Opposition beharrte, etwa
100.000 Mitglieder. Teils durch Entlassung, teils durch Gründung einer
neuen Gewerkschaft, teils durch Übertritt in eine andere kooperationsbe-
reite Gewerkschaft. Im April 1987, als die Privatisierung in Kraft trat, hatte
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der Verband nur noch 60.000 Mitglieder. (Flunkert 1988, 161ff., Mayer
1987, 75)
Die politische Schwäche und Isolierung desSohyo-Verbandes wurden im
Zusammenhang mit den Vereinheitlichungsbestrebungen der Gewerkschaf-
ten in der privaten Wirtschaft offensichtlich. (Seifert 1984) Die Initative
gipg von den Branchenverbänden der Elektrotechnischen Industrie, der
Automobil- und Stahlindustrie sowie der des Schiffbaus aus. Die treibenden
Kräfte waren die großen Unternehmensgewerkschaften von Hitachi, To-
shiba, Nippon Steel und Nippon Kokkan, Nissan und Toyota. Ihre Interes-
senlage ist einsichtig: es geht um die langfristige Sicherung der Exportindu-
strien durch Kooperation mit der Regierung in der Wirtschafts-, Struktur-
und Industriepolitik. Die gemeinsamen Interessen hatten schon vor 1975
zur lohnpolitischen Kooperation trotz der Zugehörigkeit zu verschiedenen
Dachverbänden geführt: sie hatten die Führungsrolle in den jährlichen
Lohnrunden übernommen und regelmäßige Konsultationen mit Regie-
rungsvertretern, besonders nach der Rezession 74/75 aufgenommen.
Der Verlauf der Verhandlungen über den Zusammenschluß zu einem einheitlichen
Zentralverband der Gewerkschaften in der Privatindustrie war langwierig und mit zahl-
reichen öffentlichen Kontroversen verknüpft. (siehe Seifert 1982) Im September 1980
konstituierte sich das "Vorbereitungskomitee zur Vereinigung der Arbeiterfront", das
die Programmatik formulierte (Juni 1981). Im Dezember 1982 erfolgte der Zusammen-
schluß zum "Gesamt japanischen Rat der Gewerkschaften in der privaten Wirtschaft" -
Zenmin Rokyo, aus dem dann die Rengo-Förderation hervorging; die Dachverbände
von Domei und Churitsuroren lösten sich auf. (Inagarni 1986, Sf.) Im Sommer 1988
beschloß Sohyo, sofern einige Fragen noch definitiv geklärt würden, sich im Herbst 1989
aufzulösen und in dem neuen Zentralverband aufzugehen. (Japan Labor Bulletin Oct.
1988,3) Zum Zeitpunkt der Gründung von Rengo 1987 waren dem Zentralverband 55
Branchenverbände mit 5,5 Mio. Mitglieder angeschlossen.
In den Auseinandersetzungen über den Zusammenschluß spielten Fragen
der praktischen Interessenvertretung, mögliche Strategien und ihre organi-
satorischen Voraussetzungen keine Rolle. Umkämpft waren einzig Fragen
der politisch-ideologischen Programmatik und - davon kaum verdeckt -
Fragen der parteipolitischen Taktik. Die von den Initiatoren repräsentierte
Position - Kooperation von Kapital und Arbeit, keine politischen Streiks
und keine Unterstützung der KPJ - brachten den Sohyo-Verband in fast
unlösbare Schwierigkeiten. Die linkssozialistisch und kommunistisch orien-
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tierte Minderheit opponierte und beharrte auf den überkommenen verbal-
radikalen Positionen: Klassenkampf, keine Kollaboration mit dem Kapital,
Kampf gegen die konservative Regierung und ihre "nationalistisch-neoim-
perialistische" Politik. Die sozialistische Mehrheit suchte nach Kompromiß-
formeln. Die beschriebene Frontstellung zwischen Mehrheit und Minder-
heit besteht in dem Präsidium des Dachverbandes wie auch in einzelnen
Branchenverbänden, so auch in dem zweitgrößten der Sohyo angeschlosse-
nen Verbände, dem Lehrerverband Nikkyoso (1988 655.000 Mitglieder).
Im November 1989 löste sich der Sohyo-Dachverband auf und die Mehrheit seiner
Branchenverbände, auch die des Öffentlichen Dienstes, traten dem neuen, unbekannten
Zentralverband Shin-Rengo bei. Ihm gehören jetzt 83 Branchenverbände mit über 8
Mio. Mitgliedern an, etwa zwei Drittel aller gewerkschaftlich Organisierten. Program-
matisch wie auch praktisch lockern sich damit die Bindungen an die politischen Par-
teien, vor allem die SPJ und die DSP; zugleich machte der Shin-Rengo in seiner Satzung
die Distanzierung zur KPJ zur Beitrittsbedingung. Wie abzusehen war, konstituierte sich
in Konkurrenz zu Shin-Rengo ein zweiter, weit schwächerer Dachverband, Zenro-Ren,
der sich an der KPJ orientiert. Ihm haben sich der Verband der Präfektur- und Kommu-
nalbediensteten und ein Teil der gespaltenen Lehrergewerkschaft angeschlossen. Neben
den beiden Dachverbänden besteht noch die linkssozialistische "Verbindungskonferenz
japanischer Gewerkschaften". (Seifert 1990)
Den Initiatoren und Promotoren des Rengo-Zusammenschlusses wie auch
ihren linken Kritikern ist eines gemeinsam: die Betriebsgewerkschaften und
damit das Konstruktionsprinzip der gewerkschaftlichen Interessenvertre-
tung werden nicht angetastet und bleiben unproblematisiert. Die Vermu-
tung liegt nahe, daß sie als unveränderbar angesehen werden. (Seifert
1988, 6) Zwar wird von beiden Seiten hervorgehoben, daß es dringend
notwendig sei, die Millionen Unorganisierten in den Klein- und Mittel-
betrieben und im expandierenden Dienstleistungsbereich für die Gewerk-
schaften zu gewinnen - der Shin-Rengo-Zentralverband ist jedoch keines-
wegs eine Lösung dieses Problems. Ebensowenig bietet er eine alternative,
wirksamere Strategie der Interessenvertretung in den Betrieben, obwohl sie
dringlicher wäre denn je.
Die Entwicklung seit 1985 mit den spektakulären Außenhandelsüberschüs-
sen und der fortschreitenden Yen-Aufwertung macht das überdeutlich. Auf
die Verteuerungen der Exporte reagierten die Unternehmen der Elektro-
technischen Industrie, der Automobil- und der Maschinenbau mit drama-
78
tisch gestiegenen Auslandsinvestitionen einerseits und forcierter Rationali-
sierung andererseits. Beiden Reaktionen stehen die Betriebsgewerkschaf-
ten hilflos gegenüber. Das prekäre Problem wird von japanischen Ökono-
men (Shimada 1988, Sumiya 1988) wie auch von Analytikern im Mm ge-
sehen. Empfohlen werden die Steigerung der Binnennachfrage durch hö-
here Masseneinkommen, die Stimulierung der Inlandsinvestitionen vor al-
lem in der öffentlichen Infrastruktur und im Wohnungsbau sowie eine
spürbare Verkürzung der Arbeitszeiten. Bislang gab es zwar eine moderate
Kehrtwendung der staatlichen Wirtschafts- und Steuerpolitik - die relativ
hohen Wachstumsraten von 5.6% (1987) und 5.5% (1988) sind auf erhöhte
Binnennachfrage zurückzuführen, auch wurde der Zugang zum japanischen
Binnenmarkt für Importe von Industriegütern erleichtert; jedoch folgten
die Gewerkschaften und die Arbeitgeber nicht den wohlmeinenden
Ratschlägen: die Lohnsteigerungen lagen immer noch unter dem Produkti-
vitätsanstieg und die Arbeitszeiten sind nicht kürzer geworden. (Ifo 1989, 5)
Die eingefahrene Struktur der Industriellen Beziehungen läßt keine andere
als die einzelwirtschaftliche Rationalität zu. Die notwendigen Strukturver-
änderungen in den Institutionen der Industriellen Beziehungen sind weder
rasch noch mit administrativen Maßnahmen zu erreichen, und von der libe-
ral-konservativen Regierung ist nicht ein Ausbau des Wohlfahrtsstaates zu
erwarten. Beides würde die gesellschaftliche und politische Machtverteilung
tangieren. Der neue Zentralverband ist nicht Ausdruck eines neuen Klas-
senkompromisses, eher deutet er auf eine Angleichung der Gewerkschaften
an die dominanten Kapitalinteressen. Denkbar ist allenfalls, daß auf der
Basis der Interessenparallelität der Exportindustrie und ihrer gewerk-
schaftlichen Branchenverbände mit Hilfe der staatlichen Bürokratie einige
wohlfahrtsstaatliche Maßnahmen sich realisieren ließen. Nicht zu erkennen
ist indessen, worauf eine weitergehende sanktionsfähige Durchsetzungs-
macht der Gewerkschaften sich stützen könnte.
Die "Vergemeinschaftung" im Betrieb, die die japanischen Unternehmen
und ihre Beschäftigten zu den allseits bestaunten Leistungen befähigten,
hat die Gewerkschaften geschwächt und in eine Sackgasse getrieben. Shi-
mada, ein anerkannter Vertreter der Arbeitsökonomie hat den kritischen
Punkt benannt: ''These institutional and organizational elements built into
labor-management relations reinforce a peculiar mode of values and beha-
vioral patterns by both management and labor. These values and behavioral
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patterns tend to limit and conform perspectives only to the individual
enterprise. Further, they encourage close labor-management cooperation
almost to the extent of blind acceptance of any and all policies and practices
which benefit the enterprise .... This culture constrains both, Japanese ma-
nagement and labor from recognizing seriously the critical contemporary
social needs". (Shimada 1988, 8) Shimada sieht die Notwendigkeit einer
größeren Autonomie der Gewerkschaften. Seine Vorschläge - er plädiert
vor allem für eine, vom Betrieb unabhängige ökonomische Sicherung der
hauptamtlichen Funktionäre, auch für die Zeit nach der Pensionierung -
rühren jedoch nicht an das Prinzip der Betriebsgewerkschaft selbst. Das
scheint jedoch an seine inhärenten Grenzen zu stoßen - auch auf dem Feld
einer eng definierten, nur ökonomischen Interessenvertretung: die beschei-
denen Lohnsteigerungen und die überlangen Arbeitzeiten helfen nicht,
ökonomische Ungleichgewichte zu beseitigen. Strukturell zeigen sich die
Grenzen des Organisationsprinzips in dem wachsenden Anteil der "nicht-
regulären" Beschäftigten und dem expandierenden "dritten" Arbeitsmarkt
von Leiharbeitnehmern. Jedoch besteht damit keineswegs die Auflösung
der für Japan spezifischen Beschäftigungspraktiken und mit ihnen die
Struktur der Industriellen Beziehungen auf der Tagesordnung. Die Interes-
sen des Managements wie auch der betrieblichen Kernbelegschaften stehen
dem entgegen. Die große Mehrheit der Arbeitnehmer jedoch ist unorgani-
siert, zum Teil in "Betriebsgemeinschaften" eingebunden, in jedem Fall par-
tikularisiert. Marktprozesse erzeugen zwar ähnliche Interessenlagen, brin-
gen jedoch allein keine Interessenorganisationen hervor.
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Schlußbemerkung
Daß Struktur und Funktionsweise gewerkschaftlicher Interessenvertretung
soziale und ökonomische Ungleichheiten zwischen verschiedenen Gruppie-
rungen der Lohnarbeiterklasse stabilisieren, gilt in verschiedenem Umfang
für alle Gewerkschaften. Es kann als Konstante in der Geschichte der Ge-
werkschaften angesehen werden, daß relativ privilegierte Gruppen den
Kern der gewerkschaftlichen Organisation bilden: die Oualifizierten mit ei-
ner beruflichen Ausbildung oder langjährigen Anlernung, mit relativ siche-
ren Arbeitsplätzen und relativ guten Löhnen. Weil nicht leicht ersetzbar,
verfügen sie über wirksame Durchsetzungsmacht. Die Gewerkschaften
mußten und konnten sich vor allem auf diese Gruppen stützen. Und fraglos
setzten sich auch ihre spezifischen Interessen in der gewerkschaftlichen Po-
litik durch. Lohnskalen, "job demarcations", Systeme der Arbeitsplatzbe-
wertung und Leistungslohnsysteme waren die Mechanismen, mit denen die
relativen Lohn- und Statusdifferenzierungen gesichert wurden. Das verhin-
derte jedoch nicht, sondern war vielfach Voraussetzung dafür, daß die In-
teressen der weniger Qualifizierten mit weniger sicheren Jobs und in Klein-
betrieben im Schlepptau der durchsetzungsfähigeren Gruppen zum Zug
kommen konnten und "mitgezogen" wurden. Solche Verkoppelungsmecha-
nismen - ein wesentlicher Aspekt gewerkschaftlicher Solidarität - erlauben
die Verringerung von Lohndifferenzen. Die Industriellen Beziehungen Ja7
pans unterscheiden sich von denen der Bundesrepublik vor allem darin, daß
solche Verkopplungen mit ihren "Mitzieh-Effekten" innerbetrieblich un-
gleich weniger wirksam sind und zwischenbetrieblich gänzlich fehlen. Dafür
ist nicht bloß das Betriebsgewerkschaftsprinzip verantwortlich zu machen,
sondern ebenso auch die "Vergemeinschaftung" der Betriebskollektive. Sie
verfestigt nicht nur Status- und Lohnunterschiede zwischen Kern- und
Randbelegschaften, zwischen großen und kleinen Betrieben, sondern ver-
leiht ihnen auch eine wirksame Legitimation. Die Zugehörigkeit zur "Be-
triebsgemeinschaft" bestätigt die in Schule und Hochschule vollzogenen
Selektionsprozesse und erzeugt eine Identifikation mit dem Betriebskollek-
tiv, die die Grenzen zwischen eigenen und Betriebsinteressen verschwim-
men läßt. Die Wirksamkeit der betrieblichen "Vergemeinschaftung" zeigt
sich vor allem darin, daß der Gedanke an Veränderungen der gewerk-
schaftlichen Organisation gar nicht mehr aufkommt.
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Demgegenüber nehmen sich die Verhältnisse in der Bundesrepublik un-
gleich solidarischer und egalitärer aus. Das branchenweite Tarifvertragssy-
stem hat - trotz anhaltender Massenarbeitslosigkeit - seine Schutzwirkung
für die große Mehrheit der Beschäftigten (ea. 80%) behalten; die Lohndif-
ferenzen zwischen Groß- und Kleinbetrieben sind im Vergleich zu Japan
relativ gering. Nicht zu verkennen ist jedoch, daß sich an anderer Stelle, an
der Grenzzone zwischen Beschäftigung und Arbeitslosigkeit, massive Un-
gleichheiten entwickelten, denen gegenüber auch große Industriegewerk-
schaften machtlos sind. Unverkennbar ist - den japanischen Verhältnissen
nicht unähnlich - die Abschottung der betrieblichen Arbeitsmärkte nach
außen. Ihre Basis ist ein expliziter oder auch nur impliziter Interessenkorn-
prorniß zwischen Management und Betriebsräten: die Zusicherung, Mas-
senentlassungen zu vermeiden, wurde kompensiert mit der Zusage, den
notwendigen Rationalisierungsschub gegenüber der Belegschaft abzustüt-
zen. Und ähnlich wie in Japan erfolgt die Rekrutierung neuer Arbeitskräfte
primär über informelle Kontakte und Empfehlungen. Gelernte werden Be-
werbern ohne Berufsausbildung vorgezogen, auch wenn sie nur als Ange-
lernte eingesetzt werden sollen. Management wie Betriebsräte setzen auf
informelle soziale Kontrollen und die normativen Begleiteffekte der Be-
rufsbildung. - Betriebsräte wie Gewerkschaften konnten sich dem Druck
der Beschäftigten, ihre Arbeitsplätze soweit irgend möglich zu sichern, nicht
entziehen, wenn auch dadurch vor allem die relativ gut entlohnten Stamm-
belegschaften begünstigt werden. Da sie den stabilen Kern der Gewerk-
schaftsmitglieder darstellen, mußte schon ihr einfaches Bestandsinteresse
die Gewerkschaften veranlassen, eine solche Politik zu unterstützen.
Ihre Kehrseite ist zwangsläufig die Marginalisierung all derer, die nicht zu
den Stammbelegschaften gehören: Beschäftigtengruppen, die zwischen
kurzzeitiger Erwerbstätigkeit und längeren Phasen der Erwerbslosigkeit
pendeln, und vor allem die dauerhaft Arbeitslosen, mit den Folgen erodie-
render Qualifikationen, langfristiger Zerstörung der Arbeitsfähigkeit und
sozialer Isolierung - Gruppen, die aus dem Einflußbereich des gewerk-
schaftlichen Handeins herausfallen. Ähnlich hilflos stehen die Gewerk-
schaften den Problemen derer in "prekären" Beschäftigungsverhältnissen
gegenüber: unfreiwilliger Teilzeitarbeit, befristeten Arbeitsverhältnissen,
denen mit geringfügiger Beschäftigung und den verschiedenen Formen von
halblegaler und illegaler Leiharbeit. Die Zahl der davon Betroffenen
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nimmt zu und in Mehrheit sind sie ohne wirksame kollektiv- und arbeits-
rechtliche Schutzgarantien. Der Druck jeder "industriellen Reservearmee"
suspendiert partiell das Regelsystem der Industriellen Beziehungen und
droht das Tarifvertragssystem auszuhöhlen und mit ihm auch das "Normal-
arbeitsverhältnis", an das die sozialstaatliehen Sicherungen angeschlossen
sind. Das Risiko, aus dem Beschäftigungssystem ausgegrenzt zu werden und
auf die Sozialhilfe angewiesen zu sein, ist in der Bundesrepublik wahr-
scheinlich größer als in Japan, wo sich in den zahlreichen Kleinbetrieben
immer noch Jobs, wenn auch mit schlechter Bezahlung finden lassen. Im
System der Industriellen Beziehungen der Bundesrepublik sind den Ge-
werkschaften indes Wege versperrt, den obwaltenden Erosionstendenzen
der kollektiv- und arbeitsrechtlichen Sicherungen wirksam entgegenzuar-
beiten. Der Versuch, durch die Verkürzung der Arbeitszeit, das überschüs-
sige Angebot an Arbeitskräften zu verknappen - so wichtig er für die Stabi-
lisierung der relativen Machtstellung der Gewerkschaften gegenüber den
Arbeitgeberverbänden war - hatte nach allen Berechnungsverfahren nur ge-
ringe Beschäftigungseffekte. Auch die Industriegewerkschaften der Bundes-
republik laufen Gefahr die Ungleichheit der Beschäftigungschancen zu ver-
festigen und nurmehr die Interessen der Beschäftigten im "Normalarbeits-
verhältnis" zu vertreten.
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Tabellen
Tabelle 1:
Wirtschaftliche Entwicklung Japans (jährlicher Anstieg in Prozent)
BIP Produk- Lohnanstieg Arbeitslosen-
(real) tivität (real) quote
1970. 7,6 7,2 9,1 1,2
1971 5,0 4,6 7,2 1,3
1972 9,2 7,8 8,7 1,3
1973 4,5 2,5 6,4 1,3
1974 -0,4 0,2 6,5 1,5
1975 3,9 3,4 2,7 1,9
1976 4,6 3,6 1,3 2,0
1977 5,3 3,7 3,4 2,1
1978 5,2 3,7 2,4 2,2
1979 5,3 3,8 1,2 2,0
1980 4,0 2,8 -0,8 2,1
1981 3,3 2,5 2,4 2,2
1982 3,2 1,9 1,4 2,5
1983 3,7 2,3 0,6 2,7.
1984 5,1 4,0 1,5 2,8
1985 4,3 3,8 0,7 2,6
1986 2,6 1,8 2,3 2,8
1987 5,6 3,7 2,2 2,8
aus: Deutschmann 1988, S. 246 und Japan Productivity Center, 1990
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TabeUe2:
Arbeitnehmer nach Betriebsgröße (ohne Landwirtschaft)
Betriebe mit ... Beschäftigten
Arbeitnehmer 1-29 30-299 300 u. mehr Staatliche
(in 1000) % % % Verwaltung
%
1974 35.622 31,5 25,5 30,4 12,2
1977 37.517 32,8 26,0 28,6 12,5
1982 42.454 33,9 26,3 27,5 12,2
aus: Ernst 1986, S.86
TabeUe3:
Alterstruktur der männlichen regulär beschäftigten Arbeitnehmer in der Industrie nach
Betriebsgrößen
in Betrieben mit ... Arbeitnehmern
Alter alle Arbeit- lO00u. mehr 999-100 99-10
nehmer
1979 1985 1979 1985 1979 1985 1979 1985
19-24 13,0 12,4 11,3 11,5 14,8 13,6 13,0 12,1
25-34 34,1 27,9 36,2 29,1 34,9 29,0 31,7 25,7
35-44 27,8 30,5 30,3 32,9 27,2 29,9 26,3 28,6
45-54 17,6 20,5 18,5 20,9 16,4 19,3 17,9 21,2
55-64 6,0 7,7 3,3 5,2 5,6 7,4 8,8 10,4
65 u.
älter 1,4 1,0 0,3 0,2 1,2 0,8 2,6 2,0
aus: Tsuda 1987, S. 37
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Tabelle 4:
Verdienstunterschiede'Ï nach Betriebsgrößen im Produzierenden Gewerbe
(Manufacturing) (Index: Betriebe über 500 Besch. = 100)
Betriebe mit ... Beschäftigten
499-100 99-30 29-5
1970 81,4 69,6 61,8
1975 82,9 68,7 60,2
1976 81,3 66,9 58,6
1977 82,0 66,8 59,9
1978 82,7 68,1 60,6
1979 81,1 66,4 59,5
1980 80,5 65,4 58,0
1981 80,0 65,3 57,0
1982 78,9 64,1 56,7
1983 79,0 64,0 56,6
1984 79,5 63,0 57,3
1985 77,1 62,9 54,9
1) Gesamtverdienst (total earnings) einschließlich Bonus und Überstundenverdienst
aus: Japan Producitivity Center, 1988, p. 19
Tabelle 5:
Lohn- und Produktivitätsunterschiede nach Betriebsgröße (nur Produzierendes
Gewerbe /Manufacturing) 1984
Betriebe mit ... Beschäftigten
1000 u. 500-999 499-100 99-50 49-10 9-1
mehr
Verdienst 100,0 84,9 70,3 59,2 54,6 43,8
Produktivität 1) 100,0 88,5 68,7 47,3 40,7 30,3
1) value added per employee (Nettoproduktionswert je Beschäftigten)
aus: Japan Productivity Center 1988, p. 114
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Tabelle 6:
Unterschiede der Arbeitszeit nach Betriebsgröße (1983)
Betriebe mit ... Beschäftigten
1000 u. 999-100 99-30 29-10
mehr
Jährliche Gesamt-
arbeitszeit (Std.)
Index
davon Überstunden
Arbeitstage/Jahr
Arbeitsfreie Tage
pro Jahr (Wochen-
enden und Urlaub)
2068 2192 2309 2380
100
202
251,3
113,7
106,0
162
267,5
97,5
111,6
138
281,0
84,0
115;1
138
286,8
78,2
aus: Sohyo White Paper 1987, Tabelle 4-3
87
Tabelle 7:
Lohn- und Arbeitsbedingungen von Teilzeitbeschäftigten (1983)
Reguläre Teilzeit-
beschäftigte 1) (in %)
Normalarbeitszeit 38,0
7 Std. und mehr
Reguläre 6 Tage 50,3
Arbeitswoche
Bezahlter Jahresurlaub 31,2
"Work rules" (geregelte 68,3
Pausen etc.)
mit Arbeitslosen- 45,2
versicherung
mit Krankenversicherung 43,5
mit Altersversicherung 41,1
mit Bonuszahlung 62,7
mit Abfindungszahlungen 9,6
Durchschnittliche Be- 3 Jahre und
triebszugehörigkeit mehr
Temporäre Teilzeit-
beschäftigte 2)(in %)
51,2
24,9
3,7
3,3
1,6
10,7
2,0
3 Monate und
mehr
1) Reguläre TeiJzeitbeschäftigte sind für eine unbegrenzte Zeit angestellt oder aber auf Kurzzeitbasis,
jedoch faktisch mit einer Tätigkeit, die schon länger als zwei Monate dauert, bei mindestens 18
Arbeitstagen pro Monat.
2) Temporäre TeiJzeitbeschäftigte sind auf kurzfristiger Basis angestellt; faktisch ist jedoch die Tätigkeit
von längerer Dauer.
aus: Sohyo White Paper 1987, Tabelle 5-1
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TabeUe8:
Verbreitung von Formen der Grundlohnbestimmung (nach Anteil der Unternehmen, in
Prozent)
Tätigkeitsbezogene Personenbezogene Kombinierte
Systeme Systeme Systeme
(1) (2) (3)
1970 28 18 53
1973 44 11 45
1975 40 11 49
1977 43 11 46
1979 45 9 46
Tätigkeitsbe- Senioritäts- Tätigkeits- Kombinierte
zogene Systeme lohn Systeme u. Senioritäts- Systeme
bezogene Systeme
(4) (5) (6) (7)
1980 14 7 62 17
1983 14 5 61 20
1984 15 6 66 13
(1) und (4), auch mit "arbeitsbezogenen Systemen" zu übersetzen; die Anforderungen
wie auch Können erfassen
(2) umfaßt Lebensalter wie Betriebszugehörigkeit
(3) erfassen in wechselndem Verhältnis Senioritäts-, Lebensalter- und
Fertigkeitskomponenten
(5) reiner Senioritätslohn nach Betriebszugehörigkeit
(6) "zusarnmengefaßtes System" von Seniorität, Anforderung und Können
(7) Kombiniert in wechselndem Gewicht alle genannten Komponenten
aus: Arbeitsministerium, Untersuchung über Lohn und Arbeitszeit, in: Katsuyo Rodo
Tokei 1986, p. 93 (vereinfachte Tabelle)
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Tabelle 9:
Mitglieder, Organisationsgrad und Streikbewegung der japanischen Gewerkschaften
Streiks
Jahr Mitglie- Organisa- Betriebsge-
derstand tions- werkschaften Anzahl Streikende Ausfalltage
in Tsd. grad" (abs.) inTsd.
1970 11.605 35,4 60.954 2.260 1.720 3.770
1971 11.798 34,8 60.954 2.527 1.896 5.978
1972 11.889 34,3 60.954 2.498 1.544 5.074
1973 12.098 33,1 60.954 3.326 2.235 4.543
1974 12.462 33,9 60.954 5.217 3.621 9.606
1975 12.590 34,4 69.333 3.391 2.732 7.974
1976 12.509 33,7 70.039 2.720 1.356 3.224
1977 12.437 33,3 70.625 1.712 692 1.498
1978 12.383 32,6 70.868 1.517 660 1.353
1979 12.309 31,6 71.780 1.153 450 919
1980 12.369 30,8 72.693 1.133 563 998
1981 12.471 30,8 73.694 950 247 543
1982 12.526 30,5 74.091 944 216 535
1983 12.520 29,7 74.579 893 224 504
1984 12.464 29,1 74.486 596 155 354
1985 12.418 28,9 74.579 627 123 264
1986 12.343 28,2 74.499 620 118 243
1987 12.272 27,6 474 101 256
, Gewerkschaftsmitglieder in % der abhängig Beschäftigten
aus: Deutschmann 1988(c), S. 247, Japan Labor Bulletin 1986-88
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Tabelle 10:
Gewerkschaftsmitglieder nach Wirtschaftsbereichen und Dachverbänden (in %) 1986
Wirtschaftszweige Sohyo Domei Shinsan- Churitsu- Sonstige
betsu roren
Gesamte Wirtschaft 35,2 17,5 0,5 12,6 38,8
'Landwirtschaft 32,8 7,5 0,1 59,5
Forstwirtschaft 82,3 12,8 5,3
Fischerei 1,4 41,0 17,4 40,2
Bergbau 51,4 19,2 3,6 25,8
Bauwirtschaft 12,2 4,4 0,0 45,8 39,4
Verarbeitende In- 15,6 28,0 1,3 18,4 42,7
dustrie
Elektrizität, Gas, 26,0 60,8 10,8 58,8
Wasser
Transport, Kommuni- 56,4 20,5 0,4 0,0 26,4
kation
Groß-, Einzelhandel, 5,6 31,3 0,0 4,1 66,7
Restaurant
Finanz., Versiehe- 1,4 1,4 36,0 61,8
rungen
Immobilien 21,2 11,4 0,0 85,3
Dienstleistungen 59,7 4,0 0,1 0,9 36,8
Öffentlicher Dienst 90,6 2,8 0,0 6,7
Sonstige 34,2 8,4 57,4
aus: Rodosho, Nihon no rodokumiai no genjo 1986, S. 19
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TabeUe 11:
Gewerkschaftsmitglieder und Branchenverbände nach der Zugehörigkeit zu den
Dachverbänden 1984
Total Private Sectori) Public Secto~)
l'an-sans" Membership Membership "Tan-sans" Membership
(Federations) (1,000 persons)(Federations) (1,000 persons) (Federations) (1,000 persons)
1. Sohyo
(General Council of 50 4.431 29 1.424 21 3.007
Trade Unions of Japan)
2. Domei
(Japanese Con- 30 2.177 22 um 8 150
federation of Labor)
3. Churitsuroren
(Federation of 10 1.512 10 1.512 0
Independent Unions
of Japan)
4. Shinsanbetsu 5 60 4 57 3
(National Federation of
Industrial Organizations)
5. Others
Independent unions 4.836 4.5% 240
which are not affiliated
with the above four
national centers.
Zenminrokyo
(Japanese Private 54 4.835 54 4.835
Sector Trade Union
Council)
Kinzoku Rokyo
(Japan Council of 2.012 2.012
Metalworkers'
Unions-IMF-Je)
Kagaku Enerugi Rokyo
(Japan Council of 657 657
Chemical and Energy
Unions-ICF-JAF)
1) The labor unions covered under the Union Law.
2) The labor unions covered under the various labor laws related to the public sector.
Source: Ministry of Labor, Basie Survey on Trade Unions, 1984.
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Tabelle 12:
Gewerkschaftlicher Organisationsgrad nach Wirtschaftsbereichen und Betriebsgröße
1970 1980 1985 1987
alle Wirtschafts-
zweige u. Öff. Dienst 35,4 30,8 28,9 27,6
'Privatwirtschaft 28,5 24,5 24,3 24,0
Öffentl. Unternehmen 82,2 74,5 61,7 K.A
Betriebsgrößen (nur
Privatwirtschaft)
500u. mehr 63,9 61,1 59,9 100-68,0
499 - 100 30,7 27,8 24,3 100-27,4
99 - 30 8,9 7,4 6,7 6,2
29 - 1 0,6 0,5 0,5 0,4
Bauwirtschaft 25,0 16,2 19,3 18,0
Industrie 38,0 34,7 32,9 34,2
Handel 9,7 10,4 10,6 8,8
Banken, Versicherungen 68,5 56,8 49,9 49,7
Transport, Verkehr 63,9 61,5 56,9 56,5
Kommunikation
Elektrizität, Gas, Wasser 76,9 79,7 67,9 66,7
Dienstleistungen 26,2 23,0 20,1 16,7
Öffentlicher Dienst 65,6 69,1 71,0 72,4
aus: Japan Labor Bulletin, May 1988, p. 5
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Tabelle 13:
Mitgliederverluste des Kenkokukinzoku-Branchenverbandes in der Hyogo-Präfektur
1974-1982
Erzwungene Auflösung d. Personal- Betriebs- Spaltungd. Gesamter
Kündigung Gewerkschaft reduktion Dach schließung Gewerkschaft Mitglieder-
(Entlassung) aufgr. eines Konkurs/ Aus-u. vertust
Konkurses Vergleich Übertritte
Gew. MitgI. Gew. MitgI. Gcw. MitgI. Gew. MitgI. Gew. MitgI. Gew. MitgI.
Stand
1974 12 4235 13 766 3 125 5 505 4 277 37 5908
1982 12 2253 3 61 (1) (2) 15 2316
Verluste - 1982 13 766 64 5 505 3 275 22 3592
absolut
% 55,2 21,3 1,8 14,1 7,6 60,8
aus: Zenkokukinzoku, Kinzoku Rodo Shiryo, 1983/2, p. 52
Tabelle 14:
Gewerkschaftsmitglieder nach Betriebsgröße (ohne Öffentlichen Dienst)
Betriebe mit 000Beschäftigten (in 1000)
alle
Betriebe 1000 u. 999- 299- 99-30 29uo "allgem,
mehr 300 100 weniger Gewerk
schaften,,1)
abs 80714 40987 1.366 1.034 466 71 790
1977 % 100 57,2 15,7 11,9 5,3 0,8 9,1
abs 90249 50360 1.443 1.022 440 65 919
1986 % 100 57,9 15,6 11,0 4,8 0,7 9,9
1) 'allgemeine' (amalgamated) Gewerkschaften erfassen Beschäftigte in verschiedenen, zumeist kleineren
Betrieben.
aus: Japan Productivity Center 1988, po101
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Tabelle 15:
Einstellung der Gewerkschaften zur Einführung neuer Technologien (in %)
Grundsätzlich Unver- Grundsätzlich Unentschieden
dafür meidlieh dagegen KA
Erhebung 1983
alle Befragten 54 37 2 8
Sohyo 32 47 8 12
Domei 67 28 5
Churitsuroren 51 45 4
Andere 58 33 9
Erhebung 1981
alle Befragten 37 37 1,5 20,1
aus: Japan Institut of Labor 1984, p. 6
Tabelle 16:
Verhandlungen mit dem Management bei der Einführung von neuen Technologien
(in%)
Verhandlungen Keine Verhandlungen K.A.
alle Befragten 56 42 2
Sohyo 54 44 2
Domei 57 42 1
Churitsuroren 72 27 1
Einstellung
dafür 58 40 2
unvermeidlich 57 42 1
dagegen 57 43
aus: Japan Institute of Labor 1984, p. 7
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Tabelle 17.1-4
Japan
1960 --> 1976 Young Old
(percentages)
MERITRATING:
Regarding the practice of comparing workers
through merit rating, I am
1. willing to be compared according to a
procedure set at management's 6--> 35 5--> 34 8 --> 37
discretion
2. willing to be compared provided it is on
the basis of procedures long-established 11--> 8 11--> 8 11--> 11and widely-recognized in other
companies
3. willing to be compared provided the
procedure ist set with participation of 57 --> 43 46--> 42 69 --> 43
the union
4. unwilling to be compared through merit 26 --> 14 38 --> 16 12 --> 9rating
PROMOTION DECISIONS:
In deciding upon promotion to various
supervisory levels, higher management
should:
1. make such decisions carfully on the 47 --> 71 43 --> 67 50 --> 80basis of its own judgments
2. consult the labor union before making 11--> 6 11--> 6 12 --> 6such decisions
3. secure agreement from the labor union 13 --> 9 12 --> 10 14 --> 6on all such decisions
4. secure agreement from subordinates 29 --> 14 34 --> 17 24--> 8who will be affected
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Japan
1960 -- > 1976 Young Old
(percentages)
DECISION SHARING:
When changes in work methods must be
made, I think a supervisor should:
1. decide himself what the changes shall be
and put them into effect, since he is in 3 --> 3 3--> 2 3 --> 5
charge of the work
2. first decide on the changes, and then
ask for the cooperation of the 21--> 27 17--> 23 24--> 35
workers
3. first ask workers for their suggestions
regarding proposed changes, and then 74 --> 67 77 --> 71 72--> 58
decide what to do
4. allow workers to decide for themselves
what changes should be made and 2 --> 3 3 --> 4 1--> 2
how to make them
PERSONAL INVOLVEMENT:
When a worker wishes to marry,
I think his (her) superior should:
1. help select a possible mate and serve as 6--> 5 4--> 4 9--> 6
go-between
2. offer personal advice to the worker 66 --> 80 63 --> 83 69 --> 76
if requested
3. merely present a small gift from the 21--> 10 25 --> 8 17--> 14
company
4. not be involved in such a personal 7--> 5 8--> 5 5 --> 4
matter
aus: Takezawa/Whitehill1981/83, p. 91, 99, 113, 119
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Band2 herausgegeben von Walther Müller-Jentsch
Josef Hilbert, Hans Joachim Sperling
Die kleine Fabrik
Beschäftigung, Technik und Arbeitsbeziehungen
Rainer Hampp Verlag, München und Mering 1990, 207 S., DM 32.80
Klein- und Mittelbetriebe sind zu Hoffnungsträgern für die wirtschaftliche und
soziale Entwicklung geworden. Die (Wunsch-)Vorstellung der markterfolg-
reichen, technisch und arbeitsorganisatorisch innovativen und sozial flexiblen
kleinen Fabrik findet in Wissenschaft und Politik prominente Fürsprecher.
Entspricht dieses Bild der Wirklichkeit?
Die kleine Fabrik geht dieser Frage empirisch nach. In einem an der Universi-
tät Paderborn durchgeführten Forschungsprojekt wurden 225 Unternehmen
schriftlich befragt, in 28 Unternehmen in vier Branchen führten die Autoren
ausführliche Betriebsrecherchen durch.
Die Studie vermittelt einen empirisch gehaltvollen Beitrag zur aktuellen
Debatte über soziale, ökonomische und technische Perspektiven von Klein-
und Mittelbetrieben, wie sie derzeit in der Betriebs- und Personalwirtschaft
und den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften geführt wird.
Josef Hilbert, Dr., Diplom-Soziologe, arbeitet am Institut Arbeit und Technik,
Wissenschaftszenjrum Nordrhein- Westfalen in Gelsenkirchen. Arbeitsschwerpunkte:
Sozialpolitik, Industrielle Beziehungen, Technikforschung.
Hans Joachim Sperling, Dr., Diplom-Soziologe, arbeitet im Fach Soziologie an der
Universität GH Paderborn. Arbeitsschwerpunkte: Arbeitszeitpolitik, Industrielle
Beziehungen, Neue Technologien.
Josef Hilbert
Unternehmerverbände
im produzierenden Ernährungsgewerbe
Eine Studie über die Organisation vonWirtschaftsinteressen und den
Chancen und Risiken der Einbeziehung von organisierten Teilinteressen in
die Konzeption und Implementation öffentlicher Politiken
Rainer Hampp Verlag, München und Mering 1988,365 S., DM 39.80
Die Studie ist Teil eines international und branchenübergreifend
vergleichenden Projektes über die "Organisation von Wirtschaftsinteressen".
Dabei steht speziell die aktuelle Diskussion um die "Staatsentlastung durch
Verbände" - im Sinne des Korporatismus - im Vordergrund.
Einer theoretischen Darlegung der intermediären Rolle der Verbände
zwischen Markt und Staat folgt der empirische Hauptteil der Arbeit.
Die Ausführungen konzentrieren sich zunächst auf die Wirtschaftsstrukturen
im produzierenden Ernährungsgewerbe. Anschließend analysiert der Autor
die Verbände aus drei Branchen des produzierenden Ernährungsgewerbes
sowie die Spitzenverbände der deutschen Ernährungsindustrie. Speziell wird
überprüft, ob die Verbände auch dann ihre organisatorische Stabilität wahren
können, wenn sie durch Kompromisse und Zugeständnisse an Dritte einen
Teil ihrer Mitglieder zwangsläufig enttäuschen.
Im Interpretationsteil faßt J. Hilbert die Ergebnisse im Lichte der
vorangegangenen theoretischen Überlegungen zusammen.
Josef Hilbert, Dr., Diplom-Soziologe, arbeitet am Institut Arbeit und Technik,
Wissenschaftszentrum Nordrhein-Westfalen in Gelsenkirchen. Arbeitsschwerpunkte:
Sozialpolitik, Industrielle Beziehungen, Technikforschung.
J. Flecker, G. Schienstock (Hg.)
Flexibilisierung, Deregulierung und Internationalisierung
Interne und externe Rekonstrukturierung betrieblicher Organisation
Rainer Hampp Verlag, München und Mering 1991, ea. 320 S., ca. DM 42.80
1. Flexible Organisation und Arbeitskräfteeinsatz
Poliert: Von den flexiblen Firmen zur flexiblen Spezialisierung
Beisheim, v. Eckardstein, Müller: Flexibilisierung der industriellen Fertigung durch
partizipative Organisationsformen
Jurczyk, Kudera: Verfügung über Zeit? Die ganz unterschiedlichen Auswirkungen
flexibler Arbeitszeiten auf die Lebensführung
Thompson: Flexibilität und Regulierung in chinesischen Unternehmen
Hill: Qualitätsmanagement und flexible Firmen
2. Flexibilisierung und industrielle Arbeitsbeziehungen
Traxler: Die Arbeitszeitpolitik der Verbände und ihre Umsetzung in Unternehmen
Leichsenring, Hummel: Postfordistische Rationalisierungen und ihre Auswirkungen auf
gewerkschaftliche Arbeitspolitik
Brose, Bode, Voswinkel: Besondere Beschäftigungsverhältnisse in Frankreich und der
BRD und Formen ihrer Regulierung
3. Technischer Wandel und flexible Arbeitsorganisation
Lichte: Qualitätsstrategien und Arbeitsorganisation in der europäischen Stahlindustrie
Meggeneder. Grenzen der Flexibilität - am Beispiel der Industrieroboter
Heidenreich. Flexibilisierung und betriebliche Steuerungsmodelle
4. Konzernorganisation und Internationalisierung
Ramsey: 1997 - Das Jahr der Multies?
Flecker, Schienstock: Betriebsübernahmen und Konzernstrukturen
Bechtle: Internationalisierung von Markt und Produktion in der
Unterhaltungselektronik: Eine Konzernstrategie und ihre Grenzen
Doleschal: Neue Logistikkonzepte der bundesdeutschen Automobilindustrie
Der Band RationaHsierungsdynamik und Bf!jtriebsgemeinschaft han-
delt von den Industriellen Beziehungen in Japan. Beschrieben wird,
.. wie die japanischen Gewerkschaften den Konjunkturumbruch Mitte
der siebliger Jahre und den nachfolgenden Rationalisierungsschub
problemlos bewältigten. Gefragt wird nach den Gründen der wider-
, standslpsen Anpassung an die geänderten ökonomischen Eiiorder-
Vom Manageg1ent ge~ie~ eingesetzte Strategien :z:~r Sozial-
und "Vergemeinschaftung" des Kollektivs der gewerk-
organisierten Stammbelegschaften waren dafür entschei-
Dabei warehauch spezifisch japanische, kulturelle Traditionen
im Spiel, wichtig~rjedoch war, wie sie genutzt wurden.
t~
Die Untersuchung b~stätigt die These, daß die Industriellen Be-
ziehungen Japàns dem westlichen Modell sich nicht annähern, son-
dern sich eher; von ih'm entfernen und einem eigenen Entwicklungs-
pfad folgen. Die hi~rzulande gelegentlich geäußerten Erw~rtungen,
die japa~lschen Verhältnisse würden sich denen in Westeuropa an-
gleich rI> ürtten "so rasch nicht eingelöst werden. Ebenso wird plau-
er Qbertragung japaniseher Managementstrategie!l. f)'àèh
a enge Grenzen gezogen sind. +
Joachim Bergmann, Dr. Diplom-Soziologe, Professor am Institut für
Soziologie der TH Darmstadt. Arbeitsschwerpunkte: Industriesoziolo-
gie, Industrielle Bézie~ungen
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